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1. Einleitung

Unter den mannigfachen Ursachen für den Kollaps des Kommunismus,
einem „cluster notwendiger, je für sich jedoch kaum hinreichender Krisen-
tendenzen“1, und damit auch für den Zusammenbruch des Ostblocks sowie
für das Ende des Ost-West-Konfliktes ist die mangelnde Innovationsfähigkeit
von Zentralplanwirtschaften nach sowjetischem Muster mit an erster Stelle
zu nennen. Wenn auch der Zeitpunkt des Zusammenbruchs der DDR poli-
tisch determiniert war, so lagen seine tieferen Ursachen vor allem auf dem
Feld der Technologie.2 Die systemimmanente Innovationsschwäche wirkte
sich besonders im Bereich der Hochtechnologien aus, denen in Zeiten des
Wettrüstens nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine militärische
Bedeutung zukam. Für die DDR war, besonders in den achtziger Jahren, die
Mikroelektronik die Schlüsseltechnologie, für deren Aufbau die politische
Führung unverhältnismäßig große Mittel bereit stellte.

Dabei hatte die Staatspartei die Bedeutung der Mikroelektronik als einer
Schlüsseltechnologie mit erheblichen ökonomischen Konsequenzen erst sehr
spät erkannt. Der Beschluss des Zentralkomitees der SED vom Juni 1977
über den „beschleunigten Aufbau“ einer mikroelektronischen Industrie er-
folgte zu einem Zeitpunkt, als der Rückstand zum internationalen Niveau in
entscheidenden Bereichen zwischen vier und neun Jahren betrug. Die SED
betrachtete nun die Entwicklung der Mikroelektronik als „Kernfrage für die
Forcierung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts“,3 der letzten
Endes den Wettstreit der Systeme entscheiden würde. Sehr bald musste die
Parteiführung jedoch erkennen, dass trotz des Einsatzes enormer Mittel für
den Aufbau einer „Mikroelektronik Made in GDR“ der Abstand zum inter-
nationalen Niveau beständig anwuchs. Das Ziel konnte nicht mehr in der
Schließung der „technologischen Lücke“ bestehen. Angesichts der sich meh-
renden Zeichen wirtschaftlichen Niederganges erfuhr die Mikroelektronik
für die politischen Entscheidungsträger einen Bedeutungswandel. Sie spielte
nunmehr eine wichtige Rolle bei der Stabilisierung des SED-Regimes, wie
die Rede von Parteichef Honecker im Februar 1988 vor den Kreissekretären
seiner Partei erkennen lässt. Die DDR „als entwickeltes sozialistisches
Industrieland mit einem beträchtlichen Lebensstandard“, so argumentierte
er, habe keine andere Wahl, wolle sie „ihren sozialen und gesellschaftspoliti-
schen Handlungsspielraum“ behalten.4 Der Verweis darauf, dass die DDR
zu den wenigen Ländern der Erde gehörte, in denen die Hochtechnologie
Mikroelektronik nicht nur angewendet, sondern auch aus eigener Kraft wei-
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1 Müller, Totalitarismus und Modernisierung, S. 67.
2 Vgl. Stokes, Constructing Socialism, S. 204.
3 Müller, Die Politik der SED zur Herausbildung und Entwicklung der Mikroelektro-

nikindustrie, S. 20.
4 Erich Honecker, Rede vor den 1. Kreissekretären der SED. Neues Deutschland vom

13./14. Februar 1988, S. 4.



terentwickelt wurde, sollte von den Problemen des Alltags und der Konzep-
tionslosigkeit der Staatspartei ablenken.

Auf der Grundlage einer Rekonstruktion und nachfolgenden Analyse von
Entscheidungs- und Implementierungsprozessen im High-Tech-Bereich wird
mit der vorliegenden Studie eine Antwort auf die Frage gesucht, ob die
Staatssicherheit über die vielfach beschriebenen Funktionen als politische
Geheimpolizei und „Beschaffer“ von Embargo-Technik innerhalb des Herr-
schaftsgefüges des SED-Staates noch andere Funktionen wahrnahm, so z. B.
als weiteres Steuerungselement in bestimmten Bereichen der Wirtschaft.

Vorangestellt wird diesem empirisch-analytischen Teil ein kurzer histori-
scher Abriss der Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR (Kapitel 3).
In Kapitel 4 werden dann fünf Entscheidungs- und Implementierungspro-
zesse von besonderer Tragweite für die Entwicklung der Mikro- und Opto-
elektronik so genau rekonstruiert, wie es die verfügbaren Quellen erlauben,
um das Zusammenwirken von Staatspartei, staatlicher Administration und
Staatssicherheit im Zeitraum zwischen 1977 bis 1989 zu untersuchen.

Der grundlegende Beschluss des Politbüros zur „Beschleunigung der
Entwicklung, Produktion und Anwendung der Mikroelektronik in der DDR“
vom Juni 1977 fiel in die von Judt als Periode der „Sozialpolitik und Indust-
rieentwicklung“ (1971 bis 1981) bezeichnete Phase der wirtschaftlichen
Entwicklung der DDR, die anderen Fallbeispiele stammen aus der von ihm
als Phase des „Niederganges und der Lethargie“ (1982 bis 1989) bezeichne-
ten Zeit.5 Das ist zunächst der Politbürobeschluss zur „Profilierung des
Kombinates Carl Zeiss Jena“ vom 24. Mai 1983, der eine erhebliche Verstär-
kung des Engagements im militärischen Bereich bedeutete, sowie die Be-
schlüsse über die Entwicklung des Bezirkes Erfurt zu einem „Zentrum der
Hochtechnologie“. Der vor allem mit Hilfe des MfS betriebene Technologie-
transfer unter Embargobedingungen und dessen negative Auswirkungen auf
den Versuch, komplette Chipfabriken zu exportieren, illustriert den einge-
schränkten Handlungsspielraum der DDR-Hochtechnologie. In der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre befanden sich die Funktionäre des Industriezwei-
ges Mikroelektronik zunehmend in einem Dilemma.

In Kapitel 5 werden die Entscheidungsprozesse des Kapitels 4 anhand
quantitativer und qualitativer Kriterien miteinander verglichen, um tieferge-
hende Einsichten in die Steuerungsmechanismen eines wichtigen Teilberei-
ches der Wirtschaft in der DDR zu gewinnen und neue Fragestellungen zu
entwickeln.
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2. Steuerungselemente und Steuerungsmechanis-
men in der Zentralplanwirtschaft

2.1 Zum Forschungsstand

Zu den wesentlichen Charakteristika der Steuerung einer Kommandowirt-
schaft gehört eine Doppelbürokratie von Staatspartei und staatlicher Admi-
nistration. In zahlreichen Publikationen der jüngsten Zeit werden Funktions-
weise und Schwächen dieses Systems analysiert und die maßgeblichen
Institutionen wie auch die wesentlichen Steuerungselemente beschrieben.
Gernot Gutman und Hannsjörg F. Buck stellen in anschaulicher Form den
hierarchischen Aufbau der Wirtschaftsverwaltung der DDR im Bereich der
zentralgeleiteten Industrie dar. Obwohl formalrechtlich der Ministerrat im
Auftrag der Volkskammer den Staat und die Wirtschaft regierte, leitete die-
ser in der Praxis jedoch die Staatsgeschäfte ausschließlich nach den Weisun-
gen des Generalsekretärs der SED, des Politbüros und des Zentralkomitees
der SED.6 In einem Gesetz über den Ministerrat der DDR wurde dieser
1972 verpflichtet, die Beschlüsse des Politbüros strikt zu befolgen.7 Klaus
Schröder weist in seiner Beurteilung der Rolle der SED in Wirtschaftsfragen
darauf hin, dass die Parteiorgane vom Politbüro bis hin zur örtlichen Ebene
in ökonomischen Angelegenheiten das letzte Wort hatten.8 Matthias Judt
benennt personelle, sachliche und taktische Mittel, mit denen die SED ihre
„ausschließliche Entscheidungsgewalt“ durchsetzen konnte. Personell, indem
sie die Mehrheit der Mitglieder in Entscheidungsgremien stellte (Nomenkla-
turkader), sachlich, indem sie durchsetzte, dass Regierungsbeschlüsse der
vorherigen Zustimmung durch die Parteiführung bedurften und taktisch,
indem sie „exklusives Herrschaftswissen“ dadurch schuf, dass Informa-
tionen dosiert und zensiert an ihre untergeordneten Gremien weitergeleitet
wurden.9 Im Ergebnis einer Analyse der Handlungsräume und Rationalitäts-
kriterien von Wirtschaftsfunktionären im Politbüro und dem Zentralkomitee
der SED sowie in Ministerrat und Staatlicher Plankommission bescheinigt
M. Rainer Lepsius der Wirtschaft der DDR eine „hohe Detailplanung […]
ohne wirtschaftspolitische Steuerungskapazität“, aus der sich allerdings
„keine systematische Wirtschaftspolitik“ ergab.10

Alle genannten Darstellungen betonen die Doppelbürokratie von Staats-
partei und staatlicher Administration in der Wirtschaftslenkung bei politi-
scher Dominanz der SED. Zur Rolle der Staatssicherheit in der Wirtschaft
im allgemeinen wie auch in der Hochtechnologie im besonderen liegen bis-
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6 Gutmann/Buck, Die Zentralplanwirtschaft der DDR, S. 7–54.
7 Herbst/Ranke/Winkler, So funktionierte die DDR, Band 2, S. 899.
8 Schröder, Der SED-Staat, S. 489.
9 Judt, Aufstieg und Niedergang der „Trabi-Wirtschaft“, S. 93.
10 Lepsius, Handlungsräume und Rationalitätskriterien der Wirtschaftsfunktionäre,

S. 347–362.



lang nur wenige Spezialstudien vor. In einem Aufsatz beschäftigte sich Jörg
Roesler bereits 1994 mit der Bedeutung der Industriespionage für das Inno-
vationsgeschehen innerhalb des planwirtschaftlichen Systems der DDR. Er
attestiert der Hauptabteilung XVIII des MfS einen direkten Kontakt zu den
obersten Partei- und Planungsinstanzen und damit „ein sicheres Mittel,
Innovationsstockungen zu beseitigen“. Ein Weg, der allerdings nur in Aus-
nahmefällen möglich gewesen sei.11

Reinhard Buthmann beschreibt das Zusammenwirken von Staatspartei,
staatlicher Administration und Staatssicherheit auf betrieblicher Ebene am
Beispiel des Kombinates Carl Zeiss und der Objektdienststelle Zeiss in Jena.
Er stellt die Auswirkungen des übertriebenen Geheimnisschutzes auf die
Auswahl geeigneter Mitarbeiter und Führungskräfte, die „Kadersicherung“,
in den Mittelpunkt seiner Studie. Dabei gelangt er zu der Auffassung, dass
die dadurch wesentlich geprägten „definierten Bedingungen“ zu Mut- und
Risikolosigkeit in Forschung und Entwicklung führten, letztlich in eine
Stagnation.12

Mit der Verortung des MfS in Wissenschaft und Hochtechnologie sowie
der Rekonstruktion der Geschichte der damit befassten Abteilungen 5 und 8
innerhalb der Hauptabteilung XVIII beschäftigt sich Buthmann in einer
zweiten Studie. Die Kooperation der Staatssicherheit mit der SED und staat-
lichen Institutionen beschreibt er darin außerordentlich detailliert anhand
zahlreicher Beispiele und Personen, die in idealtypischer Weise die „Trias
von SED-, Staats- und MfS-Interessen“ verkörperten.13

Eine Dokumentation zur Rolle und Struktur der Objektdienststellen im
„Chemiebezirk“ Halle vermittelt ebenfalls Einblicke in die Wechselbezie-
hungen von Staatssicherheit und Staatspartei. Hans-Joachim Plötze gelangt
zu dem Urteil, dass auf dieser Ebene die Entscheidungen „letztlich durch die
SED-Führung“ getroffen wurden, wobei meist keine sachlichen Erwägun-
gen, sondern politische Interessen den Ausschlag gaben.14

Raymond Stokes benennt vier Hauptfelder der Aktivitäten des MfS in
Wissenschaft und Technologie, die sich von der Absicherung im Inneren
über die Informationsbeschaffung aus international verfügbaren Quellen
und die klassische Wirtschaftsspionage bis hin zur Beschaffung von Embargo-
Technik erstreckten. Mit der Charakterisierung der Sekundärrohstoffwirt-
schaft (Sero) und der Stasi als „especially important and interesting instituti-
ons within the evolving system of innovation in East Germany“ weist er nicht
nur auf die Bedeutung des MfS für die Entwicklung von Hochtechnologien,
sondern auch auf eine besondere Qualität der Institution Staatssicherheit
hin, ohne diese allerdings näher zu bezeichnen.15
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11 Roesler, Industrieinnovation und Industriespionage in der DDR, S. 1026–1040.
12 Buthmann, Kadersicherung im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena, S. 132.
13 Buthmann, Hochtechnologien und Staatssicherheit, S. 174.
14 Vgl. Plötze, Das Chemiedreieck im Bezirk Halle aus der Sicht des MfS.
15 Stokes, Constructing Socialism, S. 203.



Die Möglichkeit, dass die Staatssicherheit sich zu einem dritten Steue-
rungselement in sensiblen Bereichen der Wirtschaft entwickelt haben könn-
te, wodurch aus der Doppelbürokratie von Staatspartei und Staatsapparat
eine Führungstrias entstand, wird in den genannten Arbeiten kaum in
Betracht gezogen. Allein Kristie Macrakis verallgemeinert in einer Unter-
suchung zum illegalen Technologietransfer der DDR die Tatsache, dass MfS,
Politbüro und Wissenschaftsministerium als „Machtdreieck“ in „sonst nicht
bekanntem Ausmaß“ kooperierten. Sie schlussfolgert, dass „die DDR-Gesell-
schaft zu einem Staatssicherheitsregime geworden“ war.16

2.2 Das MfS auf dem Weg zum dritten Steuerungselement

Unter formalen Gesichtspunkten war das Ministerium für Staatssicherheit
ebenso ein Bestandteil der staatlichen Administration wie die anderen
Ministerien. Die Dynamik der Veränderung der äußeren Rahmenbedin-
gungen, nicht zuletzt aber auch Entwicklungen innerhalb der DDR, führten
dazu, dass die Staatssicherheit im Bereich der Hochtechnologien nicht nur
eine sehr viel komplexere, sondern auch eine gewichtigere Rolle spielte als
die Fachministerien. Deshalb erscheint die These vom MfS als drittem
Element der Wirtschaftssteuerung in der Endphase des Staatssozialismus
durchaus plausibel.

Den damit unterstellten Einfluss besaß das Ministerium für Staatssi-
cherheit jedoch nicht von Anfang an. Der Weg zu einer auch in Wirtschafts-
fragen mitbestimmenden Institution war lang. In den fünfziger Jahren war
der Einfluss in diesem Bereich der Gesellschaft noch sehr gering, wie sich
am Beispiel der Luftfahrtindustrie recht gut zeigen lässt. Die Entscheidung
über die Liquidation dieses Industriezweiges mit immerhin rund 25 000
Beschäftigten im Jahre 1961 trafen Politbüro und Staatliche Plankommission
noch ohne Konsultation des MfS.17 Erich Mielke reagierte darauf mit der
Auflösung der eigens für die Sicherung der Flugzeugindustrie, der Kern-
forschung und der Verteidigungsindustrie gebildeten Abteilung VI.18

In den achtziger Jahren hingegen lief, so die hier vertretene These, zumin-
dest in der Hochtechnologie nichts mehr ohne das MfS. Dieses hatte sich zu
„der strategischen Querschnittsinstitution“ mit einem „beträchtlichen ver-
deckten Steuerungs- und Manipulationspotential“ entwickelt, das „für die
Staats- und Wirtschaftsorganisation der DDR eine erhebliche Stabilisie-
rungsleistung“ erbrachte.19 Mit dem Begriff der „Führungstrias“ soll diese
bislang zu wenig beachtete Qualität hervorgehoben werden. Zu den Aufga-
ben des MfS gehörte nicht nur die illegale Beschaffung von Rechentechnik
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16 Macrakis, Das Ringen um wissenschaftlich-technischen Höchststand, S. 88.
17 Vgl. Barkleit, Die Rolle des MfS beim Aufbau der Luftfahrtindustrie der DDR.
18 Haendke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
19 Henke, Klaus-Dietmar, Staatssicherheit, S. 726/727.



und technologischen Spezialausrüstungen für die Mikroelektronik sowie die
entscheidende Mitwirkung bei der Besetzung von Leitungs- und Schlüssel-
positionen, sondern es nahm darüber hinaus auch Einfluss auf Entscheidun-
gen von strategischer Bedeutung.20

Die Möglichkeiten des MfS, steuernd und manipulierend in Prozesse und
Abläufe einzugreifen, waren in der Wirtschaft deutlich geringer als in ande-
ren Bereichen der Gesellschaft, wie z. B. Justiz,21 Kultur und Sport. Die
inneren und äußeren Zwänge, die an dieser Stelle mit den Begriffen Man-
gelwirtschaft und Embargo nur holzschnittartig angedeutet werden sollen,
engten den Handlungsspielraum des „Schildes und Schwertes der Partei“
entscheidend ein. Der Begriff „verdecktes Steuerungspotential“ beschreibt
die Fähigkeit des MfS, in der Wirtschaft mit konspirativen Mitteln darauf
hinzuwirken, einen für richtig akzeptierten Kurs der Staatspartei beizubehal-
ten bzw. durch die Beseitigung von Hemmnissen zu optimieren. Dem Ziel,
Fehlsteuerungen zu korrigieren und dadurch zu einem möglichst hohen
Wirtschaftswachstum beizutragen, diente im Selbstverständnis des MfS auch
die „verdeckte Manipulation“, worunter vor allem bewusste Fehlinterpreta-
tion von Fakten bzw. die zielgerichtete Konstruktion von Sachverhalten zu
verstehen ist. Die Manipulation war auch ein gewichtiges Instrument bei der
Disziplinierung von Beschäftigten auf allen Ebenen der betrieblichen
Hierarchie.

In dem Ehrgeiz, effektivitätsfördernde Beiträge in der Volkswirtschaft lei-
sten zu wollen, manifestierte sich der Anspruch des MfS, neben der SED
und dem Staatsapparat als „Dritter im Bunde“ auch Steuerungsfunktionen
übernehmen zu wollen. Wenngleich das Selbstverständnis des MfS über
seine Rolle in der Volkswirtschaft in den Jahrzehnten seiner Existenz einem
Wandel unterlag, hielt es solange wie nur irgend möglich an dem grundle-
genden Prinzip eines Geheimdienstes fest, keinerlei institutionelle Zusam-
menarbeit mit anderen Einrichtungen der staatlichen Administration einzu-
gehen. Das MfS entwickelte statt dessen eigene Strukturen und verpflichtete
einzelne Personen in herausgehobener Stellung als sogenannte „IM in
Schlüsselposition“ für die konspirative Zusammenarbeit.

Mit Hilfe von Forschungsprojekten, Diplomarbeiten und Dissertationen
an der Juristischen Hochschule in Potsdam, dem theoretischen Zentrum des
MfS, sollte dieses Konzept kontinuierlich weiterentwickelt und den aktuellen
Erfordernissen angepasst werden. So formulierten Oberstleutnant Neuß,
Oberstleutnant Dr. Tippmann und Major Dr. Fischer bereits 1975 im
Abschlussbericht eines Forschungsthemas: „Das Zusammenwirken des MfS
mit anderen Staats- und Wirtschaftsorganen ist stets personifiziert. Es geht
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20 Ein Beispiel für eine solche Einflußnahme ist eine Studie des MfS zum Import eines
Kernkraftwerkes aus der Bundesrepublik vom Februar 1987, ein knappes Jahr nach
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl. BStU, Ast. Rostock, OD KKW Greifswald,
Bl. 94.

21 Vgl. z. B. Vollnhals, Der Fall Havemann. 



nicht um das Zusammenwirken mit anderen Institutionen schlechthin.“ Die
Eigenständigkeit des MfS unterstrichen sie mit der Feststellung, dass der
„Ausgangspunkt zur konkreten Gestaltung des Zusammenwirkens immer
die spezifische Aufgabenstellung entsprechend der politisch-operativen Situa-
tion des betreffenden Sicherungsbereiches“ sei und nicht „die Aufgaben-
stellung anderer Organe und Einrichtungen.“22 Als generelle Ziele des
Zusammenwirkens mit den Leitern der Staats- und Wirtschaftsorgane nann-
ten sie die „Bekämpfung der subversiven Angriffe des Feindes gegen die
Volkswirtschaft“, die „Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung“ sowie
die nur gemeinsam mögliche Erkennung „politisch-operativer Schwerpunk-
te“. Allerdings maßen sie diesem „offiziellen Zusammenwirken“ eine gerin-
gere Bedeutung bei als den Inoffiziellen Mitarbeitern (IM/GMS), die sie als
„Hauptkräfte im Kampf gegen die subversiven Angriffe des Feindes“
bezeichneten. In der Praxis zeichnete sich aber bereits in den siebziger Jah-
ren ab, dass die IM-Netze in den Betrieben diesem Anspruch in keiner Weise
gerecht wurden, sondern auch in der Hochtechnologie vor allem der Obser-
vierung der Belegschaften dienten.23

In den achtziger Jahren wurde die Problematik in einer gemeinsamen
Forschungsarbeit an der Juristischen Hochschule durch Major Dr. Ulrich
Hinkel, Hauptmann Stefan Sebbin und Oberstleutnant Wolfgang Budan
unter der Regie der von Oberst Dr. Wenzel, der als „Praxisbetreuer“ durch
die Hauptabteilung XVIII eingesetzt wurde, erneut thematisiert.24 Am
Beispiel der „Elektronisierung der Volkswirtschaft“ diskutierten die MfS-
Theoretiker den Anspruch, dass die „Gesamtheit der tschekistischen Arbeit
als ein komplex zu verwertendes Ergebnis einen Beitrag zur Erhöhung der
Leistungskraft der Volkswirtschaft“ zu erbringen habe. Als „Gesamtheit“
definierten sie die „Einheit von Feindbekämpfung, Schadensabwendung und
Unterstützung“, wobei die Reihenfolge wohl der Wertigkeit der einzelnen
Elemente aus Sicht des MfS entsprach.

Die trotz aller Anstrengungen der DDR nicht zu schließende technologi-
sche Lücke führte in der Praxis allerdings dazu, dass sich die Umgehung der
Embargobestimmungen, die „Unterstützung“ also, zu dem dominierenden
Schwerpunkt der geheimdienstlichen Anstrengungen für die Hochtechnolo-
gien entwickelte, und damit tatsächlich eine „erhebliche Stabilisierungsleis-
tung“ erbracht wurde.
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22 Neuß/Tippmann/Fischer, Das Zusammenwirken des MfS mit den Leitern von
Staats- und Wirtschaftsorganenen bei der politisch-operativen Sicherung der Volks-
wirtschaft. BStU, MfS-JHS 21843, Bd. I, Bl. 73.

23 Vgl. Barkleit, Dunsch, Anfällige Aufsteiger.
24 Budan, Wolfgang/Hinkel, Ulrich/Sebbin, Stefan, Zur sicherheitspolitischen Durch-

dringung der breiten Anwendung der Schlüsseltechnologien, insbesondere der
Mikroelektronik, Rechentechnik und CAD/CAM. Zu damit verbundenen Anforde-
rungen an die Einleitung und Realisierung leistungs- und effektivitätsfördernder
Maßnahmen bei Gewährleistung der Einheit von Feindbekämpfung, vorbeugender
Schadensabwendung und Unterstützung. BStU, MfS-JHS 22005.



2.3 Die Führungstrias in der Hochtechnologie

In ihrer Diplomarbeit beschäftigten sich Hauptmann Uwe Nilius und Haupt-
mann Fred Hausmann im Jahre 1988 mit Problemen der Hochtechno-
logie.25 Unter Berufung auf eine Rede von Franz Joseph Strauß vom 26. Juli
1985 im amerikanischen Georgetown benutzten sie den Begriff der „unbluti-
gen technologischen Schlacht“ zur Charakterisierung einer neuen Phase der
Systemauseinandersetzung, die vor allem im Bereich der Hochtechnologie
stattfinde. Sie leiteten daraus die Verpflichtung des MfS ab, „effektivitätsför-
dernde Maßnahmen zum Unterlaufen und Durchbrechen des Embargos für
die Durchsetzung der ökonomischen Strategie [der Partei] einzuleiten und
zu realisieren“. Mit der Empfehlung, die Einflussnahme der Sicherheitsbe-
auftragten26 auf die inhaltliche Ausgestaltung der „Aufgabenstellung Embar-
go“ zu gewährleisten, zeigten die Autoren, auf welche Weise das verdeckte
Steuerungspotential effektiver genutzt werden könnte. Inoffizielle Mitar-
beiter „mit Feindberührung“ (IMB) und „in Schlüsselpositionen“ avancier-
ten zu den entscheidenden Akteuren für das Funktionieren dieses Konzepts.

Als Anfang der achtziger Jahre im Zeichen des amerikanischen SDI-Pro-
grammes, der Vision eines weltraumgestützten Raketenabwehrsystems ihres
Präsidenten Ronald Reagan, und der Umsetzung des NATO-Doppelbe-
schlusses das Engagement der DDR im Rüstungssektor eine neue Qualität
erreichte, war das Prinzip der „ausschließlich nichtinstitutionellen Zusammen-
arbeit“ nicht mehr länger durchzuhalten. Der Übergang von der Herstellung
und dem Verkauf von Militärtechnik auf der Grundlage sowjetischer Lizen-
zen zur Eigenentwicklung hochmoderner Kampfmittel erforderte nach dem
Verständnis von Staatspartei und Staatssicherheit besondere sicherheitspoli-
tische Maßnahmen. In die Führungsgruppe des Regierungsbeauftragten für
diese Sonderaufgaben wurde auch ein offizieller Vertreter des MfS berufen.

Der permanente Druck der politischen Führung auf die Entscheidungs-
träger in der Wirtschaft, endlich durchschlagende Erfolge in der militäri-
schen und zivilen Nutzung von Hochtechnologien vorweisen zu können,
führte im November 1985 zur Bildung einer „Politischen Führungsgruppe
zur Forcierung der Arbeiten an Schlüsseltechnologien“. Auf Anregung des
Sekretärs des Zentralkomitees der SED für Wirtschaft, Günter Mittag, der
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25 Nilius, Uwe/Hausman, Fred, Politisch-operative Erfahrungen bei der Realisierung
effektivitätsfördernder Maßnahmen zur Durchsetzung der ökonomischen Strategie
der SED in Schlüsselbereichen der Volkswirtschaft, dargestellt am Sicherungsgegen-
stand Embargo im Bereich des Ministeriums Elektrotechnik/Elektronik. BStU, MfS-
JHS 21406.

26 Sicherheitsbeauftragte waren als Offiziere im besonderen Einsatz bzw. Inoffizielle
Mitarbeiter im „Auftrag des zuständigen staatlichen Leiters“ für die Durchsetzung
sicherheitspolitischer Erfordernisse verantwortlich. Sie waren vor allem im Apparat
des Ministerrates, den Fachministerien, den zentralgeleiteten Kombinaten sowie in
ausgewählten Einrichtungen und Betrieben tätig. Vgl. auch Buthmann, Kadersiche-
rung im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena, S. 63–65.



sich vorher mit Erich Mielke beraten hatte, berief Honecker den Leiter der
Abteilung Maschinenbau und Metallurgie im Zentralkomitee, Gerhard
Tautenhahn, die Staatssekretäre Karl Nendel vom Ministerium für Elektro-
technik und Elektronik und Alexander Schalck vom Ministerium für Außen-
handel sowie den Stellvertreter des Vorsitzenden der Staatlichen Plankom-
mission für volkswirtschaftliche Gesamtrechnung und Plankoordination,
Siegfried Wenzel, in dieses Gremium.27 Über die konspirative Mitwirkung
durch Nendel und Schalck hinaus wurde das MfS dadurch auch institutionell
in die Tätigkeit der Führungsgruppe eingebunden. Mit der Abkehr der
Staatssicherheit vom Prinzip der „nichtinstitutionellen Zusammenarbeit“
erreichte das Zusammenwirken mit der Staatspartei und der staatlichen
Administration im Bereich der Hochtechnologie eine neue Qualität. Die
institutionelle Mitarbeit bestand in der Abstimmung von gemeinsamen
Arbeitsschritten für sicherheitspolitische Maßnahmen, besonders der Kader-
bestätigung, der Kontrolle und der gegenseitigen Information.28 Die Füh-
rungsgruppe hob noch einmal ausdrücklich hervor, dass Schlüsseltechno-
logien durch die Partei geführt würden. Das betreffe auch den gesamten
staatlichen Kontrollmechanismus.29 Die Stellung des GMS „Sekretär“ des
MfS und Staatssekretärs im Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik,
Karl Nendel, wurde durch die Berufung in die Führungsgruppe so weit
gestärkt, dass er zur absoluten „Nummer Eins“ der DDR für Vorhaben von
strategischer Bedeutung in Wissenschaft und Technik avancierte.

Angesichts der zahlreichen Probleme bei der Erweiterung der Produk-
tionsstätten in Erfurt-Südost um Fabriken zur Herstellung höchstintegrierter
Speicherschaltkreise bemühte sich das MfS in der zweiten Hälfte der achtzi-
ger Jahre verstärkt darum, strategische Entscheidungen zu beeinflussen. Es
wurde die Devise ausgegeben, „die Unterstützungsarbeit in das Vorfeld von
Entscheidungen mit hohem Investaufwand zu verlagern“, um „Wunschträu-
me im Ansatz“ erkennen und korrigieren zu können.30

Inwieweit die Staatssicherheit ihr verdecktes Steuerungspotential und
ihre institutionellen Möglichkeiten im Bereich der Hochtechnologien tat-
sächlich aktivieren konnte oder wollte, soll in den Fallbeispielen des Kapitels
4 im einzelnen analysiert werden.

2.3.1 Schematische Übersicht

Die nachfolgende Tabelle vermittelt eine „Momentaufnahme“ des hierarchi-
schen Aufbaus der „drei Säulen“ der Führungstrias mit den für den Bereich
der Hochtechnologien wesentlichen Institutionen. Jede der drei Säulen ver-
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27 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 10230, Bl. 1–4.
28 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 10230, Bl. 1–3.
29 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 10230, Bl. 5–7.
30 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9117, Bl. 10–32.
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31 Zu Entwicklung, Aufgaben und Verantwortungsbereichen der Abteilungen 5 und 8
der HA XVIII vgl. Buthmann, Hochtechnologien und Staatssicherheit, S. 10–91.

32 Der Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) unterstand offiziell dem Minis-
terium für Außenhandel. Faktisch war er aber ein Organ des MfS. Zur Geschichte
und Rolle des Bereichs KoKo vgl. Haendke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung
XVIII: Volkswirtschaft.

33 Die Kommission „Mikroelektronik“ wurde erst im Februar 1985 im Forschungsrat
gebildet. Geleitet wurde sie vom Rektor der Technischen Hochschule Karl-Marx-
Stadt, Prof. Manfred Krauß. Die Anleitung und Kontrolle erfolgte durch den stellver-
tretenden Minister für Wissenschaft und Technik, Prof. Montag. (SAPMO-BArch,
DF 4, Nr. 22245).

34 Bei „IM in Schlüsselpositionen“ handelte es sich um Inoffizielle Mitarbeiter in verant-
wortlichen Positionen in staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen, Betrieben und
Kombinaten, die „zur Herausarbeitung und Durchsetzung bedeutsamer Sicherheitser-
fordernisse, zum Erarbeiten operativer bedeutsamer Informationen über die Lage im
Verantwortungsbereich sowie zur Legendierung operativer Kräfte, Mittel und Metho-
den des MfS wirksam werden“. (Suckut, Das Wörterbuch der Staatssicherheit, S. 197).

Politbüro

Wirtschaftskommis-
sion beim Politbüro

Hauptabteilung (HA)
XVIII (Abt. 5 u. 8)31

Bereich Kommerzielle
Koordinierung32

Mnisterrat

Staatliche Plankom- 
mission (SPK)

Zentralkomitee:

– Sekretär f. Wirtschaft
– Abt. Maschinenbau

u.
Metallurgie

– Abt. Forschung u. 
techn. Entwicklung

Ab. XVIII der Bezirks-
verwaltung:

– Dresden
– Erfurt
– Gera

Ministerium für
Elektrotechnik/
Elektronik

Ministerium für 
Wissenschaft/Technik

Forschungsrat 
(Kommission Mikro-
elektronik)33

Parteileitung der 
Kombinate/Betriebe

Bezirksleitung der
SED:

– Dresden
– Erfurt
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Staatliche Leitung 
(Generaldirektoren)
der Kombinate:

– Mikroelektronik
Erfurt
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Ojektdienststelle: 

– OD Zeiss Jena

Staatliche Leitung der
einzelnen Betriebe

Offizielle Kontakte zur
Leitung der
Kombinate/ Betriebe

– Offiziere im besonde-
ren Einsatz

– IM in
Schlüsselpositionen34

– IM-Netze in den
Betrieben

Tabelle 1: Die Führungstrias

Staatspartei Staatliche Staatssicherheit
(SED) Administration (MfS)



fügte über eigene Strukturen bis hinunter auf die betriebliche Ebene verfüg-
te. Die Omnipräsenz der Staatspartei war dadurch gewährleistet, dass im
MfS seit 1969 generell jeder35 und in der staatlichen Administration zumin-
dest die Mitarbeiter auf den oberen Ebenen der SED angehörten.

2.3.2 Die wesentlichsten Institutionen

Bereits zu Beginn des betrachteten Zeitraums, im Jahre 1976, hatten alle auf-
geführten Institutionen ihre endgültige Struktur und ihren Kompetenz-
bereich gefunden, die sie bis zum Zusammenbruch der DDR in der friedli-
chen Revolution des Herbstes 1989 im wesentlichen beibehielten. Personelle
Veränderungen in den Führungsetagen gab es zwar in gewissem Umfang,
doch hatten diese in aller Regel keine einschneidenden Auswirkungen. Für
den Hochtechnologiebereich sind der Wechsel an der Spitze des Minis-
teriums für Elektrotechnik und Elektronik im September 1982 sowie in der
Abteilung Maschinenbau/Metallurgie des Zentralkomitees der SED im
Jahre 1986 erwähnenswert, wenn auch für die weitere Entwicklung nahezu
bedeutungslos.

Von ausschlaggebender Bedeutung hingegen war eine Konstante in der
Wirtschaftführung der DDR: Günter Mittag, der Wirtschaftssekretär im
Zentralkomitee. Mittag verfügte in den Augen von Honecker über eine
„nicht vergleichbare wirtschaftspolitische Kompetenz“ und besaß die „per-
sönliche Befehlsgewalt“ über wichtige Fachabteilungen des ZK-Apparates,
die hochsensible Arbeitsgruppe Zahlungsbilanz und die Wirtschaftskom-
mission beim Politbüro.36

Das Politbüro selbst beschäftigte sich nach dem Juni-Beschluss von 1977
bis zum Jahre 1989 auf insgesamt 38 Sitzungen mit Problemen der Mikro-
elektronik. Die Verteilung auf die einzelnen Jahre zeigt, dass der neue struk-
turpolitische Schwerpunkt, die neue „Fortschrittsindustrie“,37 keinesfalls
kontinuierlich geführt wurde. Die grafische Darstellung dieses Sachverhaltes
spiegelt ein für die DDR in vielen Bereichen von Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft typisches „Auf und Ab“ wider – inszenierte Kampagnen mit
den sie begleitenden propagandistischen Überhöhungen sollten nicht nur
eine mobilisierende Wirkung entfalten, sondern auch eine dynamische Ent-
wicklung vortäuschen. In der Realität allerdings waren nicht immer
Kampagnen, wie sie für das Maximum der Kurve um 1987 verantwortlich
waren, sondern auch aktuelle Krisensituationen, wie die Kürzung der sowje-
tischen Rohöllieferungen, die tiefere Ursache für besondere Aktivitäten des
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35 Gieseke, Die hauptamtlichen Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit,
S. 12.

36 Vgl. Herbst, Ranke, Winkler, So funktionierte die DDR, Band 2, S. 900.
37 Vgl. Roesler, Wirtschafts- und Industriepolitik, S. 291.



Politbüros im Hochtechnologiebereich. Damit ist das Maximum der Kurve
im Jahre 1982 zu erklären.
An der Spitze der Staatlichen Plankommission, die nominell dem Minis-
terrat unterstellt war, stand seit 1965 Gerhard Schürer, der nach Ulbrichts
Tod von Ende 1973 an als Kandidat auch dem Politbüro angehörte. Die
Plankommission war für die gesamtstaatliche Planung der Volkswirtschaft
verantwortlich. Sie hatte die Durchführung der Pläne zu kontrollieren und
auf sinnvolle Proportionen der wirtschaftlichen Entwicklung zu achten.38

Schürer stand manchen politischen Vorgaben kritisch gegenüber, weil sie
nicht bezahlbar waren. Seine 1972 aus diesem Grunde geäußerte Kritik am
Konzept der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde von Honecker
sogar als Sabotage bezeichnet.39 Den Aufbau der mikroelektronischen
Industrie hielt Schürer zunächst für unbedingt notwendig. Zweifel seien ihm
allerdings gekommen, so erklärte er später, als sich herausstellte, dass der
Industriezweig „mit viel zu geringen Serien viel zu teuer“ produzierte. Beim
1-Megabit-Speicherschaltkreis sei die Plankommission „eigentlich ausgestie-
gen“, weil dieses Projekt von den Kosten her nicht mehr zu beherrschen sein
würde.40 Energisch gegensteuern konnte und wollte die Plankommission
allerdings nicht.

Das Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik fungierte als zentrales
Anleitungs- und Kontrollorgan für die gesamte elektrotechnische und elek-
tronische Industrie, einschließlich des Gerätebaus, der Mess-, Steuer- und
Regelungstechnik sowie der feinmechanischen und optischen Industrie.41 Zu
den 16 Kombinaten, die dem Ministerium unterstanden, gehörten auch die
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38 Vgl. Herbst, Ranke, Winkler, So funktionierte die DDR, Band 2, S. 957.
39 Vgl. Pirker, Lepsius, Weinert, Hertle, Der Plan als Befehl und Fiktion, S. 73.
40 Vgl. Pirker, Lepsius, Weinert, Hertle, Der Plan als Befehl und Fiktion, S. 88.
41 Vgl. Herbst, Ranke, Winkler, So funktionierte die DDR, Band 2, S. 667.
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Abb. 1: Politbürotagungen mit Problemen der Mikroelektronik auf der
Tagesordnung



Kombinate Mikroelektronik und Carl Zeiss Jena. 1982 wurde Otfried Steger
als Minister abgelöst und Felix Meier zu seinem Nachfolger berufen. Der
Hochtechnologiebereich wurde von Staatssekretär Karl Nendel geleitet, der
als Gesellschaftlicher Mitarbeiter (GMS) auch dem Ministerium für Staats-
sicherheit diente. Im Januar 1987 waren Nendel die Koordinierungsgruppe
Schlüsseltechnologien mit 14 Mitarbeitern, die Führungsgruppe CAD/CAM-
Anwendung mit 8 Mitarbeitern sowie der Sektor Bauelemente und Gerätebau
mit 11 Mitarbeitern direkt unterstellt. Zur Koordinierungsgruppe Schlüssel-
technologien gehörte auch eine Gruppe „Ökonomie der Mikroelektronik“.
Unter diesen 33 Mitarbeitern befanden sich 6 Fachleute als sogenannte
„Delegierungskader“ aus anderen Staatsorganen sowie den Kombinaten
Robotron, Mikroelektronik und Carl Zeiss Jena.42

Der Aufbau und die Aufgabenstellung der für Wirtschaftsfragen zuständi-
gen Hauptabteilung XVIII des Ministeriums für Staatssicherheit sowie deren
im Hochtechnologiebereich agierender Abteilungen 5 und 8 sind in der
Literatur ausführlich beschrieben.43 Eine wichtige Rolle spielten darüber
hinaus auch die Abteilungen XVIII der Bezirksverwaltungen Erfurt, Gera
und Dresden sowie die Objektdienststelle Zeiss. 

Zu den Schwerpunktaufgaben des MfS gehörten, wie bereits erwähnt, die
„Embargoumgehung“ und die „Kadersicherung“. Durch eine klare Fixie-
rung und Abgrenzung von Verantwortlichkeiten der beteiligten staatlichen
Institutionen und der Staatssicherheit wurden entscheidende Vorausset-
zungen für ein wirksames Unterlaufen der Embargobestimmungen des
Westens geschaffen. Die zentrale staatliche Führung der Realisierung von
Embargoimporten erfolgte gemeinsam durch den 1. Staatssekretär im
Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik und den Staatssekretär und
Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung (KoKo) im Ministerium
für Außenhandel, Karl Nendel und Alexander Schalck.44 Die Beschaffungs-
aufträge für Embargowaren wurden unter Federführung des MfS „straff mit
abwehrmäßigen IM und Quellen im Operationsgebiet bzw. eigenen Quellen“
geführt und waren in der Regel innerhalb der RGW-Staaten abgestimmt.45

Die maßgebliche Rolle des MfS bei der Besetzung von Leitungsfunk-
tionen und der Zulassung von Fachleuten als NSW-Reisekader beschreibt
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42 SAPMO-BArch, Büro Mittag, Nr. 41769.
43 Vgl. Haendke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft. Buthmann,

Die strukturelle Verankerung des MfS in Wissenschaft, Technik und Technologie.
44 Alexander Schalck-Golodkowski war als Offizier im besonderen Einsatz (OibE)

hauptamtlicher Mitarbeiter des MfS, Karl Nendel arbeitete, wie bereits erwähnt, als
GMS „Sekretär“ für das MfS.

45 Nilius, Uwe/Hausman, Fred, Politisch-operative Erfahrungen bei der Realisierung
effektivitätsfördernder Maßnahmen zur Durchsetzung der ökonomischen Strategie
der SED in Schlüsselbereichen der Volkswirtschaft, dargestellt am Sicherungsgegen-
stand Embargo im Bereich des Ministeriums Elektrotechnik/Elektronik. BStU, MfS-
JHS 21406, Bl. 28.



Reinhard Buthmann am Beispiel des Vorzeigekombinates der DDR-Wirt-
schaft, dem VEB Kombinat Carl Zeiss Jena.46

3. Mikroelektronik in der DDR – 
ein historischer Abriss

Der Aufbau einer mikroelektronischen Industrie in der DDR erwies sich als
ein „doppelter Spagat“ zwischen dem Embargo des Westens und der Koope-
rationsverweigerung des Ostens als den entscheidenden äußeren Rahmenbe-
dingungen sowie zwischen ökonomischer Rationalität und ideologischer
Grundsatztreue, den es im Inneren auszuhalten galt. Diese vier Pole span-
nen einen Hintergrund auf, vor dem die Entwicklung eines autarken Hoch-
technologie-Sektors als nahezu alternativlos erscheint. Dem Kapitel 4, in
dem eine Rekonstruktion von wichtigen Entscheidungs- und Implemen-
tierungsprozessen aus der Geschichte der Mikroelektronik vorgenommen
wird, soll an dieser Stelle ein kurzer historischer Abriss der Gesamtentwick-
lung vorangestellt werden. Die relative Autarkie dieses Industriezweiges
wird in der Darstellung dadurch betont, dass sie nicht streng chronologisch
aufgebaut ist, sondern die Bemühungen der DDR um eine internationale
Arbeitsteilung innerhalb des RGW gesondert betrachtet werden.

3.1 Die Anfänge in den 60er und 70er Jahren

Am 23. Dezember 1947 demonstrierten John Bardeen, Walter Brattain und
William Shockley in Murray Hill im US-Bundesstaat New Jersey zum ersten
Mal erfolgreich den Transistoreffekt. Aufgrund dieser Entdeckung konnten
die elektrischen Funktionen der klassischen Elektronenröhre zukünftig von
Festkörperschaltkreisen übernomen werden. Die drei wurden dafür nicht
nur mit dem Nobelpreis geehrt, sondern setzten mit ihrer Erfindung einen
Meilenstein auf dem Weg von der Industrie- zur Informationsgesellschaft.
Der zweite bedeutsame Schritt, die Herstellung eines planaren integrierten
Schaltkreises, gelang 1959 und wurde 1961 in den USA patentrechtlich
geschützt. Diese Erfindung ist die Grundlage für die heute allgemein übliche
Siliziumplanartechnologie zur Herstellung mikroelektronischer Bauelemente.
Zwischen 1965 und 1968 begannen Japan, Großbritannien, Frankreich und
die Bundesrepublik Deutschland mit der Produktion erster Typen von inte-
grierten Schaltkreisen.

Die schnelle Entwicklung der modernen Halbleiterphysik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg wurde von den Wissenschaftlern in der DDR nicht nur auf-
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46 Vgl. Buthmann, Kadersicherung im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena.



merksam verfolgt, sondern selbst aktiv betrieben. Nach seiner Rückkehr aus
der Sowjetunion entwickelte der Physiker Matthias Falter Anfang der fünfzi-
ger Jahre im Institut für Halbleitertechnik in Teltow die grundlegenden tech-
nologischen Verfahren zur Herstellung von Halbleiterbauelementen.47 Am
1. August 1961 nahm in Dresden die „Arbeitsstelle für Molekularelektronik“
unter Leitung von Werner Hartmann, der während seines zehnjährigen
Aufenthaltes in der Sowjetunion zu den engsten Mitarbeitern des Nobel-
preisträgers Gustav Herz gehörte hatte, ihren Betrieb auf. Bis in die Mitte
der achtziger Jahre hinein war sie unter wechselnden Namen und Unter-
stellungsverhältnissen das Forschungszentrum der DDR auf dem Gebiet der
Mikroelektronik schlechthin.48 Die ersten integrierten Schaltkreise wurden
in der DDR 1970 hergestellt.

Im Unterschied zu der relativ kontinuierlichen Entwicklung der For-
schung wies die industrielle Nutzung der Halbleiterphysik Höhen und Tiefen
auf. In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre gehörte der Industriezweig
Elektrotechnik/Elektronik mit einem Produktionszuwachs von fast 60
Prozent zu den Spitzenreitern im Entwicklungstempo in der DDR-Industrie
überhaupt.49 Während sich die Mikroelektronik in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre in den führenden westlichen Industriestaaten zu einer Schlüs-
seltechnologie entwickelte, beschloss die SED auf der 14. Tagung des ZK im
Dezember 1970 und auf ihrem VIII. Parteitag im Juni 1971 die drastische
Senkung der Investitionen im Industriezweig Elektrotechnik/Elektronik.
Der von Honecker veranlasste „politische und ökonomische Gegenentwurf
zur Ulbrichtschen Politik“,50 die „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“,
setzte andere Prioritäten. Die Konzentration auf den Ausbau der Rohstoff-
und Energiebasis, die Erhöhung der Konsumgüterproduktion und nicht
zuletzt die Forcierung des Wohnungsbaus hatten zur Folge, dass die Investi-
tionen im Bereich Elektrotechnik/Elektronik im Jahre 1974 nur noch 68,4 %
des Wertes von 1970 betrugen.51 Günstige Voraussetzungen für den Aufbau
einer mikroelektronischen Industrie bestanden Mitte der siebziger Jahre in
der DDR nicht. 

Aber auch Westeuropa war dabei, den Anschluss zu verpassen. Obwohl
sich Siemens München 1975 durch den Bau eines 20 Millionen DM teuren
Fertigungszentrums zum bedeutendsten Hersteller für MOS-Schaltkreise in
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47 Vgl. Falter, Die „Technologische Lücke“ – zum Rückstand der mikroelektronischen
Industrie der DDR. 

48 Am 6. Juni 1978 bestätigte das Politbüro einen Beschluss des Präsidiums des Minis-
terrates über die „Langfristige Konzeption zur Profilierung des VE Instituts für
Mikroelektronik Dresden als führende wissenschaftlich-technische Einrichtung auf
dem Gebiet der Mikroelektronik“. SAPMO-BArch, J IV 2/2-1729.

49 Müller, Gerhard, Die Politik der SED zur Herausbildung und Entwicklung der
Mikroelektronikindustrie, S. 11.

50 Vgl. Weinert, Wirtschaftsführung unter dem Primat der Parteipolitik.
51 Müller, Gerhard, Die Politik der SED zur Herausbildung und Entwicklung der

Mikroelektronikindustrie, S. 11.



Europa entwickelte, bestanden dennoch keinerlei Aussichten, den Vor-
sprung der USA und Japans aufzuholen. Eine der amerikanischen Förde-
rung vergleichbare Initiative, durch die bis 1980 rund 1 Milliarde $ für For-
schung und Entwicklung bereitgestellt wurden, gab es in Europa nicht.

Als auf der 6. Tagung des Zentralkomitees der SED im Juni 1977 endlich
der „Beschluß zur Beschleunigung der Entwicklung, Produktion und Anwen-
dung der Mikroelektronik in der DDR“ gefasst wurde,52 betrug der Rück-
stand der DDR zur internationalen Spitze, wie eine als „Weltstands-
vergleich“ im Auftrag des ZK der SED durchgeführte Analyse ergab, bei
analogen Schaltkreisen bereits vier bis acht, bei digitalen Halbleiterspei-
chern und Mikroprozessoren sechs bis sieben Jahre und bei Technolo-
gischen Spezialausrüstungen bis zu neun Jahre. Die Produktivität der
Ausrüstungen betrug ein Zehntel, in günstigen Fällen ein Drittel, die Kosten
jedoch das 5 bis 10fache des internationalen Niveaus.53

Der SED-Führung war klar, dass ein Land von der Größe und Wirt-
schaftskraft der DDR den Aufbau einer mikroelektronischen Industrie allein
unmöglich bewältigen konnte. Unmittelbar vor der Juni-Tagung des Zentral-
komitees wurde Honecker persönlich darauf aufmerksam gemacht, dass
„sowohl das Ausmaß des Aufwandes für die Einführung der Mikroelektronik
als auch die aus wirtschaftlichen Gründen notwendige Losgröße bei der
Produktion hochintegrierter Bausteine“ deutlich machen, dass diese Auf-
gabe „das volle Ausschöpfen der Möglichkeiten der internationalen Koope-
ration und Spezialisierung im Rahmen der sozialistischen ökonomischen
Integration“ erfordere.54 Honecker veranlasste, dass diese Einschätzung, die
auch eine Forderung an die Mindestgröße ökonomisch tragfähiger Chipfa-
briken beinhaltete, umgehend an Günter Mittag weitergeleitet wurde, wohl
in der Hoffnung, dass sie bei den strategischen Überlegungen seines Wirt-
schaftssekretärs berücksichtigt würden. Vergeblich, wie sich zeigen wird.
Der Aufbau einer autarken mikroelektronischen Industrie mit unökono-
misch niedrigen Produktionszahlen ist auch eine Geschichte vergeblicher
Bemühungen um die Gestaltung einer effektiven Arbeitsteilung innerhalb
des RGW.55 Die Risiken einer solchen Strategie waren der politischen Füh-
rung von Anfang an bewusst.

Zu den ersten organisatorischen Maßnahmen, die der „beschleunigten Ent-
wicklung“ der Mikroelektronik dienen sollten, gehörte unter anderem die
Zusammenfassung der Produktionsstätten in dem am 1. Januar 1978 mit Sitz
in Erfurt gebildeten „Kombinat Mikroelektronik“. Die Bildung dieses Kom-
binats war Teil einer Zentralisierungsaktion großen Ausmaßes, in deren Fol-
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54 SAPMO-BArch, Büro Mittag, Nr. 17692. 
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ge nun Kombinate als die „Grundform der gesellschaftlichen Organisation
der sozialistischen Großproduktion“56 dominierten. Zu den wichtigsten Fer-
tigungsstätten des Kombinats Mikroelektronik gehörten der VEB Funkwerk
Erfurt und der VEB Halbleiterwerk Frankfurt (Oder). Aus der Arbeitsstelle
für Molekularelektronik Dresden wurde das „Zentrum für Forschung und
Technologie Mikroelektronik“ (ZFTM). Hier wurden neue Basistechnologien
und Schaltkreisgenerationen sowie die dazu notwendigen Spezialausrüs-
tungen entwickelt. Eine wichtige Rolle spielte auch das Kombinat Carl Zeiss
Jena, das als traditionsreicher Hersteller optischer Präzisionsgeräte ebenfalls
technologische Spezialausrüstungen für die Halbleiterindustrie produzierte.

Bald zeigte es sich, dass der erhoffte Anschluss an das internationale Ent-
wicklungstempo trotz aller Bemühungen nicht zu schaffen war. Am 26. Juni
1979 beschloss das Politbüro eine „langfristige Konzeption zur beschleunig-
ten Entwicklung und Anwendung der Mikroelektronik in der Volkswirt-
schaft der DDR“. Dieser Beschluss war immer noch von der Hoffnung
geprägt, den Rückstand zu den führenden Ländern der Welt spürbar verrin-
gern zu können. Punktuell gelang das auch. In einer Vorlage für das Polit-
büro bilanzierte der Stellvertretende Minister für Elektrotechnik und Elek-
tronik im Dezember 1981, dass die Grundlinie des Politbürobeschlusses vom
26. Juni 1979 dazu geführt habe, die erreichten Positionen zu festigen sowie
auf ausgewählten Gebieten der fortgeschrittene internationale Stand erreicht
und mitbestimmt werden konnte.57

3.2 Das Dilemma der 80er Jahre

1982 waren die Zahlungsschwierigkeiten der DDR so groß, dass sie am Ran-
de der Zahlungsunfähigkeit stand. Neben den fundamentalen Strukturschwä-
chen des planwirtschaftlichen Modells war „die unterlassene Anpassung an
die veränderten außenwirtschaftlichen Bedingungen, die Kürzung der sow-
jetischen Rohöllieferungen ab 1982 als sichtbarstem Ausdruck der ökonomi-
schen Schwäche der Sowjetunion sowie der Kreditboykott des Westens
gegenüber allen osteuropäischen Staaten nach der Verhängung des Kriegs-
rechts in Polen am 13. Dezember 1981“ die Hauptursache dieser Schwierig-
keiten.58 Das Politbüro reagierte mit der Streichung von Investitionsmitteln
und Forderungen nach verstärkter Ablösung von NSW-Importen. Damit wur-
de der Widerspruch zwischen der unzureichenden Bereitstellung von Bauele-
menten aus der eigenen Produktion und den steigenden Bedürfnissen der
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Anwender noch verschärft.59 Der Kritik des Politbüros am Minister für Elek-
trotechnik und Elektronik, Ottfried Steger, am 10. August 1982 folgte dessen
Ablösung am 21. September.60 Nachfolger des „aus gesundheitlichen Grün-
den um Entbindung von seinem Amt“ ersuchenden Steger wurde Felix
Meier. „Die Breite und das Tempo der Anwendung der Mikroelektronik“, so
argumentierte der neue Mann vor dem Politbüro, würden „zunehmend zum
wichtigsten Gradmesser für die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft“.61

Die Ankündigung des SDI-Projektes (Strategic Defense Initiative) durch
den US-Präsidenten Ronald Reagan veränderte im März 1983 die rüstungs-
kontrollpolitische Situation zwischen den Militärblöcken von Grund auf.
Eine zusätzliche Belastung erfuhr das Ost-West-Verhältnis in jenem Jahr
durch die parlamentarischen und öffentlichen Debatten in der Bundesrepu-
blik über die Umsetzung des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezember
1979 über die Stationierung bodengestützter atomarer Mittelstreckenra-
keten (Pershing II) und Marschflugkörper (Cruise Missiles) in Europa. Vor
dem Hintergrund dieser weltpolitischen Entwicklungen forderte die Staats-
partei eine verstärkte Hinwendung der mikroelektronischen Industrie der
DDR zu Entwicklung und Produktion von Militärtechnik. Der Export war in
diesem Bereich zudem finanziell sehr viel lukrativer, als im zivilen Sektor.
Die Beschlüsse des Politbüros vom 24. Mai und 9. August 1983 zielten, auch
wenn sie offiziell einer Verbesserung der Produktions- und Exportstruktur
der Kombinate Carl Zeiss Jena und Robotron Dresden und damit des gesam-
ten Industriezweiges Elektrotechnik/Elektronik dienen sollten, eindeutig in
diese Richtung.62

Im Januar 1984 mussten der Stellvertretende Minister für Elektrotechnik
und Elektronik und der Stellvertretende Vorsitzende der Staatlichen Plan-
kommission dem Politbüro eingestehen, dass es noch immer nicht gelungen
sei, den Rückstand zum führenden internationalen Niveau auf entscheiden-
den Gebieten zu verringern.63 Der Druck auf die Wirtschaft, nicht nur die
zivilen, sondern vor allem auch die militärischen Anwendungen der Mikro-
elektronik forciert zu entwickeln, wurde permanent erhöht. Im Dezember
1985 erteilte das Politbüro dem Kombinat Carl Zeiss den Staatsauftrag „Ent-
wicklung von Basistechnologien der Mikrooptoelektronik“, der vor allem auf
die militärische Anwendung von Hochtechnologien orientierte. Das Kombi-
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59 Die „Ablösung von NSW-Importen“ zwang die DDR, Bauelemente aus der Sowjet-
union zu beziehen. Die „Bezahlung“ erfolgte vor allem durch Lieferung von techno-
logischen Spezialausrüstungen, die in der DDR selbst dringend benötigt wurden.

60 Das „Neue Deutschland“ veröffentlichte am 1. Oktober auf Seite 2 eine lapidare ein-
spaltige Meldung über den Wechsel an der Spitze des Ministeriums. Das Protokoll
der Sitzung des Politbüros vom 21. September gibt ebenfalls keine Aufschlüsse über
die wahren Hintergründe dieser Entscheidung.

61 SAPMO-BArch, J IV 2/2-2014.
62 In Kapitel 4.2 wird darauf ausführlich eingegangen.
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nat wurde mit der Entwicklung eines Infrarot-Zielsuchkopfes für Raketen-
waffen beauftragt, für den es allerdings in der gesamten DDR keinerlei
Forschungsvorlauf gab.

Mit strukturpolitischen Eingriffen versuchte das Politbüro einen weiteren
Innovationsschub zu erzwingen, obwohl die Niederlage in der „unblutigen
technologischen Schlacht“ absehbar war und die von Gorbatschow vorange-
triebene Umgestaltung der Sowjetunion zunehmende Irritationen verursach-
te. Zu den schwerwiegendsten Maßnahmen des Beschlusses vom 11. Febru-
ar 1986 zur „Entwicklung weiterer Kapazitäten für die Forschung und
Entwicklung der Mikroelektronik in den Kombinaten VEB Carl Zeiss Jena
und VEB Kombinat Mikroelektronik“ gehörte die Herauslösung des Dresd-
ner Forschungszentrums aus dem Kombinat Mikroelektronik am 1. Juli 1986
und dessen Zuordnung zum Kombinat Carl Zeiss. Folgen für das Kombinat
Mikroelektronik waren zunächst erhebliche Schwierigkeiten und Tempover-
luste bei wichtigen Entwicklungsvorhaben sowie der Verlust der Monopol-
stellung als Hersteller von Speicherschaltkreisen mit seinen ökonomischen
Konsequenzen.64 Die Kombinate „Mikroelektronik“ und „Carl Zeiss“ wur-
den plötzlich zu Konkurrenten. Mit dem Aufbau eines Forschungszentrums
im Stammbetrieb, dem VEB Mikroelektronik „Karl Marx“ Erfurt, sollte der
Verlust kompensiert und durch den Bau neuer, moderner Chipfabriken
(ESO II und III) der Bezirk Erfurt zu einem weiteren Zentrum der Hoch-
technologie der DDR entwickelt werden.65

Die politische Führung bemühte sich, die Rahmenbedingungen zu verbes-
sern und setzte Mittel in volkswirtschaftlich kaum zu verantwortender Höhe
ein. Infolge der „Überkonzentration“ der Investitionsmittel auf ausgewählte
Zweige, zu denen die Mikroelektronik gehörte, wuchsen die Probleme der
Modernisierung, der Erhaltung, des Verschleißes, der Ersatzteilversorgung
und der notwendigen Aussonderung veralteter Technik soweit, dass sie
„kaum mehr beherrscht“ wurden.66 Dennoch verschärfte sich auch das
Dilemma der Mikroelektronik. In den Forschungs- und Entwicklungsein-
richtungen des Kombinates Mikroelektronik Erfurt waren die wesentlichen
gerätetechnischen Voraussetzungen gegeben und stand hochqualifiziertes
wissenschaftliches Personal zur Verfügung. Dennoch gelang es nicht, mit
dem Entwicklungstempo führender westlicher Hersteller Schritt zu halten.
Unter den Embargobedingungen des Westens war es nicht möglich, Lizen-
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64 Im April 1989 beklagte der Leiter der Inspektion im Stammbetrieb des VEB Mikro-
elektronik „Karl Marx“ Erfurt“, dass der Preis des 64-kDRAM-Chips aus KCZ-Pro-
duktion nur 31,60 Mark betrage, während das KME ihn für 40,00 Mark anbiete. Da
der Chip von KCZ darüber hinaus auch noch schneller sei, gefährde das den Absatz
von KME. Viele Abnehmer seien im Begriff, die Verträge mit KME zu stornieren.
Der Verfasser des Berichts fordert das MfS auf, Maßnahmen der „Einflußnahme zur
Koordinierung der Produktion“ zu ergreifen. BStU, Ast. Erfurt, Reg.-Nr.: 515/84,
Archiv-Nr.: TA 85/86 Bd.5, Bl. 4–5.

65 Der Aufbau des Komplexes Erfurt-Südost ist Gegenstand von Kapitel 4.3.
66 Vgl. Schürer, Was war die DDR am Ende ihrer Geschichte wert?



zen für die Herstellung von Bauelementen zu erwerben. Es blieb nur der Aus-
weg des Nacherfindens westlicher Vorbilder.67 Die Gefahren dieser Strategie
waren der politischen Führung sehr wohl bewusst. Mitarbeiter des Sektors
Elektronik der Abteilung Maschinenbau und Metallurgie des ZK der SED
wiesen schon im Mai 1979 darauf hin, dass diese Praxis zur „Konservierung
unseres Rückstandes“ führen könnte.68 Das ausschließliche Nacherfinden
von westlichen Fremdmustern beschädigte das kreative Potential der Inge-
nieure und Wissenschaftler und trug nicht selten zur Demotivation bei.69

Grundlage und Ausgangspunkt des DDR-typischen Innovationsprozesses
waren die vom MfS geführten „speziellen Beschaffungseinrichtungen“.
Diese besorgten zumindest ein Exemplar des in Frage kommenden Schalt-
kreises, dessen logischer Aufbau von den Spezialisten analysiert wurde. Die
sich anschließende Technologieentwicklung bestand dann im wesentlichen
darin, die Voraussetzungen zu schaffen, diesen „nacherfundenen“ Chip mit
den in der DDR zur Verfügung stehenden technologischen Spezialausrüs-
tungen in Serie herstellen zu können. Aber auch der überwiegende Teil die-
ser Ausrüstungen gelangte unter Umgehung der westlichen Embargobe-
stimmungen in die DDR.

Das rasante Entwicklungstempo bei den Speicherschaltkreisen und der
Übergang zu immer kleineren Strukturen überforderte zunehmend auch das
„Nacherfindungspotential“ der mikroelektronischen Industrie der DDR. Mit
der Entwicklung von Speicherschaltkreisen einer Kapazität von mehr als
einem Megabit erreichte die Miniaturisierung bereits Mitte der achtziger
Jahre einen solchen Grad, dass das „Nacherfinden“ einen höheren Aufwand
erforderte als die Eigenentwicklung. Es genügte nun nicht mehr, die geome-
trische Struktur eines Chips unter dem Mikroskop zu entschlüsseln. Rück-
schlüsse auf die Funktionsweise, die Herstellungstechnologie und die zur
Produktion verwendeten Anlagen waren nur noch unter Zuhilfenahme auf-
wendiger elektrischer Messmethoden zu ziehen. Das MfS als „Hauptbe-
schaffer“ von Embargo-Technik musste resignierend konstatieren, dass „in
der DDR nicht das Know-how vorhanden ist, um solche komplizierten Mikro-
prozessoren vom Systementwurf her zu beherrschen“.70
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67 „Fremdmusterorientierte Entwicklung“ von Speicherschaltkreisen war keine Beson-
derheit der DDR-Mikroelektronik, sondern ist auch heute noch international üblich.

68 SAPMO-BArch, DY 30/29914, ZK der SED, Abt. Maschinenbau/Metallurgie.
69 Einer der wenigen Versuche eigenständiger, originärer Technologieentwicklungen

war die Ionenstrahlprojektionslithographie Anfang der achtziger Jahre im ZFTM
Dresden. Die ehrgeizige Zielstellung bestand darin, weltweit als erste mit dieser fort-
geschrittenen Technologie auf den Markt zu kommen. Obwohl im Februar 1980 der
Funktionsnachweis des Verfahrens erbracht werden konnte, wurde wenige Jahre
später der Abbruch verfügt. Zurück blieb eine Investruine. Die Gesamtaufwendun-
gen für dieses gescheiterte Experiment dürften zwischen 50 und 100 Millionen
Valuta Mark betragen haben.

70 BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII, Nr. 7, Bl. 18–21.



Die Entwicklung des 1-Megabit-Speicherschaltkreises konnte ungeachtet
dessen noch erfolgreich abgeschlossen werden.71 Im Oktober 1988 erhielt
das Kombinat Robotron sieben funktionsfähige Labormuster für einen
Anwendertest.72 Das folgende Technologieniveau, die Herstellung des 4-Me-
gabit-Speicherschaltkreises, hielten die Experten für gerade noch machbar.
Darüber hinaus „macht die DDR gegenwärtig nicht weiter“, erklärte der für
die Entwicklung der Mikroelektronik zuständige stellvertretende General-
direktor und IMS „Michael“ im September 1989 seinem Führungsoffizier.73

Die technologische Lücke auf dem Gebiet der Mikroelektronik ließ sich
unter den wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen des Embargos der
westlichen Welt, der ungenügend entwickelten Kooperation innerhalb des
Ostblocks und der systembedingten Innovationsschwäche einer Zentralplan-
wirtschaft nicht entscheidend verringern. Die Niederlage in der „unblutigen
technologischen Schlacht“ war in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre nur
noch eine Frage der Zeit.

Bezogen auf die Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft der DDR waren
die Investitionen im Bereich der Mikroelektronik enorm. Im Zeitraum von
1977 bis 1988 investierte die DDR etwa 14 Milliarden Mark.74 Das ent-
spricht in etwa dem Jahresetat 1988 der DDR für Forschung und Entwick-
lung überhaupt.75 Der Rückstand zum internationalen Niveau betrug nach
Einschätzung von Fachleuten noch immer ca. fünf bis sieben Jahre.76

Die engagierten Bemühungen des Kombinates Carl Zeiss Jena, durch den
Export kompletter, keinesfalls den Stand der Technik verkörpernder, Chip-
fabriken an noch weiter zurückgebliebene Länder Gewinne zu erzielen,
waren mit ihren teilweise tragikkomischen Zügen der letzte verzweifelte
Versuch, einer verfehlten Strategie doch noch einen Sinn zu geben.77

In den Köpfen des Politbüros stellte die Mikroelektronik trotz ihres erheb-
lichen Rückstandes zum internationalen Niveau lange Zeit das Wunder-
mittel im Kampf gegen die drohende Zahlungsunfähigkeit des SED-Staates
dar. Günter Mittag glaubte bis zum Ende der DDR unbeirrt an den „techno-
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71 Die Doppelstrategie zur Entwicklung des 1-Megabit-Speicherschaltkreises ist Gegen-
stand von Kapitel 4.4.

72 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-3155.
73 BStU, Ast. Gera, ZMA 003031, Bl. 161.
74 SAPMO-BArch, Büro Mittag, Nr. 41774.
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nikindustrie, S. 162.

77 Die Bemühungen des Kombinates Carl Zeiss Jena, sich als Generallieferant von
kompletten Bauelementefabriken zu profilieren, wird in Kapitel 4.5 geschildert.



logischen Befreiungsschlag mit Hilfe der Mikrochips“.78 Die Übergabe der
ersten Labormuster von 1-Megabit-Speicherschaltkreisen am 12. September
1988 und von 32-bit-Mikroprozessoren am 14. August 1989 an Parteichef
Honecker wurden propagandistisch maximal ausgebeutet und stärkten die-
sen Aberglauben.

3.3 Die Kooperationsverweigerung des Ostblocks

Die multilaterale Zusammenarbeit mit den Mitgliedsländern des RGW wie
auch die bilaterale Kooperation mit der Sowjetunion unterlag Schwankun-
gen, die ihre Ursachen in der unterschiedlichen Handhabung des für die
Wirtschaftspolitik der Länder des Ostblocks charakteristischen Autarkiekon-
zepts hatten.79 Die von der SED-Führung erhoffte und für den erfolgreichen
Aufbau einer leistungsfähigen mikroelektronischen Industrie unabdingbare
Qualität der Zusammenarbeit konnte nie erreicht werden.

Die „zweiseitige Zusammenarbeit“ der DDR mit der UdSSR in der
Mikroelektronik konzentrierte sich auf der Grundlage eines Ministerab-
kommens vom 20. Dezember 1968 zunächst vor allem auf die Entwicklung
technologischer Spezialausrüstungen für den lithographischen Prozess der
Übertragung von (Submikrometer)-Strukturen in die Siliziumscheibe. Erste
Konflikte zwischen dem VEB Carl Zeiss als Geräteentwickler und der „sow-
jetischen Seite“ traten bereits Anfang der siebziger Jahre bei der Abkehr
vom bis dahin üblichen optisch-mechanischen Wirkprinzip und dem Über-
gang zu elektronenoptischen Verfahren auf. Die UdSSR verlangte, die For-
schung auf dieser neuen Entwicklungslinie zu beschleunigen und parallel
dazu die Arbeiten zum optisch-mechanischen Prinzip weiter zu betreiben.
Diese Zweigleisigkeit band nicht nur einen erheblichen Teil der ohnehin
knappen Ressourcen, sondern bürdete allein Zeiss die großen ökonomi-
schen Risiken der Entwicklung elektronenoptischer Systeme auf, für die es
damals noch keine Vorbilder auf dem Weltmarkt gab. Das Unternehmen for-
derte deshalb erstens eine Risikobeteiligung und zweitens die Erhöhung der
Kooperationsbereitschaft der Sowjetunion, indem diese den Jenenser
Spezialisten Zugang zu den entsprechenden Instituten und Produktions-
stätten gewährte.80

Anfang der achtziger Jahre bemühten sich alle Mitgliedsländer des RGW,
die Arbeitsproduktivität durch einen erhöhten Automatisierungsgrad der
Produktionsprozesse zu steigern. Der X. Parteitag der SED beschloss im
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April 1981, bis zum Jahre 1985 ca. 45 000 Industrieroboter einzusetzen und
damit 112 500 Arbeitskräfte für andere Aufgaben freizustellen. „Industrie-
roboter“ wurde zum Schlagwort Nummer Eins in den Medien der DDR.
Diese Modernisierungskampagne sollte auch die internationale Zusammen-
arbeit der Länder des Ostblocks intensivieren. Im Dezember 1981 bereitete
das Politbüro den Abschluss eines Abkommens mit der UdSSR über die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Robotertechnik vor, das auch Verein-
barungen zur Einfuhr sowjetischer mikroelektronischer Bauelemente ent-
hielt.81 Im darauffolgenden Jahr bemühten sich die RGW-Länder intensiv,
die Zusammenarbeit in der Automatisierungstechnik zu qualifizieren. Die
Anstrengungen mündeten in einem „Generalabkommen über die mehrseitige
Zusammenarbeit zur Entwicklung und breiten Nutzung der Mikropro-
zessortechnik in der Volkswirtschaft der Mitgliedsländer des Rates für
Gegenseitige Wirtschaftshilfe“.82 Auf Vorschlag der Sowjetunion wurden
eine „spezielle Arbeitsgruppe zur Koordinierung der Anwendung der Mikro-
prozessortechnik“ und ein „Rat der Chefkonstrukteure“ für die Entwicklung
der Robotertechnik gebildet.83

Als sich im Jahre 1983 das Verhältnis zwischen den beiden Supermächten
USA und UdSSR dramatisch verschlechterte und die UdSSR unter dem
Vorwand der amerikanischen Raketenstationierung in Europa die Genfer
Abrüstungsverhandlungen abbrach, versuchte sie, die Länder des Ostblocks
verstärkt in ihre Rüstungsprojekte einzubinden. Sie erhöhte den Druck auf
die SED, der militärischen Nutzung der Mikroelektronik eine höhere Prio-
rität zu verleihen. Auf der Grundlage eines bereits im April 1981 geschlosse-
nen Abkommens mit der UdSSR übernahm die DDR nun die Entwicklung
und die Produktion des optischen Zielsuchkopfes für eine Seezielrakete.84

Im zivilen Bereich zeigte der Lieferboykott des Westens zunehmend
Wirkung. Mitte der achtziger Jahre sah sich die UdSSR gezwungen, die in
großen Stückzahlen benötigten technologischen Spezialausrüstungen zuneh-
mend in der DDR zu kaufen. Das führte auch zu einem Abrücken vom bis
dahin praktizierten kompromisslosen und unnachgiebigen Stil bei der Durch-
setzung vertraglich vereinbarter Qualitätsparameter und zu einem „entge-
genkommenden“ Verhalten, wie Fachleute der DDR feststellten.85

Dieser Klimawechsel auf der Arbeitsebene war allerdings kein Signal für
eine bevorstehende Abkehr der Sowjetunion vom Prinzip der Einzelautarkie
in der Hochtechnologie. Die „Abschirmung des militärisch-industriellen
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82 SAPMO-BArch, J IV 2/2-1949.
83 Als Vertreter der DDR wurden die Stellvertreter des Minsiters für Wissenschaft und

Technik G. Zillmann (Arbeitsgruppe Mikroprozessortechnik) und G. Montag (Rat
der Chefkonstrukteure) vom Politüro benannt. SAPMO-BArch, J IV 2/2A-2471.
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Komplexes der Sowjetunion gegen die eigene zivile Industrie und gegen die
Wirtschaft der RGW-Mitgliedsländer“ dauerte fort.86

Auf seiner Sitzung am 28. Oktober 1985 legte das Politbüro Schwer-
punkte für die Verhandlungen mit der UdSSR zur Koordinierung von Wis-
senschaft und Technik fest. Hauptziel der angestrebten Vereinbarung war
die beschleunigte Durchsetzung von Schlüsseltechnologien, worunter an
erster Stelle die Mikroelektronik genannt wurde. Durch Konzentration
bedeutender Forschungs- und Entwicklungspotentiale beider Länder sollte
in kurzen Realisierungszeiten das internationale Spitzenniveau erreicht, die
technologische Unabhängigkeit von den führenden Ländern der westlichen
Welt gewährleistet sowie die Entwicklung einer effektiven Exportstruktur
beschleunigt werden.87 Die Sowjetunion sah sich am Anfang der „Ära Gor-
batschow“ nicht in einer solchen Lage, dass sie diese weitreichenden Ziele
der SED auch für das eigene Land zur Leitlinie der aktuellen Wirtschafts-
politik im Hochtechnologiebereich erklärte. Sie hatte ihrerseits klare Vorstel-
lungen über die Arbeitsteilung bei der Entwicklung von technologischen
Spezialausrüstungen und die eigenständige parallele Entwicklung von Tech-
nologien und Bauelementen. Die Entwicklungs- und Lieferrückstände der
DDR bei Technologien und Bauelementen betrugen gegenüber den Regie-
rungsabkommen mit der UdSSR etwa zwei bis drei Jahre. Die Sowjetunion
zeigte in dieser Situation wenig Entgegenkommen, die DDR aktiv bei der
Beseitigung von Defiziten zu unterstützen. Auf finanzielle Erlöse aus der
Vergabe von Lizenzen z. B. sei man nicht angewiesen, erfuhren die Unter-
händler als sie erklärten, die Aufgaben bei der Entwicklung der Mikroelek-
tronik in der DDR nur in enger Zusammenarbeit mit der UdSSR lösen zu
können.88

Vor dem Hintergrund dieser unterschiedlichen Interessenlagen entschie-
den Günter Mittag und der Staatssekretär im Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik Karl Nendel zusammen mit den Generaldirektoren Wolfgang
Biermann (Kombinat Carl Zeiss) und Heinz Wedler (Kombinat Mikroelek-
tronik) im Juli 1986, das nächste Technologieniveau, repräsentiert durch
den 1-Megabit-Speicherschaltkreis, auf zwei unterschiedlichen Wegen anzu-
gehen. Das Kombinat Carl Zeiss sollte diesen Chip ausschließlich auf der
Grundlage von Eigenforschungen gemeinsam mit der UdSSR entwickeln.
Die Serienproduktion hingegen sollte im Kombinat Mikroelektronik durch
Umsetzung einer unter Umgehung der Embargobestimmungen erworbene
Technologie des japanischen Konzerns Toshiba erfolgen.89 Diese Doppel-
strategie war zwar aufwendig und teuer, ermöglichte jedoch die Einhaltung
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86 Vgl. Roesler,Wirtschaftspolitik der DDR – Autarkie versus internationale Arbeits-
teilung.

87 SAPMO-BArch, J IV 2/2-2136.
88 BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4, Bl. 114–117.
89 BStU, MfS-AIM 10823/91, Teil II, Bd. 2, Bl. 110–111.



der Verträge mit der UdSSR und gewährleistete einen dringend benötigten
westlichen Innovationsschub.90

Die Spitzenstellung der sowjetischen Hochtechnologieindustrie der frü-
hen achtziger Jahre innerhalb des RGW schien 1987/88 nicht nur verloren,
sondern sich in einen Rückstand gewandelt zu haben. Mit den wachsenden
politischen Spannungen in den Zeiten von Glasnost und Perestroika gestalte-
ten sich auch die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der DDR und der UdSSR
immer komplizierter. Für das gespannte Verhältnis zwischen den Fachminis-
terien beider Länder führte die Hauptabteilung XVIII des MfS im November
1988 eine Reihe von Gründen an. Charakteristisch für den Wandel im gegen-
seitigen Verhältnis ist die Feststellung, keine nennenswerten Lieferrückstände
an Elektronikmaschinen zu haben, und deshalb nicht mehr länger bereit zu
sein, die erheblichen Lieferrückstände der UdSSR zu akzeptieren, deren
Ursachen in wachsendem Eigenbedarf an Bauelementen und mangelhafter
Gutausbeute bestanden.91 Die Euphorie nach der erfolgreichen Entwicklung
und propagandistisch maximal ausgebeuteten Übergabe des 1-Megabit-Spei-
cherschaltkreises an Parteichef Honecker bei gleichzeitigem Wissen darum,
dass die Sowjetunion doch nicht über die Voraussetzungen verfügte, beim
256-kDRAM-Speicherschaltkreis, und erst recht bei noch höheren Integra-
tionsniveaus, eine vertretbare „Gutausbeute“ zu erreichen,92 schien bei eini-
gen Funktionären sogar Anflüge von Überheblichkeit zu erzeugen.

3.4 Das RGW-Forschungszentrum INTER-EWM 

An dem Eingeständnis, weder aus eigener Kraft, noch mit Unterstützung der
DDR, die Probleme der Serienproduktion von technologischen Spezialaus-
rüstungen und Bauelementen lösen zu können, kam auf Dauer auch die
UdSSR nicht vorbei. Im März 1987 unterbreitete der Vorsitzende des
Staatlichen Komitees der UdSSR für Informatik und Rechentechnik den
Teilnehmerstaaten des RGW den Vorschlag zur Bildung eines internationa-
len Zentrums für Informatik und Elektronik (Inter-EWM).93 Darin wurden
die anderen Länder aufgefordert, sich an einem vom XXVII. Parteitag der
KPdSU beschlossenen Großprojekt zu beteiligen. Mit einem Investitionsauf-
wand von 2,5 Milliarden Rubel sollten in der Nähe von Moskau in den kom-
menden acht Jahren 16 Institute mit ca. 40 000 Beschäftigten und Wohnun-
gen für 115 000 Einwohner errichtet werden. Die DDR reagierte zunächst
äußerst zurückhaltend, weil eine effektive Nutzung der Ergebnisse wie auch
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90 Vorgeschichte und Verlauf des Versuches, mit Hilfe von Lizenzen der japanischen
Firma Toshiba die Produktion hochintegrierter Speicherschaltkreise zu beschleuni-
gen, werden in Kapitel 4.4 beschrieben.

91 BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4, Bl. 139–141.
92 Ebd.
93 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-3009.



die schnelle Wiedererwirtschaftung der für das Zentrum eingesetzten Mittel
nicht zu erwarten waren.94 Dennoch versuchte sie nicht, das Vorhaben zu
blockieren. Der Vorsitzende des Ministerrates, Willi Stoph, wurde am 5. Ok-
tober 1987 ermächtigt, das „Generalabkommen“ über die Gründung von
„INTER-EWM“ in Moskau zu unterzeichnen. Die DDR fasste ihre Vorstel-
lungen über die Arbeit des Zentrums in neun Schwerpunkten zusammen,
die von der Kristallzüchtung und Herstellung von Siliziumscheiben mit mehr
als 150 mm Durchmesser, der Entwicklung Technologischer Spezialausrüs-
tungen für die Chip-Entwicklung und Chip-Produktion bis hin zu komplexen
Lösungen für Hard- und Softwareprobleme moderner Rechnernetze und
der Datenkommunikation reichten.95

Am 15. November 1988 wurde Felix Meier, Minister für Elektrotechnik
und Elektronik, bevollmächtigt, die Gründungsdokumente zu unterzeich-
nen, in denen das Kombinat Robotron mit der Wahrnehmung der DDR-
Interessen beauftragt wurde.96 Die Entscheidung zugunsten von Robotron als
Leiteinrichtung deutet darauf hin, dass trotz des breiten Spektrums künfti-
ger gemeinsamer Forschung die DDR den Schwerpunkt des Zentrums nicht
in der Entwicklung, sondern in der Anwendung der Mikroelektronik sah.

3.5 Fazit

Zum Aufbau einer autarken mikroelektronischen Industrie gab es für die
DDR keine Alternative, wollte sie einen vorderen Platz in der Gruppe der
entwickelten Industrieländer behaupten. Im Bewusstsein aller damit verbun-
denen Risiken ließ sich die Staatspartei für diesen zu Zeiten des Kalten
Krieges in erster Linie politisch motivierten Anspruch auf den „doppelten
Spagat“ zwischen dem Embargo des Westens und der Kooperationsver-
weigerung des Ostens einerseits sowie zwischen ökonomischer Rationalität
und ideologischer Grundsatztreue andererseits ein. Der Begriff „Koopera-
tionsverweigerung“ beinhaltet in diesem Kontext zweierlei. Zum ersten die
Kooperationsbereitschaft, die vor allem bei der UdSSR nicht vorhanden war.
Dort erfolgte die Entwicklung von Hochtechnologien vorrangig im streng
abgeschirmten militärischen Raum, zu dem die DDR den notwendigen
Zugang nicht erhielt.97 Zum zweiten beinhaltet er die Kooperationsfähigkeit
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94 Ebd.
95 SAPMO-BArch, J IV 2/2-2242.
96 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-2303.
97 Die Verweigerungshaltung des militärisch-industriellen Komplexes der Sowjetunion

macht auch Roesler neben der „zugespitzten Embargopolitik des Westens“ für das
Scheitern des Mikroelektronikprogrammes der SED verantwortlich (Vgl. Roesler,
Zu groß für die kleine DDR?). Der ehemalige Vorsitzende der Staatlichen Plankom-
mission, Gerhard Schürer, erklärte im Oktober 1995, dass die neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse aus den sogenannten geschlossenen Betrieben der Sow-
jetunion mehr als zehn Jahre nicht in die zivile Produktion gelangten, was in



– mit Ausnahme der Sowjetunion war kein Mitgliedsland des RGW in der
Lage, wesentliche Beiträge für den Hochtechnologiebereich zu leisten.

Die Embargobestimmungen des Westens verhinderten erfolgreich den
legalen Import dringend benötigter technologischer Spezialausrüstungen
und modernster Rechentechnik. Das Unterlaufen dieser Bestimmungen mit
Hilfe des MfS verschlang nicht nur große Mengen der ohnehin viel zu knap-
pen Devisen, sondern konnte auch nur punktuell erfolgreich sein.

Mit der Strategie des „Nacherfindens“ antwortete der SED-Staat auf das
Embargo, denn im Unterschied zum NS-Staat erwiesen sich Forschung und
Entwicklung in der Zentralplanwirtschaft sowjetischen Typs als unfähig,
innovative Produkte hervorzubringen.99 Diese Strategie konnte den Rück-
stand zu den führenden Herstellern der Welt prinzipiell nicht beseitigen,
sondern bestenfalls verringern. Letztlich aber hielten auch die technischen
Möglichkeiten der DDR, Produkte der Konkurrenz zu kopieren, mit der
rasanten Entwicklung nicht Schritt, so dass es großer Anstrengungen bedurf-
te, die vom Propagandaapparat erzeugte Legende einer Mikroelektronik
„Made in GDR“ bis zum Zusammenbruch des Kommunismus am Leben zu
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westlichen Ländern nicht länger als ein bis zwei Jahre dauerte. (Vgl. Schürer, Was
war die DDR am Ende ihrer Geschichte wert?).

98 BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII, Bd. 13, Bl. 70.
99 Das „Nacherfinden“ ist als empirische Abstützung der These von Ludolf Herbst

anzusehen, wonach das NS-System „aus der funktionalen Perspektive moderner
und leistungsfähiger war als dies ein bürokratisch durchorganisiertes Zentralverwal-
tungssystem gewesen wäre“. (Vgl. Herbst, Das nationalsozialistische Herrschafts-
system als Vergleichsgegenstand und der Ansatz der Totalitarismustheorien). 

Abb. 2: Ausschnitt aus einem amerikanischen Schaltkreis
Spöttischer Gruß der amerikanischen Schaltkreisentwickler an ihre
sowjetischen Kollegen „Nacherfinder“. Das MfS übersetzte den Text
auf der Aluminium-Ebene des 32-bit-Mikroprozessors in folgender
Weise: „CVAX … Wann hört ihr endlich auf zu klauen, eigene (wahr-
hafte) Entwürfe sind besser.“98



erhalten. Eine Legende, mit der die Staatspartei versuchte, den Einsatz
gewaltiger Mittel für den forcierten Aufbau Mikroelektronik, der eine sträfli-
che Vernachlässigung anderer Industriezweige zur Folge hatte,100 nicht nur
zu rechtfertigen, sondern darüber hinaus mit den durchaus vorhandenen
punktuellen Erfolgen von den unübersehbaren Anzeichen der wirtschaftli-
chen und politischen Krise abzulenken.

4. Entscheidungsfindung und Implementierung –
Fallbeispiele

Im folgenden werden fünf Entscheidungs- und Implementierungsprozesse
rekonstruiert, von denen drei als Weichenstellungen beim Aufbau der mikro-
elektronischen Industrie der DDR zu verstehen sind. Es handelt sich entwe-
der um Beschlüsse von Führungsgremien der Staatspartei selbst (Politbüro,
Zentralkomitee) oder um eine Entscheidung als unmittelbare Konsequenz
eines solchen Beschlusses. Die beiden anderen Fallbeispiele stehen für die
Suche nach Auswegen aus den Dilemmata, in die eine Autarkiepolitik unter
den Rahmenbedingungen des Ost-West-Konfliktes mündete.

Die Entscheidungs- und Implementierungsprozesse werden in zeitlich
aufeinanderfolgende Phasen zerlegt. Auf eine „Vorgeschichte“ folgen die
Darstellung der Ausgangssituation, die Nachzeichnung der Entscheidungs-
findung und die Wiedergabe des Inhalts der Entscheidung bzw. des Be-
schlusses. Breiten Raum nimmt jeweils die Rekonstruktion der Implemen-
tierungsphase ein. Den Abschluss bildet eine grafische Darstellung, in der
die Abläufe auf eine Matrix reduziert sind, die wesentliche Ereignisse, Inter-
aktionen und Informationsflüsse enthält.

Obwohl sich die ersten drei Beispiele in ihrem Charakter durchaus von
den beiden letzten unterscheiden, erfordert die in Kapitel 5 vorzunehmende
vergleichende Analyse, sie alle methodisch gleich zu behandeln. Die Rekon-
struktion eines Beispiels für den Technologietransfer unter Umgehung der
Embargobestimmungen wie auch des Versuches, komplette Bauelementefa-
briken zu exportieren, ist innerhalb des gleichen Rasters möglich, das sich
bei den Beschlüssen der Staatspartei ganz zwanglos ergibt.
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gen um den wissenschaftlich-technischen Höchststand.



4.1 Beschluss zur „Beschleunigung der Entwicklung, Produktion
und Anwendung der Mikroelektronik in der DDR“ auf der
6. Tagung des ZK der SED im Juni 1977

Mit dem Beschluss zur „Beschleunigung der Entwicklung, Produktion und
Anwendung der Mikroelektronik in der DDR“ startete die SED den Aufbau
einer autarken mikroelektronischen Industrie, mit dem die „Ära von Haupt-
aufgaben“ begann, die sich durch eine höchst riskante Konzentration der
Investitionsmittel auszeichnete. Die gesamte Reproduktion der produzieren-
den Bereiche wurde künftig solchen Hauptaufgaben untergeordnet. Wie
kam es zu dieser folgenreichen Entscheidung, aufgrund derer die 6. Tagung
des ZK als „Mikroelektronik-Plenum“ in die Geschichte des SED-Staates
eingehen sollte?

4.1.1 Vorgeschichte

Die wachsende Bedeutung der elektronischen Datenverarbeitung, und mit-
hin auch des Computers, für die modernen Industriegesellschaften stellte
auch in der DDR Mitte der 70er Jahre niemand ernsthaft in Frage. Elek-
tronische Rechenanlagen seien technische Arbeitsinstrumente, lautete die
gängige Argumentation, die qualitativ neue Möglichkeiten für eine hochef-
fektive Gestaltung von Arbeitsprozessen erschlössen. Neben der Möglich-
keit, Rechen- und Steuerungsoperationen mit bislang undenkbarer Effektivi-
tät zu realisieren, sah die Staatspartei in der Einsparung materieller und
finanzieller Ressourcen sowie von Arbeitskräften die besonderen Vorzüge
der EDV. Probleme bereitete es aber, die „richtigen“ ideologischen Positio-
nen zu dieser neuen Technik zu gewinnen. Mit dem Argument, dass weder
statistische Zahlenangaben über installierte Computer in den Hochburgen
der kapitalistischen Industrie noch allgemeine Hinweise auf die Rolle der
EDV als Katalysator des wissenschaftlich-technischen Fortschritts eine Hilfe
für den ideologischen Klärungsprozess seien, forderten noch 1975 führende
Partei- und Wirtschaftsfunktionäre die bewusste Abgrenzung von den „in
den imperialistischen Ländern verbreiteten Thesen“, dass der Computer
„automatisch zu gesellschaftlichen Veränderungen“ führe.101

Als die Auswirkungen einer unzureichenden Entwicklung der Mikroelek-
tronik auf die gesamte Volkswirtschaft sichtbar zu werden begannen, vollzog
sich in der Spitze der SED in der ersten Hälfte des Jahres 1976 sehr rasch
ein Sinneswandel. Vor allem die nachlassende Konkurrenzfähigkeit der
Erzeugnisse des Maschinenbaus und der Elektrotechnik bereitete den
Verantwortlichen zunehmend Sorgen. Die Sicherung der Exportfähigkeit,
insbesondere in die westlichen Länder, erhielt fortan einen besonderen
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Stellenwert.102 Auf dem IX. Parteitag vom 18. bis 22. Mai 1976 beschlossen
die Delegierten „nach gründlicher Analyse der internationalen Entwick-
lung“, wie Günter Mittag es 1987 in einem Vortrag an der Parteihochschule
beim ZK der SED formulierte, eine forcierte Entwicklung der Mikro-
elektronik.103

In den regelmäßigen Beratungen zur zweiseitigen Zusammenarbeit zwi-
schen dem Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik der DDR (MEE)
und dem Ministerium für Elektronische Industrie der UdSSR (MEI) standen
Anfang 1977 auf Zusammenkünften in Jena und Minsk folgerichtig grundle-
gende Überlegungen zur Entwicklung moderner Produktions-, Kontroll- und
Messeinrichtungen für „progressive Bauelemente der Mikroelektronik“ auf
der Tagesordnung. Die traditionelle Stärke der DDR, besonders von Carl
Zeiss, berücksichtigend, wurden Prinzipien einer zukünftigen Arbeitsteilung
verabredet. Demnach sollte der Schwerpunkt des Engagements der DDR
auf der Geräteentwicklung liegen (VEB Carl Zeiss Jena, VEB Elektromat
Dresden), während die UdSSR federführend die Technologie zur Herstel-
lung von Mikron- und Submikronstrukturen bearbeiten wollte.104

Im Unterschied zum Aufbau der Flugzeugindustrie und der Einführung
der Kernenergie, als die staatlichen Entscheidungsstellen im Osten bis 1961
die Vorschläge der Luftfahrttechniker übernahmen105 bzw. profilierte Wis-
senschaftler Zugang zu wichtigen Beratungsgremien und zu maßgeblichen
Mitgliedern der Partei- und Staatsführung hatten,106 konnte von einer
wesentlichen Mitwirkung führender Wissenschaftler an den bevorstehenden
Entscheidungen von strategischer Bedeutung keine Rede sein. Von dem
Physiker Max Steenbeck, der 1965, neun Jahre nach seiner Rückkehr aus
der Sowjetunion, Vorsitzender des Forschungsrates geworden war, gingen in
den letzten Jahren seines offiziellen Wirkens keine Impulse mehr aus. Der
Minister für Wissenschaft und Technik, Herbert Weiz, leitete de facto dieses
zu seinem Verantwortungsbereich gehörende Beratungsgremium.107 Die
Gruppe 2 „Grundfragen der Elektronik und Automatisierungstechnik“ führ-
te im ersten Halbjahr 1977 keine Grundsatz- und Strategiedebatten, son-
dern lediglich Problemberatungen zur Unterstützung des Programms „Mikro-
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102 In einer Sitzung des Forschungsrates orientierte der Minister für Wissenschaft und
Technik am 5. April 1977 auf eine verstärkte Hinwendung des Rates und seiner
Gremien auf die Sicherung der Exportfähigkeit der Erzeugnisse der DDR-Industrie
und eine entschiedene Senkung von NSW-Importen. (SAPMO-BArch, DF 4, Nr.
14651).

103 Mittag, Die Arbeit der Partei zur Verwirklichung der vom XI. Parteitag beschlosse-
nen ökonomischen Strategie, S. 12.

104 Zeiss Archiv, Jena-VA 05074, T. 2.
105 Dienel, „Das wahre Wirtschaftswunder“ – Flugzeugproduktion, Fluggesellschaften

und innerdeutscher Flugverkehr im West-Ost-Vergleich 1955–1980, S. 342.
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107 Am 15. November 1978 erfolgte Steenbecks Abberufung und Ernennung zum Ehren-
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elektronik“ und zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit der UdSSR.108

Eine stärkere Mitwirkung der Wissenschaft wurde von der Parteiführung
offensichtlich auch nicht gewünscht. Die Stellung der Gelehrten als Erfül-
lungsgehilfen von Beschlüssen der Parteiführung war in der Amtszeit Hone-
ckers ohnehin klar definiert. 

Die Industrie hingegen war sehr wohl gezwungen, aktiv auf die neuen
Anforderungen zu reagieren. Im März 1977 legte das Kombinat VEB
Funkwerk Erfurt eine Konzeption zur Durchsetzung des Mikroelektronik-
programms vor, die nicht nur wirtschaftspolitische und ökonomische
Zielstellungen enthielt, sondern auch manchen unrealistischen Vorstellun-
gen der Staatlichen Plankommission harte Fakten entgegenstellte.109 Das
betraf besonders die Investitionen für die vollständige Umstellung von der
klassischen Empfängerröhren-Fertigung hin zur Produktion von integrierten
Schaltkreisen und ein neues Beschäftigungsprofil für ca. 2 000 Beschäftigte.
Das Kombinat stellte sich zum Ziel, die Produktion von hochintegrierten
Schaltkreisen bis zum Jahre 1980 auf etwa 500 Prozent zu steigern. Die
Produktionsumstellung erforderte beträchtliche Investitionen, was den wirt-
schaftsleitenden Organen erst einmal klar gemacht werden musste. Die
staatlichen Vorgaben für den Zeitraum 1977–1979 lagen bei 155,9 Milli-
onen Mark, der Bedarf des Kombinates betrug jedoch 270,0 Millionen.
Besonders drastisch war die Diskrepanz bei den Mitteln für den Import
westlicher Erzeugnisse. Einer Vorgabe von Null Mark standen Forderungen
von 65 Millionen gegenüber. Das Funkwerk Erfurt bekannte sich in seiner
Konzeption dazu, ein Bauelementesortiment zu entwickeln, das es der übri-
gen Industrie ermöglichen sollte, Spitzenleistungen zu erreichen – in der
Geräteindustrie und für den Bevölkerungsbedarf, nicht zuletzt aber auch für
den Export. Ausdrücklich wurde die Notwendigkeit einer internationalen
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit betont, für die in erster Linie
die UdSSR in Betracht käme. Man hoffte, deren Fortschritte auf dem Gebiet
der Mikroelektronik für sich ausnutzen zu können.

Die Effektivität der Produktion, vor allem die Erhöhung der Ausbeute der
bereits produzierten Schaltkreistypen, war ein permanentes Sorgenkind des
Kombinates. Das wichtigste ökonomische Ziel war deshalb der Aufbau einer
höchst effektiven Massenproduktion, die der progressiven Bedarfsentwick-
lung in der Volkswirtschaft gerecht werden sollte.

4.1.2 Ausgangszustand

Eine umfangreiche „Analyse der Entwicklung der Elektrotechnik/Elek-
tronik“, die im Mai 1977 vom Ministerium für Elektrotechnik und Elek-
tronik fertig gestellt worden war, lieferte der Parteiführung nicht nur einen
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detaillierten Überblick über die Produktionsstätten und das aktuelle Erzeug-
nisprofil dieses Industriebereiches, sondern auch eine realistische Bewer-
tung des Leistungsvermögens im internationalen Vergleich.110 Zu den Ver-
gleichskriterien gehörten das technologische Niveau der Produktion, die
ökonomische Lage des Industriezweiges und die internationale Kooperation
innerhalb des RGW, vor allem jedoch mit der UdSSR.

Maßgebend für die Positionsbestimmung und die Beurteilung des techno-
logischen Niveaus waren der Zeitpunkt der Produktionsaufnahme des ersten
hochintegrierten Schaltkreises, die aktuelle Produkterneuerungsrate sowie
der quantitative und qualitative Aufwand der führenden westlichen Länder
und der Sowjetunion. In der folgenden Tabelle, deren Angaben wie auch alle
weiteren o. g. Analyse entnommen wurden, sind diese Daten zusammenge-
stellt. Bemerkenswert ist auch die Tatsache, dass dem Politbüro nicht zu
allen Indikatoren verlässliche Angaben aus der UdSSR zur Verfügung
gestellt werden konnten.

Tabelle 2: Die DDR im internationalen Vergleich
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110 SAPMO-BArch, DY 30, J IV 2/2A-2076.

Die Indikatoren in der Tabelle weisen für die DDR einen Entwicklungs-
rückstand von sechs bis sieben Jahren, eine geringe Erneuerungsrate, hohe
Fertigungskosten und ein viel zu geringes Forschungspotential aus. Obwohl
die Zuwachsraten des Forschungspotentials in der ersten Hälfte der 70er
Jahre, wie die nächste Tabelle zeigt, durchaus beachtlich gewesen waren und
auch beibehalten werden sollten, schien der Standard führender westlicher
Hersteller unerreichbar, vor allem wohl aufgrund des niedrigen Ausgangs-
niveaus. 



Tabelle 3: Entwicklung des Forschungspotentials der DDR in den
siebziger Jahren

Parameter Aufwand für Beschäftigte in davon Hoch- und 
Wissenschaft Forschung und Fachschulkader
und Technik Entwicklung

1970 100,0 100,0 100,0
1975 153,9 120,4 137,9
1976 171,0 123,5 145,4
1980 229,7 144,4 178,8

In der japanischen Mikroelektronikindustrie waren 1975 etwa genau so viele
Menschen in Forschung und Entwicklung beschäftigt, wie im gesamten
Industriebereich Elektrotechnik/Elektronik der DDR. Hier hatte sich deren
Anzahl von 32140 im Jahre 1971 auf 36 050 im Jahre 1975 erhöht und sollte
bis 1980 auf 43 230 ansteigen. Eine weitere Steigerung des Anteils von
Mitarbeitern mit Hochschulbildung war dabei jedoch nicht vorgesehen. Mit
je etwa 4 000 Beschäftigten wiesen die dominierenden Kombinate Carl Zeiss
Jena und Robotron das größte Wissenschaftspotential aller 240 Betriebe des
Industriebereiches Elektrotechnik/Elektronik auf. 

Auf die Bedeutung des qualitativen Niveaus wichtiger Zulieferungen für
den Aufbau einer mikroelektronischen Industrie wies das Amt für Standar-
disierung, Messwesen und Warenprüfung hin und attestierte im März 1977
gravierende Defizite in diesem Bereich. Fast alle erforderlichen Fotochemi-
kalien sowie wichtige Plastmaterialien zur Verkappung der Schaltkreise und
spezielle Plastfolien wurden entweder nicht in der erforderlichen Qualität
hergestellt oder fehlten völlig im Produktionsprogramm.

Dennoch waren die ökonomischen Daten des Industriezweiges so schlecht
nicht. Die Handelsbilanz wies sowohl beim Geschäft mit dem östlichen als
auch mit dem westlichen Wirtschaftsraum einen Exportüberschuss aus.
Dieser betrug für den Zeitraum 1971–1976 ca. 14 Milliarden Mark für den
östlichen und 2 Milliarden Valuta Mark für den westlichen Markt. Allerdings
wurde in der Analyse kritisch vermerkt, dass trotz des Überschusses der
„NSW-Exportplan“ mit Ausnahme des Jahres 1973 nicht erfüllt wurde. Das
wissenschaftlich-technische Niveau und die Qualität der elektrotechnischen
und insbesondere der elektronischen Erzeugnisse entsprachen nicht dem
Niveau des Weltmarktes. Mängel in der Reklamationsbearbeitung sowie
beim Service und im Kundendienst, verbunden mit Schwächen in der äuße-
ren Absatzorganisation und Problemen bei der Vorbereitung und dem
Einsatz „politisch und fachlich qualifizierter Kader“ erschwerten den Absatz
auf den devisenträchtigen Märkten außerhalb der Länder des RGW. Ledig-
lich auf einigen wenigen ausgewählten Gebieten konnte sich die DDR in
dem einen oder anderen Land als Marktführer fühlen, so z. B. in Griechen-
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land bei Starkstrom- und Nachrichtentechnik, in Frankreich bei Elektromo-
toren und in England bei Vermessungsgeräten.

Als Indikator für die Verflechtung des Industriezweiges mit der UdSSR
wurde die Anzahl von 30 Regierungs- bzw. Ministerabkommen sowie 120
Spezialisierungsverträgen auf der Ebene wirtschaftsleitender Organe heran-
gezogen. Dazu gehörten zum Zeitpunkt der Erstellung der Analyse u. a.
Vereinbarungen über die arbeitsteilige Entwicklung von Ausrüstungen zur
Bearbeitung von Siliziumscheiben und von Mikroprozessorschaltkreisen
sowie die gemeinsame Entwicklung eines Taschenrechners.

4.1.3 Entscheidungsfindung

Die Staatliche Plankommission fühlte sich in die Vorbereitung der für den
Juni angesetzten Tagung des Zentralkomitees nicht genügend eingebunden.
Sie fürchtete zu Recht, dass volkswirtschaftliche Argumente in der Phase
euphorischer Orientierung auf eine neue Schlüsseltechnologie zu wenig
beachtet würden. In einer Stellungnahme zur Vorlage für das Präsidium des
Ministerrates für einen „Beschluß über Maßnahmen zur Beschleunigung des
wissenschaftlich-technischen Fortschritts auf dem Gebiet elektronischer, ins-
besondere mikroelektronischer Bauelemente“ äußerte der Stellvertreter des
Vorsitzenden, Rudolf Heinze, schon im März 1977 Kritik sowohl in Verfah-
rensfragen als auch in der Sache selbst und empfahl, der Vorlage nicht zuzu-
stimmen.111

Heinze monierte, dass Minister Steger auf Betreiben der von Mittag domi-
nierten Wirtschaftskommission beim Politbüro und mit Billigung des 1. Stell-
vertreters des Ministerratsvorsitzenden, Werner Krolikowski, eine mit der
Plankommission nicht abgestimmte Vorlage noch vor der Behandlung im
Politbüro dem Präsidium des Ministerrates zugeleitet habe. Damit wurde
nicht nur die Plankommission, sondern auch das Politbüro übergangen.
Unterschiedliche Auffassungen und Widersprüche zwischen der Staatlichen
Plankommission und dem Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik
wurden nicht beseitigt, sondern einfach ignoriert. Heinze wollte das nicht
hinnehmen und verlangte zunächst eine gründliche Abstimmung unter Ein-
beziehung des Ministeriums für Wissenschaft und Technik und dann eine
„Prinzipentscheidung“ durch das Politbüro. Die inhaltliche Kritik bezog sich
neben Verstößen gegen den Planungsmechanismus vor allem auf den Import
von Ausrüstungen aus dem sog. NSW. Nach Auffassung der Plankommission
müsste ein „komplexer Plan Wissenschaft und Technik“ ausgearbeitet wer-
den, der nicht nur den Bereich des Ministeriums für Elektrotechnik und
Elektronik, sondern weitere Ministerien einbeziehe. Der vorgesehene Im-
port von Ausrüstungen aus dem Westen in Höhe von 80 Millionen VM
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könne, so die dezidierte Meinung der Plankommission, nur „auf dem Wege
der Kompensation“ und nicht durch Bereitstellung zusätzlicher Mittel reali-
siert werden. Weitere Dissenzpunkte betrafen die Änderung des Lohnge-
füges in Betrieben der Bauelementeindustrie, und die Sicherung wichtiger
Grund- und Hilfsmaterialien. 

Am 7. Juni 1977 beschäftigte sich das Politbüro mit dem „Stand der Reali-
sierung der Beschlüsse des IX. Parteitages auf dem Gebiet der Elektrotechnik
und Elektronik“. Es galt, die 6. Tagung des Zentralkomitees vorzubereiten,
die für den 23./24. Juni angesetzt war und als „Mikroelektronik- Plenum“ in
die Wirtschaftsgeschichte der DDR eingehen sollte. Honecker leitete wie
üblich die Sitzung, an der bis auf Heinz Hoffmann, Horst Sindermann und
Werner Jarowinsky, damals noch Kandidat des Politbüros, alle Mitglieder
teilnahmen. Unter Punkt 3 der Tagesordnung referierte der Minister für
Elektrotechnik und Elektronik, Otfried Steger, über eine Beschlussvorlage,
die eine Arbeitsgruppe unter seiner und der Leitung von Gerhard Tauten-
hahn, Abteilungsleiter im ZK, ausgearbeitet hatte.112

Minister Steger hielt es für realistisch, durch eine Spezialisierung der
DDR-Industrie und eine verbesserte Kooperation mit der UdSSR und den
anderen sozialistischen Ländern, in der Mikroelektronik „den Rückstand
zum fortgeschrittenen internationalen Niveau bis 1980 zu verkürzen“. Künf-
tig sollten die Ressourcen des Industriezweiges Elektrotechnik/Elektronik,
so sein Vorschlag, auf folgende drei Schwerpunkte konzentriert werden: 

– Elektronische Bauelemente, Halbleitertechnik, Mikroelektronik; 
– Automatisierungs- und Energieübertragungstechnik und 
– elektrische und elektronische Konsumgüter 

Mehr als 50 Prozent der Investmittel und knapp 50 Prozent der Mittel für
Wissenschaft und Technik wurden dafür vorgesehen. Erforderlich sei über
die genannten Maßnahmen hinaus, so der Minister, eine deutliche Erhöhung
der ökonomischen Effektivität durch eine spürbare Senkung der Kosten.
Steger war es auch, der auf dem „Mikroelektronik-Plenum“ am 23. und 24.
Juni 1977 den Beschluss zur beschleunigten Entwicklung, Produktion und
Anwendung der Mikroelektronik begründete.113

4.1.4 Inhalt des Beschlusses

Bei der Verwirklichung der wirtschaftspolitischen Ziele der SED, bei der
„Schaffung grundlegender Voraussetzungen für den allmählichen Übergang
zum Kommunismus“ spielten Elektrotechnik und Elektronik, so argumen-
tierte der Minister in seinem Referat, eine Schlüsselrolle. Die Beherrschung
der Mikroelektronik führe zu einer neuen Qualität der Intensivierung, die
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Werktätige von schwerer körperlicher Arbeit entlaste und die Unterschiede
von körperlicher und geistiger Arbeit spürbar verringere. Den wichtigsten
Grund für die beschleunigte Entwicklung der Mikroelektronik, die Siche-
rung der Exportfähigkeit wichtiger Erzeugnisse der Volkswirtschaft, vor
allem des klassischen Maschinenbaus, setzte Steger getreu der bewährten
Praxis führender Funktionäre, harte ökonomische Fakten ideologisch zu ver-
brämen, an das Ende seiner Argumentationskette. Er versäumte es auch
nicht, auf die politische Bedeutung des bevorstehenden volkswirtschaftlichen
Kraftaktes für die Staatspartei und auf den gefährlichsten Gegner hinzuwei-
sen. Bei der Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts
auf dem Gebiet der Mikroelektronik stehe die DDR in der „Klassenausein-
andersetzung mit dem Imperialismus mächtigen Monopolgruppen der USA“
gegenüber.

Neben der außenpolitischen hatte der Beschluss aber auch eine innenpoli-
tische Dimension. Der Honeckerschen These der „Einheit von Wirtschafts-
und Sozialpolitik“ Tribut zollend, sollten der Bevölkerung zunehmend neue
und moderne elektrotechnische und elektronische Konsumgüter wie Farb-
fernseher, Kassettentonbandgeräte, Fotoapparate und Haushaltsgeräte ange-
boten werden.

Neue Abkommen zur weiteren Vertiefung der Zusammenarbeit, insbe-
sondere zur Erhöhung von Importen spezieller hochproduktiver sowjeti-
scher Ausrüstungen für die Halbleitertechnik und Mikroelektronik der DDR
sollten die Verflechtung mit den entsprechenden Industriezweigen der Sow-
jetunion und auch der anderen „Bruderländer“ vertiefen und die Export-
kraft erhöhen. Aber nur für die bilaterale Kooperation mit der UdSSR gab
es konkrete Vorstellungen. Steger nannte fünf Schwerpunkte, die praktisch
das gesamte Spektrum von Forschung und Entwicklung in der Mikroelek-
tronik betrafen:

– Entwicklung und Überleitung von Basistechnologien,
– Entwicklung und Bereitstellung neuer Generationen von Spezialaus-

rüstungen,
– Entwicklung und Bereitstellung von Spezial- und Hilfsmaterialien und 

Halbzeugen,
– Gemeinsame Entwicklung von Systemen des rechnergestützten 

Entwurfs von Schaltkreisen und
– Entwicklung und Produktion eines modularen Mikroprozessor- und 

Mikrorechnersystems.

Von der Bildung eines leistungsfähigen Kombinates versprach sich das Polit-
büro die einheitliche Leitung der Mikroelektronik und eine zielorientierte
langfristige Vorlaufforschung, für die man bereit war, einen größeren Teil
des wissenschaftlich-technischen Potentials des Industriebereiches als bisher
aufzuwenden.
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Wenn auch die Wissenschaft im Vorfeld der Entscheidungen wenig gehört
worden war, gehörte es zum Ritual der großen Parteiveranstaltungen, promi-
nente Wissenschaftler zu Wort kommen zu lassen. Das Mitglied der Akade-
mie der Wissenschaften Klaus Fuchs, als „Atomspion“ zwar manchem Kolle-
gen durchaus suspekt, von der Parteiführung aber in der Regel gut zu
gebrauchen, charakterisierte in seinem Diskussionsbeitrag den Rückstand
der DDR auf dem Gebiet der Elektronik als bedrohlich und nannte es eine
Illusion, diesen Rückstand bis 1980 aufholen zu wollen. Als realistisch sah er
es hingegen an, in Abstimmung mit der UdSSR ausgewählte Grundtechno-
logien der Mikroelektronik zu beherrschen und auf dieser Basis in bestimm-
ten Richtungen zur Weltspitze vorzudringen.114 Auch diese Einschätzung
erwies sich als wenig realistisch.

4.1.5 Implementierung

4.1.5.1 Die ersten nationalen und bilateralen Aktivitäten

Unmittelbar nach dem „Mikroelektronikplenum“ fand vom 25. bis 27. Juni
1977 in Berlin eine Tagung der Paritätischen Regierungskommission DDR-
UdSSR statt. Unter dem Vorsitz von Steger und dem 1. Stellvertreter des
Ministers für Elektronische Industrie der UdSSR, Kolesnikow, standen Bera-
tungen über den Stand und die Perspektive der Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der elektronischen Technik auf der Tagesordnung. Auch über Rege-
lungen zur „Gewährleistung von operativen und kurzfristigen Lieferungen
elektronischer Bauelemente“, mit denen eine höhere Flexibilität in den
gegenseitigen Beziehungen erreicht werden sollte, wurde verhandelt. Der
Minister für Außenhandel, Horst Sölle, auf DDR-Seite und der Stellvertreter
des Ministers für Außenhandel der UdSSR, Komarow, bemühten sich um
eine Lockerung des engen bürokratischen Korsetts im Warenaustausch bei-
der Länder. Die Plankommission hatte den neuen Kurs Richtung Mikroelek-
tronik allerdings noch nicht so richtig verinnerlicht, sondern benannte bei
den Vorbereitungen auf diese Verhandlungen zwei gleichrangige Schwer-
punkte, die elektronische Industrie und die Schwarzmetallurgie.115

Am 29. Juni, also eine Woche nach der 6. Tagung des ZK der SED, erklärte
die Staatliche Plankommission ihr Einverständnis mit dem Beschluss, forderte
aber Nachbesserungen ein. Das betraf vor allem die völlig unterentwickelten
Kapazitäten für die Herstellung von Grund- und Hilfsmaterialien. Die „un-
vertretbar hohe NSW-Import-Abhängigkeit“ auf diesem Gebiet sollte durch
einen „schonungslosen Vergleich zum fortgeschrittenen internationalen
Stand“ und die Aufnahme von Forschungs, Entwicklungs- und Produktions-
aufgaben beseitigt werden. Darüber hinaus empfahl die Plankommission,
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das Potential für die Vorlaufforschung bis 1980 auf ca. 2 000 Beschäftigte zu
erweitern, wobei weniger an die Industrieforschung gedacht war, als an die
Akademie der Wissenschaften und die Hochschulen. Der beschleunigte
Ausbau des Instituts für Halbleiterphysik in Frankfurt (Oder) wurde als
Schwerpunkt angesehen. In diesem Zusammenhang machte die Plankom-
mission Vorgaben bzw. Vorschläge zu Fragen der Aus- und Weiterbildung
von Hoch- und Fachschulkadern und deren leistungsabhängiger Entloh-
nung. Im Bereich der Konsumgüterproduktion konnte auf eine gewisse
Entspannung verwiesen werden, da die Sowjetunion bereit war, Farbbildröh-
ren unter der Bedingung zu liefern, dass sich die DDR am Aufbau von
Produktionskapazitäten in der UdSSR beteiligen würde.116

Am 28. September stimmte die Plankommission einem Beschluss über
„Maßnahmen in Auswertung des IX. Parteitages der SED und der 6. Tagung
des ZK der SED zur Vervollkommnung der Leitung und Planung im Bereich
des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik“ zu, der wieder einmal
ohne ihre Mitwirkung zustande gekommen war. „Entsprechend einer Infor-
mation, die wir von Genossen Steger erhalten haben, ist diese Konzeption
bereits im Sekretariat des ZK behandelt und bestätigt worden“, schrieb
Staatssekretär Heinze in seiner Stellungnahme.117 Da die vorgeschlagenen
Maßnahmen „der Verbesserung der komplexen, auf Schwerpunkte orientier-
ten Leitung“ dienten und „Auswirkungen auf die Plankennziffern“ nicht zu
erwarten waren, sollte der Vorlage zugestimmt werden. Die Plankommission
gab sich damit zufrieden, weitreichende Veränderungen der Leitungsstruk-
tur in einigen Zweigen des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik
ab 1. Januar 1978 nachträglich zu bestätigen. Dazu gehörten neben der Bil-
dung des Kombinates Mikroelektronik zum 1. Januar 1978 die Auflösung
der VVB Elektrische Konsumgüter per 31. März 1978 und der VVB Bauele-
mente und Vakuumtechnik per 30. Juni 1978 sowie die Zusammenlegung
der beiden Kombinate Robotron und Zentronik unter dem gemeinsamen
Namen „Robotron“. Gleichzeitig sollten, unter Wahrung des Außenhandels-
monopols des Staates, die Außenhandelsbetriebe den Generaldirektoren der
Kombinate unterstellt werden. Die Anzahl der VVB und Kombinate im Ver-
antwortungsbereich des Ministers für Elektrotechnik und Elektronik verrin-
gerte sich durch diese administrativen Maßnahmen aber nicht, sondern
erhöhte sich von vierzehn auf sechzehn.

Die Vorbereitung eines Regierungsabkommens mit der Sowjetunion über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Mikroelektronik im Zeitraum
1978–1982 lief, im Gegensatz zu den vorangegangenen Abstimmungen zwi-
schen dem Partei- und Staatsapparat, konfliktfrei in den geordneten Bahnen
des etablierten Mechanismus.

Am 28. Oktober 1977 erklärte das Ministerium für Wissenschaft und
Technik seine grundsätzliche Zustimmung zu den fünf Schwerpunkten der
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künftigen Zusammenarbeit. Die wissenschaftlich-technische Zusammenar-
beit mit der UdSSR werde, so lobte das Ministerium, „in der notwendigen
Komplexität auf die entscheidenden Aufgaben für die Beschleunigung der
Entwicklung und Beherrschung der Mikroelektronik“ gerichtet. Sein Lob
verband das Ministerium jedoch mit Forderungen zur Verbesserung der
Ökonomie. Die Devisenrentabilität bei DDR-Exporten, die zwischen 0,8
und 0,9 betrug, sollte bis spätestens 1985 an die Devisenrentabilität bei
UdSSR-Importen (1,0 bis 1,1) angeglichen werden.118

Die Plankommission wertete in ihrer „volkswirtschaftlichen Stellung-
nahme“ vom 31. Oktober das Abkommen als Chance, die NSW-Abhängig-
keit bei Bauelementen, Ausrüstungen und Materialien abzubauen. Die For-
derung nach einer generellen Angleichung der Devisenrentabilität wurde
ebenso erhoben wie vom Ministerium für Wissenschaft und Technik. Staats-
sekretär Klopfer protestierte dagegen, die Devisenrentabilität beim Export
von DDR-Ausrüstungen unter 1,0 anzusetzen. Klopfer stimmte den Vorbe-
reitungen nicht zu, sondern nahm diese lediglich zur Kenntnis und forderte,
die Kritik der Plankommission zu berücksichtigen.119

Die Stellungnahme der Abteilung UdSSR der Staatlichen Plankommis-
sion zum Verhandlungsmaterial zeichnete sich durch Substanzlosigkeit aus.
Gegenüber dem Politbüro brachte diese Abteilung ihre Erwartungen an die
22. Tagung der Paritätischen Regierungskommission vom 19. bis 22. Dezem-
ber 1977 in Moskau und den Inhalt eines Regierungsabkommens auf dem
Gebiet der Elektronik lediglich in sehr allgemeiner Form zum Ausdruck:
„Hiermit soll ein wichtiger Schritt bei der Umsetzung der Beschlüsse der 6.
Tagung unseres Zentralkomitees erfolgen. Die breite und langjährige Zusam-
menarbeit auf diesem Gebiet soll auf höherer Stufe entsprechend dem
schnellen Tempo des wissenschaftlich-technischen Fortschritts in der Mikro-
elektronik fortgesetzt werden.“120

Die Stellungnahme des Vorsitzenden der Paritätischen Regierungskom-
mission für ökonomische und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit
DDR – UdSSR, Staatssekretär Karl Grünheid, vom 7. Dezember zum „An-
trag auf Zustimmung zur Unterzeichnung eines Regierungsabkommens mit
der UdSSR über eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Mikroelektro-
nik“ lässt klar erkennen, dass es der DDR nicht gelungen war, die notwendi-
ge Tiefe und Verbindlichkeit der Zusammenarbeit vertraglich zu regeln.
„Gemeinsame und arbeitsteilige Entwicklung neuer technologischer Verfah-
ren zur Herstellung hochintegrierter Schaltkreise, Schaffung eines Systems
von Mikroprozessoren, Umrüstung der technologischen Basis für die Pro-
duktion von integrierten Schaltkreisen sowie die Schaffung eines einheitli-
chen Spektrums von analogen integrierten Schaltkreisen für Rundfunk- und
Fernsehempfänger einschließlich der erforderlichen technologischen Spezial-
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ausrüstungen“, nannte Grünheid als abgestimmte Arbeitsrichtungen. Er
musste aber einräumen, dass man bei der gemeinsamen Entwicklung von
Technologien nicht über „relativ allgemeine Festlegungen“ hinaus gekom-
men war.121 Aber gerade die gemeinsame Entwicklung von Basistechnolo-
gien hatte auf dem „Mikroelektronik-Plenum“ die höchste Priorität unter
den Feldern einer verstärkten bilateralen Kooperation mit der UdSSR erhal-
ten. Trotz dieser Einschränkungen könne dem Beschlussvorschlag „vollin-
haltlich zugestimmt werden“, dessen technisch-ökonomische Begründung
von der Plankommission gemeinsam mit dem Ministerium für Elektrotech-
nik und Elektronik erarbeitet worden sei, argumentierte Grünheid. Die
Strategie, in der UdSSR entwickelte Technologien so günstig wie nur irgend
möglich übernehmen zu können, wäre nicht aufgegangen. Die von der Sow-
jetunion betriebene Politik, Lizenzen an die DDR zu verkaufen, werde sich
wahrscheinlich durchsetzen, befürchtete der Staatssekretär.

4.1.5.2 Das kooperative Konzept der Staatlichen Plankommission

Am 16. Mai 1978 legte Gerhard Schürer der Wirtschaftskommission beim
Politbüro ein „Programm zur Entwicklung der Kapazitäten auf dem Gebiet
der Technologischen Spezialausrüstungen der Elektrotechnik und Elektro-
nik, insbesondere für die Mikroelektronik“ vor. Mit dem Argument, Fort-
schritte in der Mikroelektronik hingen in ganz entscheidendem Maße von
der Bereitstellung moderner und hochproduktiver Technologischer Spezial-
ausrüstungen (TSA) ab, begründete der Vorsitzende der Plankommission
ein Konzept, das in wesentlichen Teilen auf gemeinsam mit der UdSSR zu
realisierenden Aufgaben beruhte.122 Die Schaffung einer „spezifischen Aus-
rüstungsbasis von fortgeschrittenem internationalem Niveau mit vergleichba-
ren Parametern in Ausbeute und Kosten“ erklärte er zur Grundlage für
einen breiten Einsatz der Mikroelektronik in der Volkswirtschaft. Auf der
Grundlage einer Prognose des Gerätebedarfs für den Fünfjahrplanzeitraum
1981–1985 entwickelte Schürer ein Konzept zur Deckung dieses Bedarfs.
Durchschnittliche jährliche Zuwachsraten in der Warenproduktion des
Bereiches Elektrotechnik/Elektronik zwischen 7,4 und 8,4 Prozent für den
Zeitraum 1981–1985 und von bis zu 45 Prozent bei Mikroprozessoren soll-
ten mit Investitionen von ca. 500 Millionen Mark für Technologische Spe-
zialausrüstungen möglich werden. Die Grundstrategie zur Deckung des
Bedarfs setzte schwerpunktmäßig auf die Rekonstruktion und Erweiterung
der eigenen Kapazitäten sowie den Ausbau der Kooperation mit der UdSSR
und den anderen sozialistischen Ländern. Als unvermeidbar bezeichnete es
Schürer, auch „weiterhin in bestimmtem Umfang gezielte NSW-Importe“
durchzuführen. Dafür plante er 350 bis 380 Millionen ein. Das Eigenauf-
kommen an Technologischen Spezialausrüstungen könne allerdings zunächst
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nicht erhöht werden. Im Gegenteil, es werde sich von 22 Prozent auf ca. 14
bis 15 Prozent verringern. 

Wenngleich Mikrorechner und die Automatisierungstechnik im Vorder-
grund standen, gehörten auch Anwendungen in der Konsumgüterindustrie
und Medizintechnik zu den Schwerpunktaufgaben, wie z. B. Taschenrech-
ner, elektronische Kameras und Herzschrittmacher.

Das Ausmaß der angestrebten Verflechtung mit der UdSSR illustrierte
das Konzept durch das Verhältnis von exportierten zu im Inland verwende-
ten Technologischen Spezialausrüstungen. Es war vorgesehen, das 2,4fache
des Inlandbedarfs in die UdSSR zu liefern. Einem Export im Wert von 1 285
Milliarden Mark stehe ein Import im Wert von 200 Millionen gegenüber.
Hauptproblem der Zusammenarbeit zwischen der DDR und der UdSSR auf
dem Gebiet der Mikroelektronik, von Schürer „Grundfrage“ genannt, war
die sowjetische Position, die Lieferung eines breiten Sortiments an moder-
nen Bauelementen in die DDR von dem Import Technologischer Spezialaus-
rüstungen in großen Stückzahlen abhängig zu machen. 

Der Vorsitzende der Plankommission sah, der Stellung seiner Institution
gemäß, den Aufbau einer leistungsfähigen mikroelektronischen Industrie als
eine Aufgabe für die gesamte Volkswirtschaft an und bezog weitere Indust-
riebereiche direkt in seine Planungen ein. Neben drei Einzelministerien des
Maschinenbaus erhielten die Leichtindustrie, die Glas- und Keramikindust-
rie sowie das Bauwesen konkrete Auflagen.

Am 22. Mai beriet die Wirtschaftskommission beim Politbüro unter Lei-
tung von Günter Mittag das von Schürer vorgelegte Programm.123 Die Ein-
schätzung der Staatlichen Plankommission, dass trotz der geplanten beträcht-
lichen Investitionen der Bedarf der UdSSR nicht vollständig würde gedeckt
werden können, beunruhigte die Mitglieder der Kommission. Sie zogen in
Erwägung, die erforderlichen Kapazitäten der Mikroelektronik als Kompen-
sationsobjekte aufzubauen oder Lizenzen für Technologische Spezialausrüs-
tungen zu erwerben. Darüber hinaus forderten sie, Exportwaren besonders
schlechter Devisenrentabilität so schnell wie möglich durch Mikroelektronik-
und Technologieexporte abzulösen. Mit der Festlegung, Entscheidungen zur
Erweiterung der Kapazitäten und zur parallelen Vorbereitung bei den
Anwendern für die Jahre 1979 und 1980 „vorzubereiten“ vermied es Mittag
allerdings, sofort Antworten auf diese heiklen Fragen zu suchen.

4.1.5.3 Das Autarkie-Konzept von Günter Mittag

Am 26. Juni 1978 beschäftigte sich die Wirtschaftskommission erneut mit
der Mikroelektronik. Grundlage der Beratung war diesmal ein von Steger
vorgetragener gemeinsamer Bericht des Ministeriums für Elektrotechnik und
Elektronik und der Abteilung Maschinenbau des ZK über den „Stand der
Erfüllung der Aufgaben zur Entwicklung und Produktion von Mikroprozes-

47

123 SAPMO-BArch, DY 30/IV 2/2.101-53.



sorsystemen bis 1980“.124 Steger und Tautenhahn favorisierten darin Schalt-
kreisimporte aus der UdSSR bzw. der ČSSR als Grundlage einer umfassenden
Anwendung der Mikroelektronik in der Volkswirtschaft der DDR. In seinem
Kommentar zu diesem Bericht forderte Mittag zunächst einmal, das Ent-
wicklungstempo zu erhöhen, da sonst der Rückstand vergrößert werde.125

Schaltkreisimporte aus der UdSSR und der ČSSR lehnte er mit der Begrün-
dung ab, daß die Sowjetunion ohnehin große Mühe habe, ihren eigenen
Bedarf zu decken. Der technologische Rückstand der ČSSR schließlich sei
so groß, dass „an Lieferungen von dort gar nicht gedacht werden könne“.
Mit dem Argument, Nutzen aus den gewaltigen Aufwendungen für die
Mikroelektronik könne nicht schon durch die Bereitstellung einiger Stan-
dardschaltkreise gezogen werden, sondern erst bei einem breiten Sortiment
von Ergänzungsschaltkreisen, stellte Mittag schon zu einem Zeitpunkt die
Weichen für den Aufbau einer autarken mikroelektronischen Industrie, als
es noch nicht einmal genügend Abnehmer für die geringe Zahl von 10 000
jährlich produzierten Mikroprozessoren gab. Mittag entschied, dass die
Wirtschaftskommission nach Abstimmung mit der Plankommission und wei-
teren Ministerien erneut beraten müsse. Er ließ eine Konzeption für die
„Ausarbeitung von Maßnahmen zur beschleunigten Entwicklung und An-
wendung“ der Mikroelektronik erstellen und von Honecker persönlich
bestätigen.126 Durch diesen Coup wurde ein bereits fertiggestellter Bericht
der Arbeitsgruppe Mikroelektronik der SPK zu Makulatur, bevor Schürer
ihn auch nur zur Kenntnis nehmen konnte.127

Daraufhin arbeitete die Abteilung Elektrotechnik/Elektronik der Plan-
kommission eine neue Vorlage für das Präsidium des Ministerrates aus, die
Ende Oktober vorgelegt werden sollte. Das Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik wurde mit der Begründung um Mitarbeit gebeten, dass es
gelte, den neuesten Erkenntnisstand hinsichtlich des Bedarfs an Technolo-
gischen Spezialausrüstungen unter Beachtung der Vorgaben der Wirtschafts-
kommission zu berücksichtigen.128

Am 27. September legten Tautenhahn für das ZK der SED und Steger für
das zuständige Ministerium „Grundprämissen für die Ausarbeitung von
Maßnahmen zur beschleunigten Entwicklung und Anwendung der Mikro-
elektronik in der Volkswirtschaft der DDR“ vor.129 Obwohl sie einräumen
mussten, dass die beteiligten Kombinate unter den Bedingungen der „ver-
schärften Klassenauseinandersetzung“ und einer „Verschärfung der Embar-
gobedingungen“ den Rückstand zum fortgeschrittenen internationalen
Niveau nicht entscheidend hatten verringern können, erhoben sie die
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Vorgabe von Günter Mittag, die Mikroelektronik in voller Breite zu ent-
wickeln, zum Programm.

Der Vorsitzende der Plankommission ordnete zwar Anfang Oktober an,
die Aufgaben zur Sicherung der Entwicklung der Mikroelektronik in die
Vorbereitung der Komplexberatungen des Planes 1979 aufzunehmen, und
leitete den Sekretären für Wirtschaftspolitik der Bezirksleitungen der SED
Vorschläge für territoriale Aufgaben zu, stoppte aber gleichzeitig die konzep-
tionellen Überlegungen seines Hauses zur Entwicklung der Mikroelektronik
bis 1990, um die Ergebnisse der von Günter Mittag geleiteten „Arbeitsgruppe
Mikroelektronik“ abzuwarten. Zu dieser Arbeitsgruppe gehörten im Dezem-
ber 1978 neben den Ministern für Elektrotechnik und Elektronik sowie
Wissenschaft und Technik und dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankom-
mission eine Reihe stellvertretender Minister aus anderen Ressorts, Gene-
raldirektoren der einschlägigen Kombinate und auch zahlreiche Leiter von
Fachabteilungen beim ZK der SED. Der Offizier des MfS im besonderen
Einsatz, Alexander Schalck, gehörte ohne Angabe eines Geschäftsbereiches
ebenfalls der Kommission an.130 In einem Schreiben an den Vorsitzenden
des Ministerrates begründete Schürer seine Entscheidung, dem Präsidium
des Ministerrates keine Konzeption der Plankommission vorzulegen, bevor
die Arbeitsgruppe Mittag ihre strategischen Vorgaben formuliert habe. Aller-
dings betrachtete er es als sein Recht, sich auf der Grundlage von Zuarbeiten
der Fachministerien einen eigenen Standpunkt zu bilden.131

Dieser eigene Standpunkt lag am 14. Dezember als „Entwurf der strategi-
schen Grundkonzeption zur Entwicklung und Anwendung der Mikroelek-
tronik“ vor. Neben einer generellen Senkung von Kosten und Importen aus
dem Westen wurde darin als wichtiges Ziel der Anwendung der Mikroelek-
tronik die „größtmögliche Einsparung lebendiger Arbeit“ betont.132 Bei der
Festlegung einer Rang- und Reihenfolge für die Entwicklung der mikroelek-
tronischen Industrie ließ sich die Plankommission von dem Kriterium der
höchsten erreichbaren ökonomischen Effektivität leiten, ohne diese jedoch
präzise benennen zu können. Hervorgehoben wurden auch die Schaffung
des wissenschaftlichen Vorlaufs für die Beherrschung der entscheidenden
Basisverfahren zur Herstellung von Halbleiterbauelementen in der DDR
und die weitere Ausgestaltung des Regierungsabkommens mit der UdSSR.
Von den anderen Ländern des RGW wurde lediglich die ČSSR in einem
Nebensatz erwähnt.
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4.1.5.4 Die langfristige Konzeption zur Entwicklung der Mikroelektronik

Der nun einsetzende Abstimmungs- und Klärungsprozess im Zentralkomi-
tee und der Plankommission mündete in den Politbürobeschluss vom 26. Juni
1979 über die „Langfristige Konzeption zur beschleunigten Entwicklung
und Anwendung der Mikroelektronik in der Volkswirtschaft der DDR“. Die
Vorschläge der Plankommission wurden vom Sektor Elektronik der zustän-
digen Fachabteilung des ZK als Diskussionsmaterial betrachtet, das entspre-
chend der Notwendigkeit, nicht jedoch nach den aus Sicht der Staatlichen
Plankommission in den nächsten Jahren möglicherweise bereitzustellenden
Fonds zu qualifizieren sei.133 Damit wurden ganz eindeutig politische über
ökonomische Argumente gestellt, obwohl auch die Fachleute im Parteiappa-
rat sehr wohl sahen, dass die Ziele der langfristigen Konzeption zum Teil
Wunschvorstellungen und auch nicht frei von Widersprüchen waren. Die bis
1985 vorgesehene Einsparung von 250 000 Arbeitskräften außerhalb des
unmittelbaren Produktionsprozesses z. B. war nur zu realisieren, wenn
Erzeugnisse des Computerherstellers Robotron in großem Umfang für den
Inlandbedarf eingesetzt würden. Dessen Produkte waren aber in der Haupt-
sache für den Export bestimmt und brachten Erlöse, auf die nicht verzichtet
werden konnte. Der Widerspruch zwischen dem Inlandbedarf und dem
Zwang, exportfähige Produkte ausführen zu müssen „ist die schwierigste
Frage des ganzen Beschlussentwurfs“, stellte der Leiter des Sektors Elek-
tronik im Januar 1979 fest. Zur Zeit gebe es nicht einmal brauchbare Denk-
ansätze zur Lösung des Problems.134

Das hinderte die Mitarbeiter des ZK aber nicht daran, dem Politbüro die
Bestätigung einer Konzeption vorzuschlagen, die „anspruchsvolle aber reale
Ziele“ stelle, den Weg zu ihrer Verwirklichung festlege sowie den notwendi-
gen Aufwand an volkswirtschaftlichen Ressourcen erkennen lasse.135

Zwischen zwei Polen: Realismus auf der einen und Wunschdenken auf
der anderen Seite, pendelten in dieser Phase führende Wirtschaftsfunktio-
näre. Der Generaldirektor des Kombinates Carl Zeiss Jena, Wolfgang Bier-
mann, sah einerseits innerhalb des RGW gegenwärtig keine Voraussetzun-
gen für die Ausarbeitung eines gemeinsamen Mikroelektronik-Programms,
forderte andererseits aber, auf der nächsten Ratstagung sowohl ein Mikro-
elektronik-Programm als auch Maßnahmen zur straffen Koordinierung und
Leitung der Zusammenarbeit zu beschließen.136

Letztlich konnte in diesem Kontext die „Langfristige Konzeption“ nichts
anderes sein als ein verbales Bekenntnis zur internationalen Zusammen-
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arbeit, insbesondere mit der Sowjetunion, das durch die praktische Politik
des Aufbaus einer autarken mikroelektronischen Industrie konterkariert
wurde. 

4.1.6 Fazit

Die Grundsatzentscheidung über den Aufbau einer eigenen mikroelektroni-
schen Industrie in der DDR wurde ebenso wie alle wichtigen Entscheidun-
gen in der Phase der Implementierung eindeutig von der SED dominiert. In
einigen grundsätzlichen Fragen gab es unterschiedliche Auffassungen zwi-
schen der Staatlichen Plankommission und dem Apparat des ZK. Letztlich
setzte die Staatspartei aber ihre politisch motivierten Zielstellungen gegen
die wirtschaftspragmatischen Argumente der Planungsbürokraten durch.
Der Sekretär des ZK für Wirtschaft, Günter Mittag, verstand es, nicht nur
die Wirtschaftskommission beim Politbüro, sondern auch den Parteichef
Honecker von seiner Linie zu überzeugen. Das MfS spielte hier noch keine
nennenswerte Rolle. Die Mitwirkung des Offiziers im besonderen Einsatz,
Alexander Schalck, in der Arbeitsgruppe Mikroelektronik beim ZK der SED
kann keinesfalls als institutionelle Einbindung des Mielke-Ministeriums in
die Entscheidungsprozesse interpretiert werden.

4.2 Politbürobeschluss zur Profilierung des Kombinates 
Carl Zeiss Jena vom 24. Mai 1983

Der Politbürobeschluss zur weiteren Entwicklung des Forschungs-, Produk-
tions- und Exportprofils des renommierten Jenaer Kombinates, der eine dra-
stische Erhöhung des Anteils an militärischer Produktion beinhaltete, war
eine von der Sowjetunion geforderte Reaktion auf die Zuspitzung des Ost-
West-Konfliktes Anfang der achtziger Jahre. Die SED-Spitze strebte zugleich
eine Ausweitung des Exports von Rüstungsgütern nicht nur in die Länder
des Ostblocks, sondern auch in Länder der „Dritten Welt“ an. Diese Ent-
scheidung hatte beträchtliche Folgen für den gesamten Industriebereich
Elektrotechnik/Elektronik, fügte sich nahtlos in den seit langem expandie-
renden militärischen Komplex ein und stellte diesen vor neue Herausfor-
derungen.

4.2.1 Vorgeschichte

Am 29. April 1981 unterzeichneten die DDR und die UdSSR ein „Regie-
rungsabkommen zum militärischen Schiffbau“, in dem sie sich zur gemeinsa-
men Entwicklung eines Raketenwaffenkomplexes für die Bewaffnung eines
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Raketenartilleriebootes verpflichteten.137 Die sich daraus ergebenden Anfor-
derungen für die DDR verlangten nach Auffassung der Staatlichen Plankom-
mission gravierende Einschnitte in das Produktionsprofil des Vorzeigebe-
triebes der DDR-Industrie, des Kombinates Carl Zeiss Jena. Dieses sollte
einerseits als Zentrum des wissenschaftlichen Gerätebaus weiterentwickelt
werden, andererseits aber auch eine wesentliche qualitative und quantitative
Steigerung der militärischen Produktion erbringen.138

Das erforderte neben einer deutlichen Erhöhung der ökonomischen
Effektivität, worunter die Produktivität aus Wissenschaft und Technik, der
Anteil des NSW-Exports und der Anteil neuer Erzeugnisse verstanden wur-
den, vor allem eine extensive Erweiterung des Rüstungssektors. General-
direktor Biermann widersetzte sich diesen Forderungen und wies darauf
hin, dass ohnehin bereits der Ausbau von Militärtechnik und die Erwei-
terung der Produktion auf dem Gebiet der Mikroelektronik sowie für Kern-
kraftwerke in der UdSSR im Vordergrund stünden. Eine Entwicklung von
modernen Laser-Waffensystemen wäre nur auf Kosten der zivilen Produk-
tion möglich. Er verlangte im März 1983 eine grundsätzliche Entscheidung
über das Produktionsprofil des Kombinates.139 Das energische Auftreten
Biermanns, der dem Minister für Elektrotechnik und Elektronik, Felix
Meier, gegenüber führende Genossen als Laien bezeichnete, die zu dumm
seien, einen Plan zu lesen, und dem Minister anbot, sich einen anderen
Generaldirektor zu suchen,140 wurde von Gerhard Tautenhahn, dem Leiter
der Abteilung Maschinenbau und Metallurgie beim ZK der SED, als „unpar-
teimäßiges Verhalten“ zurückgewiesen. Biermann lenkte ein und entschul-
digte sich am 30. März.141

Am 6. April besuchte der Minister für Verteidigung der UdSSR, Mar-
schall Ustinow, das Kombinat Carl Zeiss Jena, um sich persönlich von den
Möglichkeiten zur Entwicklung und Produktion modernster „kampfwertbe-
stimmender Militärtechnik“ zu überzeugen. Unter Hinweis auf das wachsen-
de Militärpotential der NATO forderte er die Steigerung der Produktion auf
das Drei- bis Vierfache. Gleichzeitig wandte er sich in internen Gesprächen
mit Vertretern des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik (Staatsse-
kretär Nendel), des ZK der SED (Abteilungsleiter Tautenhahn) und des MfS
(Oberstleutnant Seidel, Stellvertreter des Leiters der BV Gera) dezidiert
gegen die Vorstellungen der DDR-Seite, Rentabilitätsgesichtspunkte als
Grundlage von Entscheidungen in die Gespräche einzubringen. Mit der
Bemerkung, dass die militärische Produktion „nicht ausschließlich auf
ökonomische Effekte“ orientieren dürfe,142 dämpfte er von vornherein die
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Hoffnungen der DDR-Kombinate auf einen rentablen Export ihrer militär-
technischen Erzeugnisse.143

4.2.2 Ausgangszustand

Das Produktionsvolumen des Kombinates Carl Zeiss Jena hatte 1983 eine
Höhe von 3 256,9 Millionen Mark erreicht. Dieser Betrag verteilte sich auf
drei Segmente:144

– zivile Produktion 2 746,9 Mio. M (81,4%)
– militärische Produktion 510,0 Mio. M (15,7%)
– Konsumgüter 96,0 Mio. M (2,9%).

Die Exportrentabilität der Zeiss-Erzeugnisse wies mit einem Koeffizienten
von 1,294 im sogenannten sozialistischen Wirtschaftsbereich (SW) und von
0,629 im sogenannten nichtsozialistischen Wirtschaftsbereich (NSW) für
DDR-Verhältnisse günstige Werte auf.145

Die Schwerpunkte im Produktionsprofil des Kombinates im Jahre 1983
waren:146

– Technologische Spezialausrüstungen für die Mikroelektronik 
(insbesondere mikrolithographische Geräte)

– Geräte der militärischen Technik (insbesondere Export in die UdSSR,
ČSSR und Volksrepublik Bulgarien)

– Erzeugnisse des optischen Präzisionsgerätebaues
– Geräte der kosmischen Aufnahme- und Auswertetechnik
– Glashalbzeuge für optische Leiter
– Geräte der optischen Medizintechnik, augenoptische Erzeugnisse
– Hochwertige Konsumgüter (Fotoobjektive, Feldstecher,

Hauswirtschaftsglas)
– Forschungsinstrumente für Akademien und Hochschulen

In den Forschungsabteilungen des Kombinates waren ca. 5 000 Mitarbeiter
beschäftigt, 24 Prozent davon im militärischen und 71 Prozent im zivilen
Bereich. Lediglich 5 Prozent der Forscher beschäftigten sich mit der Ent-
wicklung neuer Konsumgüter für die Bevölkerung. Diese wurden in Statis-
tiken gern gesondert ausgewiesen, stellten sie doch ein wesentliches Element
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der von Honecker als „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ bezeich-
neten Generallinie dar. Der geringe Anteil von Forschung im militärischen
Bereich erklärt sich aus der Tatsache, dass die Produktion von Militär-
technik nahezu ausschließlich auf der Grundlage sowjetischer Lizenzen
erfolgte. Die beachtliche Steigerung der Arbeitsproduktivität, der Effektivität
und des Produktionsvolumens des Kombinates seit 1978 war allerdings
überwiegend auf Leistungen im militärischen Sektor zurückzuführen.

4.2.3 Entscheidungsfindung

Auf seiner 18. Sitzung des Jahres 1983 beschloss das Politbüro am 24. Mai
die „Komplexe Konzeption zur weiteren Entwicklung des Forschungs-, Pro-
duktions- und Exportprofils einschließlich der Entwicklung der speziellen
Produktion bis 1985 und für den Zeitraum 1986 bis 1990 des Kombinates
VEB Carl Zeiss Jena“.147 Die Grundlage dieses von Günter Mittag angereg-
ten Beschlusses148 bildete ein gemeinsamer Entwurf des Vorsitzenden der
Staatlichen Plankommission und des Ministers für Elektrotechnik und
Elektronik vom 19. März 1983.149 Dieser Entwurf lag auch dem MfS vor.
Oberstleutnant Wenzel, Leiter der für Wirtschaftsfragen zuständigen HA
XVIII/8, beriet bereits im Vorfeld der Politbürositzung mit dem „Stellver-
treter Operativ“ der Bezirksverwaltung Gera, Oberstleutnant Seidel, welche
Konsequenzen sich für die Arbeit der Objektdienststelle Zeiss ergeben wür-
den.150

Die Sitzung des Politbüros am 24. Mai 1983 stand unter der Leitung
Erich Honeckers, Berichterstatter war Gerhard Schürer. Zur Behandlung
der Vorlage zog das Politbüro, wie das Protokoll ausweist, folgende Partei-
und Staatsfunktionäre hinzu:

Günter Ehrensperger ZK, Leiter der Abteilung Planung und Finanzen
Hermann Pöschel ZK, Leiter der Abteilung Forschung und technologi-

sche Entwicklung
Dr. Klaus Blessing ZK, Abteilung Maschinenbau und Metallurgie
Wolfgang Herger ZK, Leiter der Abteilung Sicherheitsfragen
Herbert Weiz Minister für Wissenschaft und Technik
Gerhard Beil Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel
Felix Meier Minister für Elektrotechnik und Elektronik
Joachim Goldbach Stellvertreter des Ministers für Nationale Verteidigung
Wolfgang Biermann Generaldirektor des Kombinates Carl Zeiss Jena
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Das Bemühen, den brisanten Beschluss in einem möglichst kleinen Kreis zu
fassen, kommt in der geringen Zahl der hinzugezogenen Berater zum Aus-
druck. Vier von ihnen verkörperten die Fachkompetenz des Zentralkomitees.
Die „Macher“, also diejenigen, die den Beschluss zu materialisieren hatten,
waren durch die drei zivilen Ministerien und den Generaldirektor des betrof-
fenen Kombinates vertreten. 

4.2.4 Inhalt des Beschlusses

Hinter dem umständlichen Titel des Politbürobeschlusses verbarg sich die
verstärkte Hinwendung des Kombinates Carl Zeiss Jena zur militärischen
Anwendung von Hochtechnologien. Militärtechnik wurde in offiziellen Doku-
menten in der Regel „spezielle Produktion“ genannt. Ihr Anteil an der
Gesamtproduktion des Kombinates sollte von 15,7 Prozent auf 28 Prozent
im Jahre 1990 und auf mehr als 30 Prozent in den Jahren danach gesteigert
werden. In den Jahren 1984 bis 1987 waren die Einstellung von ca. 1500
Mitarbeitern und die Bereitstellung von zusätzlichen 800 bis 900 Millionen
Mark aus dem Staatshaushalt für Forschung und Entwicklung geplant. 

Der Beschluss zur Profilierung des Kombinates in Jena hatte Auswirkun-
gen auf den gesamten Industriebereich Elektrotechnik/Elektronik und stellte
besondere Anforderungen an den Geheimnisschutz. Der Ausbau des mili-
tärischen Sektors, das war auch den Mitgliedern des Politbüros bewusst,
konnte nur zu Lasten des Potentials für zivile Forschung und Entwicklung
erfolgen. Um die zusätzlichen Belastungen wenigstens teilweise zu kompen-
sieren, forderten sie, Teilergebnisse der Forschung nicht nur sofort militä-
risch, sondern darüber hinaus auch im zivilen Bereich zu nutzen. Unge-
achtet der Tatsache, dass wie bereits 1981 und 1982 auch im laufenden Jahr
der „NSW-Exportplan“ nicht würde erfüllt werden können, lautete eine wei-
tere Forderung, den Export in das „nichtsozialistische“ Ausland zu steigern.
Dafür kam Militärtechnik allerdings nur bedingt in Frage. 

Der Beschluss sollte in zwei Etappen umgesetzt werden. Nach einer
Anlauf- und Übergangsphase sah die eigentliche Realisierung im Zeitraum
von 1987 bis 1991/92 die Einstellung weiterer 2 000 Mitarbeiter in Jena vor.
In Betrieben anderer Kombinate sollten in der Realisierungsphase etwa
4 400 Beschäftigte zur Mitarbeit an diesem Rüstungsprojekt herangezogen
werden. Die zusätzlichen Investitionen wurden im Kombinat Carl Zeiss auf
990 Millionen Mark, sowie auf 400 Millionen in anderen Kombinaten des
Industriezweiges geschätzt.

Als Auftrag der Partei wie auch als sein persönliches Ziel bezeichnete
Generaldirektor Biermann als Mitglied des ZK die „Integration der Mikro-
elektronik mit dem optischen Präzisionsgerätebau“.151 Diese Integration
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sollte die DDR in die Lage versetzen, gemeinsam mit der UdSSR modernste
Militärtechnik für folgende drei Gebiete zu entwickeln und zu produzieren:

– Aufklärung sowohl aus dem Kosmos wie auch auf dem Gefechtsfeld,
– aktive Nachtkampffähigkeit der Truppen,
– Erhöhung der Ersttreffer-Wahrscheinlichkeit.152

Die Anlage zu dem Beschluss, die Geheime Verschlusssache B 120–1352/83,
enthielt Planzahlen und Abnehmer für die einzelnen Rüstungsobjekte:

1. Zielsuchkopf für die Luft-Luft-Rakete K 13 M (jährliche Lieferung von
2 500 Stück an die UdSSR),

2. Zielfernrohr mit Laserentfernungsmesser für den Kampfpanzer T-72,
3. Feuerleitanlage „Wolna“ für die Modernisierung des Kampfpanzers

T-55A (Lieferung sowohl in die UdSSR als auch nach Polen und in die
ČSSR mit einer Gesamtstückzahl von 1000 pro Jahr),

4. Produktionsaufnahme des optischen Zielsuchkopfes für eine Seeziel-
rakete („Projekt 152“) im Jahre1989.

Die Entwicklung und anschließende Produktion des unter Punkt 4 genann-
ten Zielsuchkopfes bedeuteten eine neue Herausforderung für die Hochtech-
nologie-Industrie der DDR. Im Gegensatz zu den anderen Erzeugnissen der
Militärtechnik, denen sowjetische Lizenzen zugrunde lagen, war die originä-
re Entwicklung eines optischen Zielsuchkopfes nicht mehr mit dem zur Ver-
fügung stehenden Know-how zu leisten. Vielmehr mussten in großer Anzahl
prinzipiell neue Basistechnologien, Werkstoffe und Verfahren eingesetzt
werden.153 Dazu zählten u. a. bildgebende Empfängersysteme, eine frei steu-
erbare Lageregelung sowie die autonome Signalverarbeitungs- und Prozes-
sortechnik. In der DDR fehlten nach Einschätzung der Fachministerien nicht
nur Forschungsgeräte und Ausrüstungen der Mess- und Prüftechnik, son-
dern auch Erfahrungsträger und leistungsfähige Forscherkollektive.154 Die
ehrgeizige Zielstellung, „sofort mit der Grundlagenforschung zu beginnen,
die Basistechnologien zu entwickeln und die Erzeugnisentwicklung durchzu-
führen“,155 stellte wieder einmal, so zeigte es die weitere Entwicklung, eine
Überschätzung der volkswirtschaftlichen Möglichkeiten dar.

Aufgaben, Ziele und Voraussetzungen zur Umsetzung des Politbüro-
Beschlusses, so wurde festgelegt, seien in die Jahreswirtschaftspläne 1984
und 1985 sowie den Fünfjahrplan 1986 bis 1990 aufzunehmen. Zur Gewähr-
leistung einer straffen Leitung und Kontrolle sollte Willi Stoph, der Vorsit-
zende des Ministerrates, einen Regierungsbeauftragten einsetzen. Es wurde
mit Gesamtkosten in Höhe von ca. 2,3 Milliarden Mark gerechnet, davon
1,4 Mrd. M für Investitionen und 0,9 Mrd. M für Forschung und Entwick-
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lung.156 Für den zivilen Sektor der Produktpalette des Kombinates, die
„Versorgung der Volkswirtschaft mit Erzeugnissen des wissenschaftlichen
Gerätebaues“, sah die Konzeption vor allem erhöhte Leistungen bei mikro-
lithographischen Ausrüstungen für die Halbleiterindustrie, hochwertigen
Objektiven für Konsumgüter sowie Sehhilfen für die Bevölkerung vor. Im
Export wurden sowohl in die Mitgliedsländer des RGW, als auch für den
sog. NSW-Bereich hohe Zuwachsraten gefordert. Bezogen auf das Jahr 1982
sollte der Export in das sozialistische Wirtschaftsgebiet bis 1990 verdoppelt,
der NSW-Export nahezu verdreifacht werden. Lieferungen in die Sowjet-
union, den Hauptabnehmer im Osten, sollten vor allem durch den Ausbau
der militärischen Produktion gesteigert werden. Mit Erzeugnissen, bei denen
die Leistung der Präzisionsoptik den Gebrauchswert bestimmte, war das
Kombinat auch auf westlichen Märkten erfolgreich und erwirtschaftete drin-
gend benötigte Devisen. Diese Position galt es, so die Vorstellungen der
Strategen in Partei und Wirtschaft, unbedingt auszubauen.

4.2.5 Implementierung

4.2.5.1 Ein Bündel ungewöhnlicher Maßnahmen

Unmittelbar nach der Sitzung des Politbüros reagierte das MfS. Der Stell-
vertreter Operativ der Bezirksverwaltung Gera schlug dem Leiter der HA
XVIII, Generalmajor Kleine, mit Schreiben vom 25. Mai eine Beratung zwi-
schen dem Leiter der HA XVIII, dem Leiter der Abteilung XVIII der BV
Gera und dem Leiter der Objektdienststelle Zeiss vor, um „alle anstehenden
Details, einschließlich der kadermäßigen Voraussetzungen zur Bewältigung
dieser Aufgaben“ zu klären.157

Eine Woche später besuchte eine sowjetische Militärdelegation unter Lei-
tung des stellvertretenden Ministers für Verteidigungsindustrie das Kombi-
nat Carl Zeiss Jena. An den Beratungen, an denen die Parteiführung durch
den Abteilungsleiter im ZK, Tautenhahn, das Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik durch Staatssekretär Nendel, das Ministerium für Nationale
Verteidigung durch den stellvertretenden Minister Fleißner und die Staat-
liche Plankommission durch den stellvertretenden Vorsitzenden Neidhardt
vertreten war, nahmen neben dem Generaldirektor des Kombinates Carl
Zeiss auch die Generaldirektoren der Kombinate Robotron und Nachrich-
tenelektronik teil. In diesen Beratungen wurde die Grundlinie für den
Beitrag der DDR an der Entwicklung und Produktion von Militärtechnik im
nächsten Fünfjahrplan verhandelt. Die Fachabteilungen des ZK der SED
erteilten daraufhin Aufträge an die beteiligten Minister, um die Realisierung
des vereinbarten Programms zu gewährleisten.158
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Auf Weisung von Günter Mittag erarbeitete die ZK-Abteilung Maschinen-
bau und Metallurgie gemeinsam mit dem Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik im Juni 1983 Vorschriften zum Geheimnisschutz bei der
Durchführung von Forschungs-, Entwicklungs- und Produktionsaufgaben
der Kosmostechnik im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena.159

Am 24. Oktober 1983 bestätigte Günter Mittag den Maßnahmeplan zur
Profilierung des Kombinates VEB Carl Zeiss Jena, mit dem der Beschluss
vom 24. Mai umgesetzt werden sollte.160 Zu den Maßnahmen gehörte auch
die Einsetzung eines Regierungsbeauftragten, dem die Leitung und Koordi-
nierung aller sich aus den neuen Abmachungen mit der UdSSR ergebenden
Aufgaben übertragen wurde.

Noch vor seiner offiziellen Ernennung zum Regierungsbeauftragten durch
den Vorsitzenden des Ministerrates am 1. November 1983161 führte Staats-
sekretär Nendel im Oktober eine erste Leiterberatung zur Profilierung des
VEB Carl Zeiss Jena durch. Zum engeren Kreis der Teilnehmer, und nur die-
ser wurde umfassend informiert, gehörte auch Major Ungermann als Beauf-
tragter des MfS. Dieser wertete seine Teilnahme als Ausdruck „sicherheits-
politischer Erfordernisse höchster Priorität“, da es sich erstmals um einen
Politbürobeschluss zur Entwicklung modernster Waffen und Waffensysteme
handelte.162 Ungermann verlangte umgehend, dass sämtliche „einzubezie-
henden Kader in den Territorien von der zuständigen Diensteinheit des MfS
zu bestätigen sind“. Dafür seien „nach gegenwärtigem Arbeitsstand“ acht
bis zehn Genossen der HA XVIII/8 erforderlich.163 Nendel informierte dar-
über, dass es aus Geheimhaltungsgründen keinen Regierungsbeschluss gebe,
sondern die wesentlichen Dokumente wie der zentrale Maßnahmeplan
sowie die Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates und des Ministers
für Elektrotechnik und Elektronik mit der Unterzeichnung durch den
Vorsitzenden des Ministerrates in Kraft gesetzt würden.164

Informationen zur unumgänglichen extensiven Erweiterung des Kombi-
nates erhielten nur die Angehörigen des engeren Zirkels. Diese bestand im
Neubau eines Forschungszentrums in Jena-Göschwitz bis Dezember 1985,
der Erweiterung des „D-Betriebes“ in Gera bis zum Dezember 1987 sowie
einem späteren nochmaligen Ausbau des Forschungszentrums in Göschwitz,
ebenfalls bis Dezember 1987.

Am 28. November 1983 lud der Vorsitzende der Staatlichen Plankommis-
sion den Leiter der HA XVIII, Generalmajor Kleine, zu einer „Erläuterung“
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des Maßnahmeplanes zur Durchführung des Politbürobeschlusses ein.165 Im
Dezember wurden in drei Schritten die Einrichtungen in Administration und
Industrie informiert, die den unter Parteikontrolle stehenden Staatsauftrag
realisieren sollten.

1. Dezember:
Unter Leitung des stellvertretenden Vorsitzenden der SPK, Rudolf Heinze,
berieten der Leiter des Militärbereiches der SPK, Generalleutnant Neidhardt,
der stellvertretende Minister für Nationale Verteidigung, Generaloberst Fleiß-
ner, der Stellvertreter des Ministers für Staatssicherheit, Generalmajor
Kleine, Minister bzw. stellvertretende Minister aller wichtigen Ministerien,
der 1. Vizepräsident der Akademie der Wissenschaften, der Vorsitzende der
Plankommission des Bezirkes Gera und der stellvertretende Generaldirektor
des Kombinates Carl Zeiss Jena auf der Grundlage der bestätigten staatli-
chen Führungsdokumente Maßnahmen zur Durchsetzung des Beschlusses
vom 24. Mai.166

16. Dezember:
Information der Generaldirektoren des Industriebereiches Elektrotechnik/
Elektronik zum Gesamtumfang der staatlichen Aufgabenstellung durch den
Regierungsbeauftragten, Staatssekretär Nendel, sowie Festlegung konkreter
Verantwortlichkeiten und Bestimmung von zehn als Kooperationspartner
einzubindenden Kombinaten.

21. Dezember:
Konstituierung einer staatlichen Arbeitsgruppe „Profilierung des Kombi-
nates VEB Carl Zeiss Jena“ unter Leitung des Regierungsbeauftragten. Das
MfS nominiert Generalmajor Kleine, den Leiter der Hauptabteilung XVIII.

Am 13. April erließ Erich Mielke den Befehl Nr. 9/84 „über die Koordinie-
rung der Aufgaben und Maßnahmen zur Beschaffung von Informationen
und Mustern neuester Militärtechnik aus nichtsozialistischen Staaten“. Er
ernannte den Leiter der Hauptverwaltung Aufklärung, Generaloberst Wolf,
zum Verantwortlichen für die Durchsetzung des Befehls. Weiterhin ordnete
Mielke die Bildung einer „nichtstrukturellen Koordinierungsgruppe Militär-
technik“ an, in der unter der Leitung des Chefs des Sektors Wissenschaft
und Technik die Leiter der Hauptabteilungen I und XVIII sowie die Leiter
der Abteilungen BCD (Bewaffnung und Chemischer Dienst) und IV (militä-
rische Aufklärung) der HV A die Beschaffungspläne und deren Erfüllung
kontrollieren sollten.167
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Mit dem Befehl Nr. 11/84 vom 30. Mai 1984 ordnete der Minister für
Staatssicherheit darüber hinaus unter ausdrücklichem Bezug auf den
Politbürobeschluss vom 24. Mai 1983 an, dass „alle Maßnahmen zur poli-
tisch-operativen Sicherung der Forschungs-, Entwicklungs- und Produktions-
vorhaben für moderne, strategisch bedeutsame Waffensysteme“ unter dem
Code „Präzision“ laufen sollten.168 Der Befehl legte die Verantwortlichkeiten
der Hauptabteilungen XVIII, I und II sowie der HV A und weiterer Dienst-
einheiten für die „Aufklärung und vorbeugende Verhinderung“ der gegen
die Rüstungsprojekte „gerichteten Pläne, Absichten und Maßnahmen des
Gegners“ und die „Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit“ der
Produktionsstätten, Geheimnisträger und aller anderen Beschäftigten ein-
schließlich ihrer Wohn- und Freizeitbereiche fest.

Die „politisch-operative Führung“ des Sicherungsschwerpunktes „Präzi-
sion“ erfolgte über den Regierungsbeauftragten Nendel, als GMS „Sekretär“
gleichzeitig IM in Schlüsselposition, und Offiziere im besonderen Einsatz in
den Ministerien für Elektrotechnik und Elektronik sowie für Wissenschaft
und Technik und in den beteiligten Kombinaten. Die OibE gewährleisteten
die Abstimmung zwischen den einbezogenen Ministerien, Kombinaten und
Einrichtungen bei der Kaderbestätigung und überwachten die Wirksamkeit
des staatlichen Sicherheitsregimes. Sie waren darüber hinaus gehalten, „sich
neu herausbildende Schwerpunkte“ rechtzeitig zu erkennen. Das MfS betrach-
tete die „politisch-operative Sicherung des Vorfeldes in der Phase der staatli-
chen Entscheidungen“ ebenso als seine Aufgabe wie die „aktuelle Aussage-
fähigkeit zu allen Vorhaben“ des Sicherungsschwerpunktes „Präzision“.169

Major Ungermann von der HA XVIII/8 nahm an den von Karl Nendel
einberufenen Leiterberatungen zur Durchsetzung des Politbürobeschlusses
vom 24.05.1983 ebenso teil wie an Beratungen zwischen dem Ministerium
für Elektrotechnik und Elektronik mit dem Ministerium für Flugzeugindustrie
der UdSSR.170

4.2.5.2 Das Sicherheitskonzept des Kombinates

Das schon 1983 verabschiedete „staatliche Sicherungssystem“ erschien der
Leitung des Kombinates bald als unzureichend. Vor allem die Vielzahl einzu-
beziehender Kooperationspartner bereitete Sorgen. Auf ihr Drängen fand
im Oktober 1985 eine Beratung zweier Stellvertreter des Generaldirektors
des Kombinates Carl Zeiss und eines OibE, der offiziell als stellvertretender
Hauptabteilungsleiter im militärischen Forschungszentrum tätig war, mit
Vertretern des MfS statt. Major Ungermann von der HA XVIII/8 und Major
Teller, der Leiter der Objektdienststelle Zeiss, vertraten jedoch den Stand-
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punkt, dass eine strikte Geheimhaltung aufgrund der Komplexität des Vor-
habens kaum möglich und auch nicht erforderlich sei. Vielmehr sollten
Kooperationsleistungen „legendiert“ vereinbart werden. Wichtig sei aller-
dings die „exakte Bestimmung des notwendigen Geheimhaltungsgrades funk-
tionsbestimmender Elemente“ des Projekts.171 Der Stellvertreter des Gene-
raldirektors und IMS „Klaus Peter“172, Klaus-Dieter Gattnar, und der
Hauptabteilungsleiter Ordnung und Sicherheit legten Biermann eine neue
Sicherheitskonzeption vor, die dieser am 10. Januar 1986 in Kraft setzte.173

Dem Prinzip folgend, dass auf allen Leitungs- und Bearbeitungsebenen jeder
nur die zur Lösung seiner Aufgabe erforderlichen Informationen erhält, defi-
nierte die Konzeption sechs Kategorien von Mitarbeitern. Nur der extrem
eingeschränkte Personenkreis der Kategorie I, identisch mit der Arbeitsgruppe
Hochtechnologie beim Generaldirektor, erhielt Einblick in die Zusam-
menhänge und Kenntnis über Kooperationspartner. Zu den Mitgliedern die-
ser betrieblichen Arbeitsgruppe gehörte auch der Leiter der OD Zeiss,
Oberstleutnant Teller.174 Die Bearbeiter der durchweg legendierten Teilauf-
gaben rangierten in der Kategorie VI.175

Trotz der hohen Priorität dieses Parteiauftrages traten auch hier wieder
die sattsam bekannten DDR-typischen Probleme bei der Gewinnung qualifi-
zierten Personals und der zügigen Realisierung von Bauvorhaben auf. Im
September 1984 wurde im Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik
unter Einbeziehung des MfS und des Ministeriums für Hoch- und Fachschul-
wesen die Arbeitsgruppe „Kaderzuführungen“ gebildet, um die benötigten
Wissenschaftler und Ingenieure zu den militärischen Aufgaben lenken zu
können. An der Technischen Hochschule Ilmenau wurde ein Sonderbereich
gebildet, dessen Studenten als Geheimnisträger verpflichtet wurden.176

Dennoch konnten anstelle der geplanten 550 zusätzlichen Arbeitskräfte bis
Ende 1985 lediglich 280 gewonnen werden.

4.2.5.3 Der optoelektronische Zielsuchkopf

Kernstück des Politbürobeschlusses vom 24. Mai zur Profilierung des Kom-
binates Carl Zeiss Jena war die Entwicklung eines optoelektronischen Ziel-
suchkopfes für Seezielraketen, der seine Funktionsfähigkeit auch nach
Kernexplosionen beibehalten und eine Lebensdauer von etwa zwölf Jahren
haben sollte. Erste Funktionsmuster sollten 1991/92 vorliegen, die Serien-
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produktion 1993 beginnen.177 In mehreren bilateralen Verhandlungs- und
Abstimmungsrunden zwischen Januar und Dezember 1984 wurde die
Aufgabenstellung mit dem Ministerium für Flugzeugindustrie der UdSSR
beraten. Bereits die Definition der technischen Parameter des Zielsuchkopfes
erwies sich als überaus schwierig. In einer „Information über die Zusam-
menarbeit des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik der DDR mit
dem Ministerium für Flugzeugindustrie der UdSSR zum Komplex 152“ stell-
te der Leiter der DDR-Delegation, Karl Nendel, fest, dass wegen fehlender
fachlicher Voraussetzungen und Erfahrungen im Verantwortungsbereich des
Ministeriums für Flugzeugindustrie die Einbeziehung des Ministeriums für
Elektronische Industrie und die Unterstellung des Gesamtkomplexes unter
die Leitung des Ministeriums für Verteidigungsindustrie der UdSSR notwen-
dig sei, um die Entwicklung dieses modernen Waffensystems zum Erfolg füh-
ren zu können.178 Eine Einigung über die technische Aufgabenstellung für
den Zielsuchkopf konnte 1984 jedoch nicht erzielt werden. Das Ministerium
für Flugzeugindustrie sah sich nicht in der Lage, die notwendige Fachkom-
petenz aus anderen Ministerien in die Verhandlungen einzubringen.179 Nen-
del bestand aufgrund von Erfahrungen bei der Lizenznahme militärischer
Erzeugnisse seit 1978 auf den Gebieten Zielsuchtechnik und elektronische
Feuerleitsysteme auf einer direkten Mitwirkung des Ministeriums für Vertei-
digungsindustrie.180 In Abstimmung mit dem MfS erwirkte er ein Schreiben
des Vorsitzenden des Ministerrates der DDR, Willi Stoph, an den Vorsitzen-
den des Ministerrates der UdSSR mit der Bitte um Klärung der strittigen
Kompetenz- und Koordinationsprobleme. Mit diesem Brief sei, so schätzte
es zumindest Oberleutnant Kieck von der HA XVIII/8 ein, die „materiell-
technische Grundlage für die weitere zielgerichtete Arbeit“ geschaffen.181 In
seiner Anwort teilte Nikolai Tichonow am 29. Juni 1985 mit, dass sowohl
das Ministerium für Verteidigungsindustrie als auch das Ministerium für
Elektronische Industrie technische Unterstützung gewähren würden.182

In der Folgezeit fand eine Reihe von Expertentreffen führender Fach-
leuten beider Länder zu Detailproblemen des Gesamtkomplexes statt, mit
denen das Projekt vorangebracht wurde.
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4.2.5.4 Zwischenbilanz

Bis Ende 1985 konnten wichtige Investitionsvorhaben und Strukturmaß-
nahmen des Projekts realisiert werden:

– Neubau eines Forschungszentrums in Jena,
– Neubau eines Produktionsbetriebes in Gera,
– Umstellung eines Betriebes für den Bau von Rationalisierungsmitteln in 

Suhl,
– Eingliederung der Betriebe des früheren Kombinates Pentacon.

Die Militärtechnik erreichte 1985 einen Anteil von 17,2% an der industriel-
len Warenproduktion und 25,0% am Export in die sozialistischen Länder.
Bis Ende 1986 sollten im Forschungszentrum 1800, in anderen Kombinats-
betrieben 1600 sowie in den beiden genannten Spezialbetrieben 1400 Be-
schäftigte die mit einem Aufwand von 410 Mio. M geschaffenen zusätzlichen
Arbeitsplätze besetzt haben.183 Mit der Eingliederung des Dresdner For-
schungszentrums für Mikroelektronik (ZMD) und des VEB Hochvakuum
Dresden (HVD) am 1. Juli 1986 erhöhte das Kombinat das Forschungs- und
Entwicklungspotential auf 8 300 Mitarbeiter.184 Es standen nunmehr drei
Forschungszentren mit unterschiedlichen Profilen zur Verfügung:

Forschungszentrum „W“: Entwicklung neuer Technologien im zivilen
Sektor

Forschungszentrum „U“: Entwicklung von Militärtechnik
Forschungszentrum „ZMD“: Herstellung höchstintegrierter Schaltkreise

vom Entwurf bis zur Pilotproduktion.

Das Kombinat Carl Zeiss trug schwer an seinem Anspruch, sowohl bei der
Entwicklung moderner Waffensysteme als auch in der Mikroelektronik ton-
angebend zu sein. Obwohl es mit Hilfe der staatlichen Administration und
des MfS gelungen war, die bürokratischen Hindernisse für eine Kooperation
mit der UdSSR zu überwinden, konnte von einer zielgerichteten und effekti-
ven Zusammenarbeit keine Rede sein. War die Entwicklung technologischer
Spezialausrüstungen für die Mikroelektronik weitgehend unabhängig von
der UdSSR zumindest möglich, so galt das keineswegs für die Militärtechnik.
Ohne präzise Vorgaben war eine originäre Entwicklung von Komponenten
hochmoderner Waffensysteme absolut unmöglich. Und gerade diese präzi-
sen Vorgaben konnte die Sowjetunion nicht liefern. Bei der Arbeit am techni-
schen Detail nährte sich in Jena schon bald der Verdacht, dass es auch der
Sowjetunion an ausreichendem Forschungsvorlauf auf dem Gebiet der Opto-
elektronik fehle.185 Deshalb konnte sie das Projekt nach der Übergabe der
technischen Aufgabenstellung im Juli 1985 nur ungenügend unterstützen.
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183 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 71–81.
184 BStU, Ast. Gera, ZMA 001212, Bl. 32–43.
185 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 54–59.



Darüber hinaus rang sie sich weder zu einer Absichtserklärung über den
Import der Zielsuchköpfe noch zu Erklärungen über die benötigten Stück-
zahlen durch.186

Am 28. Oktober 1985 beschloss das Politbüro, in den unmittelbar bevor-
stehenden Verhandlungen mit der Sowjetunion eine Vereinbarung über die
Vertiefung der Zusammenarbeit bei der Entwicklung „fortschrittsbestim-
mender elektronischer und werkstofftechnischer Schlüsseltechnologien“
abzuschließen. Das breite Spektrum gemeinsam zu lösender Probleme ent-
hielt auch eine Reihe von Aufgaben militärischen Charakters, ohne jedoch
den Zielsuchkopf explizit zu erwähnen.187

Am 10. Dezember 1985 präzisierte das Politbüro mit dem Beschluss
„Staatsauftrag Wissenschaft und Technik ‚Entwicklung von Basistechno-
logien der Mikrooptoelektronik‘ als Bestandteil der Hauptrichtungen und
Schwerpunkte von Naturwissenschaft und Technik im Zeitraum 1986–1990
und darüber hinaus“ den Beschluss zur Profilierung des Kombinates Carl
Zeiss Jena vom 24. Mai 1983. Die Präzisierung bestand in der Konzentra-
tion von Ressourcen auf die Entwicklung des optoelektronischen Zielsuch-
kopfes.188 Das MfS war vor der Politbürositzung zur Stellungnahme aufge-
fordert worden. Es verband die Empfehlung, diesem Beschluss zuzustimmen,
mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit einer „umfassenden Geheimhal-
tung“.189 Der Leiter der HA XVIII, Generalmajor Kleine, ordnete am 23. Ja-
nuar 1986 die Bildung einer Arbeitsgruppe zur „Gewährleistung der abge-
stimmten Planung, Leitung, Koordinierung und Kontrolle der erforderlichen
Sicherungsaufgaben“ an, zu der neben Abteilungsleitern seiner Hauptabtei-
lung auch der Leiter der HA XX/8 gehörte.190

Fast auf den Tag genau drei Jahre nach dem Politbürobeschluss zur
„Profilierung“ besuchte SED-Generalsekretär Honecker das Kombinat Carl
Zeiss Jena. Sein Interesse galt den Komplexen Militärtechnik, Mikroelek-
tronik und Lichtwellenleitertechnik. Unter Berufung auf persönliche Abspra-
chen mit Michail Gorbatschow zur Militärtechnik und zur Mikroelektronik
forderte Honecker, die technologischen Fortschritte auf dem Gebiet der
Militärtechnik stärker für die gesamte Volkswirtschaft nutzbar zu machen
und die elektronischen Bauelemente für militärische Anwendungen aus eige-
ner Kraft zu entwickeln, um „ein höheres ökonomisches Äquivalent zu Hoch-
technologien der UdSSR zu erreichen“.191 Schwierigkeiten in der Zusam-
menarbeit mit der UdSSR bei der Entwicklung des Zielsuchkopfes sind dem
„streng geheimen“ Bericht des MfS nicht zu entnehmen. Vielmehr wurde
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186 Noch im Dezember 1985 rechnete die DDR mit einem Gesamtumfang von
6 400 Stück bei einem Stückpreis von ca. 500 Millionen Mark Valutagegenwert.
SAPMO-BArch, J IV 2/2-2146.

187 SAPMO-BArch, DY 30, J IV 2/2-2136, Bl. 158–250.
188 SAPMO-BArch, DY 30, J IV 2/2A-2839.
189 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 51.
190 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 1994, Bl. 59–65.
191 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9505, Bl. 1–5.



das Lob des sowjetischen „Chefmilitärabnehmers“ hervorgehoben: Nach
anfänglicher Skepsis der UdSSR an der Leistungsfähigkeit der DDR sei
heute zu konstatieren, dass aus der DDR gelieferte Militärtechnik höhere
Qualitätsparameter aufweise als sowjetische Erzeugnisse. Auf die Leistungen
des MfS für die Entwicklung des Zielsuchkopfes verweisend, zitierten die
Berichterstatter eingeweihte Wissenschaftler des Kombinates mit der Aus-
sage, dass die „bereitgestellten internen Forschungsinformationen aus den
USA ca. 95 Prozent eigene Grundlagenforschungsarbeiten ersetzt haben“.
Darüber hinaus sei ein 32-bit-Rechner mit entsprechender Software zur
Einführung von CAD/CAM für den Bereich der militärischen Produktion
beschafft worden.192

4.2.5.5 Die Abbruchentscheidung

Mit fortschreitendem Bearbeitungsstand wuchsen auch die Schwierigkeiten,
und ein Erfolg wurde immer unwahrscheinlicher. Das Politbüro musste rea-
gieren. Als im Juli 1986 die Staatliche Plankommission in einem Brief ihres
Vorsitzenden Gerhard Schürer an Günter Mittag darauf drängte, den Ab-
schluss der Entwicklung des Zielsuchkopfes um zwei Jahre hinauszuschie-
ben,193 hatte das Politbüro schon Kurs auf einen Ausstieg aus dem Vertrag
mit der UdSSR genommen. Angesichts der dramatisch gestiegenen Aufwen-
dungen für die „spezielle Produktion“ und der Möglichkeit, die neu geschaf-
fenen und noch geplanten Kapazitäten auch für zivile Zwecke nutzen zu
können, beauftragten Honecker und Mittag im Juni den Generaldirektor
Biermann inoffiziell mit der Ausarbeitung einer „Untersuchung zur Be-
schleunigung der Entwicklung und Produktion der Mikroelektronik im Kom-
binat Carl Zeiss Jena“. Biermanns Fazit lautete: Abbruch der Zielkopf-Ent-
wicklung. Statt die DDR zur Musterbauwerkstatt der UdSSR machen zu
lassen, könne sie mit hochentwickelter Mikroelektronik international ganz
anders auftreten.194 Biermann hatte seinen „Profilierungsvorschlag“ mit
einem „kleinen Kreis verantwortlicher Genossen“ erarbeitet, zu dem kein
offizieller Vertreter des MfS gehörte. Der illustre Kreis von stellvertretenden
Generaldirektoren und Fachdirektoren war jedoch mit Inoffiziellen Mitar-
beitern durchsetzt, die dafür sorgten, dass dem MfS eine Kopie des in nur
drei Exemplaren, zwei für den Auftraggeber Günter Mittag und eins für Bier-
mann selbst, vorliegenden geheimen Papiers zugespielt wurde. Und das, ob-
wohl sich alle Beteiligten schriftlich zur „absoluten Verschwiegenheit“ ver-
pflichtet hatten.195
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192 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9505, Bl. 6–8.
193 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 93–94.
194 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 109–110.
195 SAPMO-BArch, Büro Mittag, Nr. 38526/2.



Am 3. Oktober 1986 setzte Biermann den Regierungsbeauftragten Nen-
del über das Ergebnis der Beratungen in Kenntnis.196 Erst im November
unterrichtete er den Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission über die
Vorstellungen, die Arbeiten zum Zielsuchkopf einzustellen und die frei
werdenden Kapazitäten zur Entwicklung von Schlüsseltechnologien bzw. des
1- und 4-Megabit-Speicherschaltkreises einzusetzen. Die Vorschläge der
Plankommission vom Juli zur Fortsetzung der Arbeiten spielten bei der
Entscheidungsfindung überhaupt keine Rolle.197 Der Vorsitzende des Mili-
tärbereiches der Plankommission, Neidhardt, wies vergeblich darauf hin,
dass die Sowjetunion einer Verschiebung von bis zu drei Jahren bereits zuge-
stimmt habe und befürchtete negative Auswirkungen für die „weitere Gestal-
tung der militärischen, wissenschaftlich-technischen und ökonomischen Zu-
sammenarbeit“.198

Nachdem auch der Regierungsbeauftragte Nendel sowie die beiden
Stellvertretenden Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission, Heinze und
Neidhardt, zu der Überzeugung gelangten waren, dass die von der DDR
übernommenen Verpflichtungen nicht mehr erfüllt werden können,199

beschloss das Politbüro am 20. Januar 1987, die Entwicklung des optoelek-
tronischen Zielsuchkopfes für eine kleine Seezielrakete einzustellen.200

Die indifferente Haltung der Sowjetunion drängt Parallelen zum Ende der
Luftfahrtindustrie in den Jahren 1960/61 geradezu auf. Während damals die
Forcierung der Automatisierungstechnik als offizielle Begründung für die
Liquidierung des Industriezweiges Flugzeugbau herangezogen wurde,201 so
war es nunmehr die Hoffnung, die frei werdenden Kräfte und Mittel könn-
ten der Weiterführung des Staatsauftrages „Entwicklung von Basistechnolo-
gien der Mikroelektronik“ einen zusätzlichen Impuls verleihen.

Schon in der Anfangsphase war klar geworden, dass die geplanten Kosten
von 2,3 Milliarden Mark deutlich überschritten würden. Die nunmehr zu
erwartenden Aufwendungen von rund 3 Milliarden Mark allein für den Ziel-
suchkopf seien volkswirtschaftlich nicht zu vertreten. Darüber hinaus war es
auch nicht gelungen, den erforderlichen Zuwachs an Arbeitskräften zu reali-
sieren. Nur 270 der benötigten 550 Arbeitskräfte konnten bis zum Zeit-
punkt der Abbruchentscheidung eingestellt werden. „Der Umfang der bisher
durchgeführten Forschungsarbeiten am Objekt 016 lässt sich mit etwa 50 Mio.
Mark im KCZ und etwa den gleichen Betrag in Einrichtungen der AdW,
Hochschulen und anderen Industriezweigen beziffern“, schrieb Biermann
am 3. Oktober 1986 an Nendel.202
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196 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 174–178.
197 Ebd., Bl. 189–190.
198 Ebd., Bl. 192.
199 Ebd., Bl. 130–165.
200 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-2975.
201 Vgl. Barkleit, Die Spezialisten und die Parteibürokratie.
202 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 9521, Bl. 174.



Wie schwer sich das Politbüro tat, endgültige Entscheidungen gegen die
Interessen der Sowjetunion zu fällen, wird an der Festlegung ersichtlich, die
Forschungen zur Infrarottechnik mit wachsendem Potential weiterzuführen,
um sich zu einem späteren Zeitpunkt der Entwicklung eines komplizierten
optoelektronischen Zielsuchkopfes zu stellen.203

Auf seiner Sitzung am 20. Januar 1987 zog das Politbüro für den zivilen
Bereich eine zufriedenstellende Bilanz: Die Aufgaben auf den Gebieten
Hochtechnologien, Mikroelektronik und wissenschaftlicher Gerätebau „wur-
den bisher planmäßig durchgeführt“. Die auf sowjetischen Lizenzen basie-
renden Militärprojekte des Beschlusses von 1983 sollten uneingeschränkt
fortgeführt werden. Sie hatten bis Ende 1986 gute ökonomische Ergebnisse
gebracht, die allerdings nicht exakt ausgewiesen wurden. Stückpreise für die
Positionen eins und zwei wurden nämlich nicht angegeben.204

– Zielsuchkopf „Inej“ für Luft-Luft-Rakete seit 1979 wurden 16 880 Stk. 
ausgeliefert;

– Feuerleitanlage für Panzer T-72M seit 1981 wurden 2 585 Stk. 
ausgeliefert;

– Kosmostechnik Produktionsumfang seit 1977
ca. 400 Mio. M;

– Laser-Lenkwaffensystem „Bastion“ Produktionsbeginn 1988 
vorgesehen.

Die Hauptabteilung XVIII/8 stellte resümierend fest, dass sich ihre
Strategie der „politisch-operativen Führung des Sicherungsschwerpunktes
Präzision“ über Regierungsbeauftragte, IM in Schlüsselpositionen und Offi-
ziere im besonderen Einsatz bewährt habe.205 Die Bezirksverwaltung Gera
des MfS zog im November 1986 eine Bilanz der „erreichten politisch-opera-
tiven Ergebnisse“ bei der „Sicherung der militärischen Produktion“. Im
Mittelpunkt standen die „vorbeugende Verhinderung von Spionagean-
griffen“ sowie der Geheimnisschutz. Bei etwa 7100 in der „speziellen Pro-
duktion“ Beschäftigten sprachen nur ein Operativer Vorgang (OV) und
lediglich neun Operative Personenkontrollen (OPK) im Rahmen der „Wer
ist Wer“-Aufklärung dafür, dass die sorgfältige „Kaderauslese“ in diesem
Bereich Früchte trug. So musste dann auch ein Disziplinarverfahren gegen
den Direktor des Kombinatsbetriebes Saalfeld als besonderer tschekistischer
Erfolg verbucht werden. Auf Veranlassung des MfS wurde dieser durch den
Generaldirektor zur Verantwortung gezogen, weil er „Auflagen der OD
Zeiss“ zur Sicherung des Geheimnisschutzes nicht befolgt hatte.206

Neben der institutionellen Einbindung in maßgebliche Entscheidungs-
gremien sowie der Einflußnahme auf wichtige Entscheidungen und der
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203 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-2975.
204 SAPMO-BArch, J IV 2/2A-2975.
205 BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 10439, Bl. 8–9.
206 BStU, Ast. Gera, Abt. XVIII, Nr. 3094, Bl. 1–11.
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Informationsbeschaffung durch OibE und IM in Schlüsselpositionen bedien-
te sich das MfS auch in diesem Falle seiner „Hauptwaffe“, dem Netz der
Inoffiziellen Mitarbeiter. Dazu gehörten in dem hier interessierenden Zeit-
raum zwischen Juni 1984 und Juli 1987 acht IMS bzw. GMS, darunter drei
stellvertretende Generaldirektoren – ein außerordentlich kompetenter Kreis
von Informanten, in dem ein einziger Entwicklungsingenieur für Infor-
mationen von der betrieblichen Basis zuständig war.

Nach dem Abbruch der Entwicklung des optoelektronischen Zielsuch-
kopfes nutzte das Kombinat Carl Zeiss Teile des Rüstungsbetriebes in Gera-
Bieblach für die Produktion und Kapazitäten seines Forschungsbetriebes in
Jena für die Entwicklung von technologischen Spezialausrüstungen.207 Die
unverdrossen ehrgeizige Zielstellung lautete diesmal, bis 1995 den NSW-
Anteil solcher Ausrüstungen in der DDR von 70 Prozent auf 40 Prozent zu
reduzieren. Auf der Grundlage abgestimmter Produktionssegmente mit der
UdSSR und der ČSSR sollte darüber hinaus eine weitere Senkung auf
15 Prozent erreicht werden.208 Damit wären die Chip-Fabriken der lang
ersehnten Unabhängigkeit vom Westen sehr nahe gekommen.

4.2.6 Fazit

Die extensive Erweiterung der militärischen Produktion im Kombinat Carl
Zeiss Jena war in der Entscheidungsphase durch einen Konflikt innerhalb
der staatlichen Administration belastet, als der Generaldirektor beim zustän-
digen Minister gegen die Vorgaben der Partei protestierte – letztlich ohne
Erfolg. Das MfS war in die Entscheidungsfindung eingebunden. In der Phase
der Implementierung, die unter Leitung des Staatsekretärs und Inoffiziellen
Mitarbeiters Karl Nendel stand, kann sogar von maßgeblicher Mitwirkung
des MfS gesprochen werden. Die ökonomisch sinnvolle Entscheidung über
den Abbruch der Entwicklung des optoelektronischen Zielsuchkopfes trafen
Honecker und Mittag dann allerdings allein. Nicht nur die Plankommission,
sondern auch das MfS wurde darüber lediglich nachträglich informiert.
Damit befand sich das MfS 1986/87 in der gleichen Situation wie 25 Jahre
früher, als es vor der Liquidierung der Luftfahrtindustrie ebenfalls nicht um
seine Meinung gefragt worden war.
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Bl. 47–50.

208 BStU, Ast. Gera, ZMA 000515, Bl. 25–46.



4.3 Entwicklung des Bezirkes Erfurt zu einem Zentrum der
Hochtechnologie

Stellte die Profilierung des Kombinates Carl Zeiss Jena auf dem Gebiet der
Militärtechnik vor allem besondere Anforderungen an die Forschungs- und
Entwicklungsabteilungen, so verlangte die extensive Erweiterung der Kapa-
zitäten für die Serienproduktion von Speicherschaltkreisen das reibungslose
Zusammenwirken des Kombinates Mikroelektronik mit der regionalen
Bauindustrie und zahlreichen Zulieferbetrieben anderer Industriezweige.

4.3.1 Vorgeschichte

Anfang der achtziger Jahre begann der Ausbau des Stammbetriebes des
Kombinats Mikroelektronik Erfurt zum Hauptproduzenten moderner Schalt-
kreise in der DDR. Im Zeitraum von Juli 1981 bis Juni 1985 war in unmittel-
barer Nähe eines neu errichteten Wohngebietes mit ca. 15 000 Wohnungen
das sogenannte Werk ESO I, die Abkürzung ESO steht für Erfurt-Südost,
errichtet worden. Dort sollten nach den ursprünglichen Planungen ab Janu-
ar 1984 Speicherschaltkreise auf dem Technologieniveau III (64-kDRAM)
produziert werden. Reichlich 300 Millionen Mark hatte die Fertigungsstätte
gekostet, in der 450 Mitarbeiter beschäftigt waren. Die Entwicklung der Tech-
nologie des 64-kDRAM verlief im Dresdner Forschungszentrum jedoch so
schleppend, dass sie nicht termingemäß nach Erfurt überführt werden konn-
te. ESO I musste deshalb anfangs mit dem 64-kROM und dem 16-ePROM
Bauelemente produzieren, die nicht dem Technologieniveau III entspra-
chen.209

4.3.2 Ausgangszustand

Im Jahre 1986 gehörten 22 Betriebe und Einrichtungen mit 54 036
Beschäftigten in neun Bezirken der DDR zum Kombinat Mikroelektronik
Erfurt, in dessen Produktionsprofil, wie die folgende Übersicht ausweist,
Speicherschaltkreise und Mikroprozessoren keineswegs dominierten.210

Das Produktionsvolumen betrug 1985 rund 4 670 Millionen Mark. Das Ex-
portvolumen in die sozialistischen Länder lag bei 749,9 Millionen, was einer
Planerfüllung von 102,4% entsprach. Im West-Export konnte der Plan nicht
erfüllt werden. Ein Umsatz von 68,9 Millionen Mark entsprach nur 92,4%
der staatlichen Auflage.
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Tabelle 4: Das Produktionsprofil des Kombinat Mikroelektronik Erfurt im
Jahre 1986

aktive elektronische Bauelemente und Chips 20,4%
technologische Spezialausrüstungen 6,3%
Materialien für die Mikroelektronik 10,0%
Farbbildröhren 21,3%
Konsumgüter (Uhren, Taschenrechner, Radios, Schachcomputer) 18,5%
sonstige Produktion (Kleincomputer, Kopiertechnik, Röntgenröhren) 23,5%

Die Staatsbank bemängelte in ihrem „Standpunkt zur Jahresabschluss-
rechnung Wissenschaft und Technik 1985 des KME“ die Effektivität der für
Wissenschaft und Technik eingesetzten Mittel.211 Die Ursachen lagen aber
nur zum Teil im Kombinat selbst. Instabilitäten bei den Abnehmern störten
die Ökonomie des Chip-Herstellers empfindlich. Die wichtigsten Kunden
korrigierten ihren Bedarf immer wieder nach unten bzw. verschoben den
Liefertermin aufgrund von Entwicklungsrückständen bei den Erzeugnissen,
für die sie die Erfurter Produkte bestellt hatten. Die Bank kritisierte auch
das durchgängig zu geringe Tempo bei Neuentwicklungen und die niedrige
Ausbeute, vor allem bei gewinnträchtigen Schaltkreisen. Andererseits gelang
es dem Kombinat aber auch nicht, die für Wissenschaft und Technik zur Ver-
fügung gestellten Mittel tatsächlich auszugeben, da auf den zugänglichen
Märkten nicht genügend Geräte für die Entwicklung neuer Verfahren und
Basistechnologien verfügbar waren.

Das in Dresden angesiedelte Forschungszentrum beschäftigte mehr als
6 000 Mitarbeiter. Als es am 1. Juli 1986 in das Kombinat Carl Zeiss Jena
eingegliedert wurde, verschärften sich nicht nur die Spannungen zwischen
zwei Rivalen, sondern es entstand ein dauerhaftes Problem für die Serien-
fertigung von Mikrochips in Erfurt. Die Konsequenzen dieser Entscheidung
der Staatspartei schienen zuerst der Staatssicherheit klar zu sein. Der stell-
vertretende Leiter der Bezirksverwaltung Dresden des MfS, Oberst Bor-
mann, kritisierte bereits im Mai 1986 in einem Brief an der Leiter der HA
XVIII, Generalmajor Kleine, dass solche folgenreichen Beschlüsse ohne
„Einbeziehung von Fachkadern des Zentrums für Forschung und Techno-
logie der Mikroelektronik“ erfolgten.212 In diesem High-Tech-Bereich, in
dem die Erzeugnisentwicklung nicht von der Entwicklung der Technologie
zu trennen ist, gelang es bis zum Ende der DDR nicht, die negativen Auswir-
kungen der Entscheidung des Politbüros zu überwinden.
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4.3.3 Entscheidungsfindung

Der Politbürobeschluss vom 11. Februar 1986 zur „Entwicklung weiterer
Kapazitäten für die Forschung und Entwicklung der Mikroelektronik in den
Kombinaten VEB Carl Zeiss Jena und VEB Kombinat Mikroelektronik“
bedeutete nicht nur den Bau neuer Chipfabriken am Standort Erfurt, son-
dern verlangte Entscheidungen darüber, welche Speicherschaltkreise produ-
ziert werden sollten. Der vorgegebene Rahmen ließ den Funktionären unte-
rer Ebenen Raum für eigene Entscheidungen. Fachleute des Kombinats
Mikroelektronik, der Akademie der Wissenschaften und des Ministeriums
für Hoch- und Fachschulwesen legten am 31. März eine „Expertise zur
Grundlinie der Höchstintegration“ vor.213 Darin empfahlen sie die Entwick-
lung eines 16- sowie eines 32-bit-Mikroprozessorsystems und die Forcierung
der Arbeiten zum 1-Megabit-DRAM-Speicherschaltkreis. Da die DDR den
Hochtechnologiebereich in gehörigem Abstand zum internationalen Niveau
aufbaute, war das Risiko wissenschaftlicher Fehlurteile jederzeit ausgespro-
chen gering. Ein weites Feld für Irrtümer tat sich jedoch auf, wenn es galt,
die praktischen Fragen der Umsetzung dieser Zielstellungen zu prognostizie-
ren. 1990, spätestens aber 1991, sollte der 1-Megabit-Chip entwickelt sein,
um das nächst höhere Technologieniveau in Angriff nehmen zu können, das
durch den 4-Megabit-DRAM repräsentiert wurde. Mit 500 zusätzlichen
Arbeitskräften hielten die Experten eine Verkürzung der Entwicklungszeiten
neuer Technologieniveaus auf die Hälfte für realistisch. Darüber hinaus emp-
fahlen sie mit Blick auf die Ökonomie, den 1-Megabit-Speicherschaltkreis
nicht nur für den eigenen Bedarf zu produzieren, sondern auch eine Export-
linie aufzubauen. 

Am 29. April 1986 setzte der Generaldirektor des Kombinats Mikroelek-
tronik, Heinz Wedler, seine Unterschrift unter das auf persönliche Weisung
von Günter Mittag erarbeitete „Strategische Grundkonzept“ zur Entwick-
lung der Mikroelektronik bis 1990.214 Für den Ausbau von Erfurt-Südost
veranschlagte er einen Investitionsbedarf von 2 605 Millionen Mark und den
Bau von zusätzlichen 1 200 Wohnungen allein in der Stadt Erfurt. Wesent-
liche Teile dieses „Grundkonzeptes“ fanden nicht die Zustimmung Mittags.
Das galt besonders für die Vorstellungen Wedlers, die Entwicklung der bei-
den neuen Mikroprozessorsysteme in Arbeitsteilung mit interessierten
RGW-Ländern durchzuführen. Mittag reiste umgehend nach Erfurt. In
einem „Gespräch“ mit Direktoren und Parteisekretären mehrerer Kombi-
natsbetriebe und in Anwesenheit des 1. Sekretärs der Bezirksleitung der
SED, Gerhard Müller, kritisierte er Wedler am 4. Juni in scharfer Form und
verlangte die sofortige Überarbeitung der Konzeption.215 Nach dieser
Zurechtweisung legte Wedler am 27. Juni ein „Drehbuch“ vor, das einen
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Alleingang der DDR vorsah. Die Nachentwicklung von Vorbildtypen der
Firma INTEL erforderte allerdings die Beschaffung von Technologischen
Spezialausrüstungen aus dem Westen im Wert von mehr als 120 Millionen
Valutamark.216 Sein neues Konzept schickte Wedler nicht nur an das Polit-
büro nach Berlin, sondern auch an den 1. Sekretär der Bezirksleitung, auf
dessen Wohlwollen und Unterstützung er angewiesen war.217

4.3.4 Inhalt des Beschlusses

In dem genannten Beschluss des Politbüros vom 11. Februar 1986 sahen die
Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft des Bezirkes Erfurt eine große
Chance, ihren Bezirk neben Gera, Dresden und Frankfurt (Oder) zu einem
weiteren Zentrum der Hochtechnologie in der DDR zu entwickeln.218 Mit
dem Bau dreier weiterer Chipfabriken und eines Forschungszentrums für
1000 Mitarbeiter, das möglichst rasch das Niveau des Dresdner Vorbildes
erreichen sollte, beabsichtigten sie, die Chip-Produktion deutlich zu steigern
und die Balance zwischen den Rivalen Erfurt und Jena wieder herzustellen.
Diese war durch die bereits erwähnte Zuordnung zweier Dresdner Spit-
zenbetriebe, des Forschungszentrums für die Mikroelektronik (ZFTM) und
des VEB Hochvakuum, zum Kombinat Carl Zeiss Jena empfindlich gestört
worden.

Die Konturen des „Komplexvorhabens Erfurt-Südost“ zeichnete der Stell-
vertretende Generaldirektor für das „Großvorhaben ESO“ und Inoffizielle
Mitarbeiter mit Feindberührung des MfS, Rolf Hillig,219 in einer auf den
16. Mai 1986 datierten vertraulichen Information.220 Hilligs Konzept sah
eine Fertigungsstätte, die stufenweise bis zu vier Chipfabriken (ESO I bis
ESO IV) ausgebaut werden sollte, und ein neues Forschungszentrum vor.
Die folgende Tabelle enthält seine auf den Erfahrungen beim Aufbau von
ESO I beruhenden Schätzungen über die zu erwartenden Kosten für die
drei Chipfabriken ESO II bis IV und das Forschungszentrum (FZE).
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216 Errechnet aus den Angaben des Drehbuches „Schnelles 16-bit und 32-bit-Mikropro-
zessorsystem“ (Thüringisches Hauptstaatsarchiv Weimar, Bez. PA der SED, Nr.
6890).

217 Thüringisches Hauptstaatsarchiv Weimar, Bez. PA der SED, Nr. 6890.
218 SAPMO-BArch, DY 30, J IV 2/2A, Nr. 2853.
219 Rolf Hillig arbeitete seit September 1960 für das MfS und mit dessen Wissen auch

für einen englischen Geheimdienst (BStU, MfS-AIM 10794/91).
220 BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII, Bd. 1, Bl. 1–22.



Tabelle 5: Kostenaufwand für den Aufbau von Erfurt-Südost in Mio. M

Gesamtkosten Bau TSA Sonstiges
ESO I 312,1 69,3 213,1 29,7
ESO II 422,4 73,8 372,2 21,4
ESO III 1121,5 189,0 854,9 77,6
ESO IV 1164,0 80,8 1031,3 51,9
FZE 1395,2 208,1 1104,1 83,0
Summe 4 415,2 621,0 3 530,6 263,6

Die Inbetriebnahme der letzten Produktionseinheit, der Chipfabrik ESO IV,
war für 1991 vorgesehen. Mit einem für die wirtschaftlichen Verhältnisse der
DDR beträchtlichen Aufwand von mehr als vier Milliarden Mark hätte
Erfurt-Südost nach den Prognosen der Planer bei voller Kapazitätsaus-
lastung Mitte der neunziger Jahre weniger als 0,25 Prozent der Weltpro-
duktion an Chips erzeugt. Dafür wären 3 200 Beschäftigte nötig gewesen,
von denen rund ein Drittel außerhalb der direkten Produktion in der
Verwaltung, der EDV und der Versorgung tätig sein sollte. Rund 6 Prozent
der Beschäftigten des Kombinates hätten dann etwa 30 Prozent der
Jahresproduktion erbracht – eine beachtliche Erhöhung der Effektivität.221

4.3.5 Implementierung

4.3.5.1 Das Arbeitskräfteproblem in der Mikroelektronik und der
Bauwirtschaft

Ein neuralgischer Punkt bei der extensiven Erweiterung der Produktions-
kapazitäten in Erfurt waren die benötigten Fachkräfte. Am 7. März 1986
beriet deshalb der Staatssekretär im Ministerium für Elektrotechnik und
Elektronik und GMS „Sekretär“ des Ministeriums für Staatssicherheit, Karl
Nendel, mit den 1. Sekretären der Bezirksleitungen Erfurt und Gera der
SED. Der Generaldirektor des Kombinates Mikroelektronik wurde beauf-
tragt, eine „Arbeitskräftesicherungskonzeption“ für die Jahre 1986–1990
auszuarbeiten. Neben der Neueinstellung von Facharbeitern und Hochschul-
absolventen gehörte die „Umverteilung“ von Mitarbeitern aus anderen Kom-
binaten zu den Instrumenten seiner Konzeption. Obwohl der permanente
Mangel an Wohnraum das Haupthindernis für eine volkswirtschaftlich gebo-
tene Mobilität von Fach- und Spitzenkräften war, wurden keine zusätzlichen
Mittel für den Wohnungsbau vorgesehen.222

Die Staatliche Plankommission und das Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik sahen im Aufbau eines Forschungszentrums in Erfurt mit
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etwa 1000 „Forschungskadern“ eine der wichtigsten Voraussetzungen für
die Realisierung der Vorgaben aus dem Politbüro. Große Sorgen bereitete
auch hier die „Zuführung von Hoch- und Fachschulabsolventen“. Mit dem
zuständigen Ministerium wurde eine „Sondermaßnahme“ zur Werbung und
Abwerbung vereinbart. Beauftragte des Generaldirektors durften mit Absol-
venten der in Frage kommenden Bildungsstätten Gespräche führen, „um
über den Plan 1986 des Kombinates hinaus weitere geeignete Absolventen
zu gewinnen“.223 Auch die Lösung bereits bestehender Arbeitsverträge mit
anderen Kombinaten wurde durch diese Absprachen gedeckt.224 In einem
betriebsinternen Maßnahmeplan zur Kaderarbeit billigte der Generaldirek-
tor unter Verweis auf Absprachen mit Honecker anlässlich von dessen
Arbeitsbesuch am 22. Mai 1986 „Grundsätze der Stimulierung von Hoch-
bzw. Fachschulkadern“, die für „Spezialisten“ „erhöhte aufgabengebundene
Leistungszuschläge“ bis zu einer Höhe von 600 Mark vorsahen.225 Bei
Grundgehältern der Absolventen zwischen 800 und 1000 Mark wirkten sol-
che Zuschläge durchaus anziehend und stimulierend.

Der Staatssekretär im Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik,
Karl Nendel, bildete eine „Arbeitsgruppe Staatlicher Leiter zum Mikroelek-
tronikkomplex Erfurt-Südost“, in der auch die Staatliche Plankommission ab
Juli 1986 durch einen Mitarbeiter der Abteilung Elektrotechnik/Elektronik
vertreten war.226 Die Plankommission wies auf die zusätzlichen Belastungen
der regionalen Bauindustrie hin. Die Fabriken ESO III und IV sowie das For-
schungszentrum nähmen die Baukapazitäten des Bezirks Erfurt in einem
solchen Maße in Anspruch, dass alle weiteren Vorhaben im Verantwortungs-
bereich des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik auf die Jahre
nach 1990 verschoben werden müssten.227 Trotz dieser kritischen Hinweise
lief im September das Genehmigungsverfahren für den Bau des Forschungs-
zentrums an.228 Die erste Ausbaustufe des Komplexvorhabens, die Chip-
fabrik ESO II, sollte schon am 1. April 1987 in Betrieb gehen. Ein Termin,
der am Ort des Geschehens mit Skepsis aufgenommen wurde und einen
Druck erzeugte, der zu hektischen und überstürzten Aktionen auf der Bau-
stelle führte. Im Kontrollbericht des Inspektionsbeauftragten vom 5. August
1986 wurden nicht nur Rückstände zum Hauptfristenplan attestiert, son-
dern auch massive Kritik an der Qualität der Arbeit der beteiligten Betriebe
geäußert, die einen erheblichen Mehraufwand an Kosten, Material und
Arbeitszeit für Nachbesserungen zur Folge habe.229
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4.3.5.2 Die nichtstrukturelle Arbeitsgruppe „Elektronisierung der 
Volkswirtschaft“ der Staatssicherheit

Mit dem Befehl Nr. 5/86 vom 26. November 1986 ordnete der Leiter der
Bezirksverwaltung Erfurt des MfS, Generalmajor Schwarz, die Bildung einer
„nichtstrukturellen Arbeitsgruppe (NSAG) Elektronisierung der Volkswirt-
schaft“ an, um die „politisch-operative Sicherung der Elektronisierung“ im
Bezirk zentral zu leiten.230 Neben sieben höheren Mitarbeitern der Bezirks-
verwaltung, u. a. der Referatsleiter für Mikroelektronik, wurden die stellver-
tretenden Leiter der Kreisdienststellen Erfurt, Sömmerda, Eisenach, Mühl-
hausen, Arnstadt, Nordhausen und Weimar in die NSAG beordert. Zu den
„generellen Aufgabenstellungen“ der Arbeitsgruppe gehörte mit der „Her-
ausarbeitung von Verflechtungsbeziehungen innerhalb des Bezirkes Erfurt
sowie darüber hinaus“ eine analytische Erfassung der Strukturen der High-
Tech-Produktion in der Region und der Verbindungen zu anderen Betrieben
der DDR sowie vor allem zu Firmen aus dem NSW. Auf diesen Detailkennt-
nissen aufbauend galt es, „politisch-operative Aufgabenbezüge“ abzuleiten,
wozu vor allem die Einleitung von Operativen Personenkontrollen und
Operativen Vorgängen gehörte. Weiterhin zählte die „Herausarbeitung infor-
mationwürdiger Probleme und Sachverhalte zur Erstellung einer Partei-
information an den 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Erfurt“ zu den
Schwerpunktaufgaben der Arbeitsgruppe. Die „vorbeugende Verhinderung
von Havarien sowie großen volkswirtschaftlichen Schäden und Verlusten“
stand für den Anspruch des MfS, eigenständige Beiträge zur Erhöhung der
Effektivität der Volkswirtschaft zu erbringen. Mit der „Einflussnahme auf
die kontinuierliche Entwicklung der Zusammenarbeit mit der HVA/WTA“
versuchte Schwarz außerdem, die Stellung der Bezirksverwaltung aufzuwer-
ten. Mit modernen High-Tech-Betrieben im Rücken sah er auch die Chance,
sich selbst profilieren und eine aktivere Rolle spielen zu können.

Die „Absicherung“ des Investvorhabens ESO durch das MfS erfolgte auf
vier unterschiedlichen Ebenen des „politisch-operativen Zusammenwirkens“.
In streng hierarchischer Ordnung korrespondierte auf der 1. Ebene Schwarz
als Leiter der Bezirksverwaltung mit dem Generaldirektor des Kombinates,
dem „Sonderbeauftragten für ESO“, der den Rang eines stellvertretenden
Generaldirektors inne hatte, und der Arbeitsgruppe „Schutz der Volkswirt-
schaft“ beim Rat des Bezirkes. Die 2. Ebene bildeten der stellvertretende
Leiter der Bezirksverwaltung sowie der Betriebsdirektor des Stammbetrie-
bes, der stellvertretende Generaldirektor, der Parteiorganisator des ZK der
SED und die Sicherheitsbeauftragten des Komplexvorhabens ESO bzw. der
Subunternehmen. Eine besondere Bedeutung kam dem Leiter des Referats
Mikroelektronik zu. Als Akteur der 3. Ebene hatte er, nicht zuletzt durch die
detaillierten Berichte kompetenter Inoffizieller Mitarbeiter, „unmittelbar
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Kenntnis zur strategischen Entwicklung der Mikroelektronik“ und war in
der Lage, in der Arbeitsgruppe Mikroelektronik beim Vorsitzenden der
Bezirksplankommission notwendige Sicherheitsinteressen durchzusetzen.231

Die 4. Ebene bildeten der zuständige Mitarbeiter des MfS für den Komplex
ESO und das Betriebsschutzkommando der Volkspolizei.

In der Praxis sah es so aus, dass Informationen zu Embargo-Fragen, zu
Kaderveränderungen, zu gravierenden Mängeln in Produktionsabläufen
sowie zur „Abdeckung“ von IM-Einsätzen ausschließlich durch den Leiter
der Bezirksverwaltung und seinen Stellvertreter an die erste Leitungsebene
des Kombinates und den ZK-Organisator erfolgten, und zwar in mündlicher
Form. Unabhängig von diesem „politisch-operativen Zusammenwirken“
bestand eine Informationspflicht an den 1. Sekretär der Bezirksleitung der
SED.232

In regelmäßigen Abständen fanden sich Mitarbeiter des MfS in der
Personalabteilung ein, um Einsicht in Kaderakten und andere betriebliche
Unterlagen zu nehmen. Sie gaben sich dabei als Mitarbeiter des Rates des
Bezirkes Erfurt aus. Kenntnis von dieser Legendierung hatten auf Kombi-
natsebene der Direktor für Kader und Bildung und der Abteilungsleiter für
Kaderentwicklung, im Stammbetrieb nur der Abteilungsleiter für Kaderent-
wicklung.

Die NSAG „Elektronisierung“ begann ihre praktische Arbeit mit einer
„Analyse aller bisherigen kommerziellen Verbindungen mit Konzernen und
Firmen des NSW und der dabei in Erscheinung getretenen Personen“.233

Sie beschränkte sich aber keinesfalls auf sicherheitspolitische Fragen, wie die
Verhinderung von Industriespionage oder absichtliche Störungen betriebli-
cher Abläufe. Mit dem Anspruch, „eigenständige Maßnahmen“ bei der
Vorbereitung und Durchführung von Investitionen, in den Außenwirtschafts-
beziehungen des Kombinates sowie der „rationellen Anwendung des gesell-
schaftlichen Arbeitsvermögens“ zu realisieren, versuchte die Arbeitsgruppe,
massiv in die Kompetenzbereiche der staatlichen Administration einzugrei-
fen. 

Durch die Einbindung der Kreisdienststellen erreichte diese Arbeitsgruppe
tatsächlich eine flächendeckende „Sicherung der Elektronisierung“. Der für
das MfS typische hohe bürokratische Aufwand entfachte binnen kurzem
eine gewaltige Papierflut. Der „Stellvertreter Operativ“ der Bezirksverwal-
tung sah sich genötigt, darauf hinzuweisen, dass es nicht darauf ankomme,
„einen neuen Arbeitsgegenstand zu erfinden“, sondern der Befehl 5/86
dazu diene, das „Schwerpunktprinzip der politisch-operativen Arbeit unter
den Bedingungen des Bezirkes Erfurt, einem Zentrum der Hochtechnologie
und des Gartenbaues“, durchzusetzen.234
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4.3.5.3 Das Programm der SED-Bezirksleitung Erfurt

Mit dem „Programm zur Entwicklung des Bezirkes Erfurt zu einem Zen-
trum der Hochtechnologie“ untersetzte die Bezirksleitung der SED den
Auftrag des Politbüros, eine ganze Region für die „Durchsetzung der Schlüs-
seltechnologien in der DDR“ zu qualifizieren. Dazu genügte es nicht, ledig-
lich neue Chipfabriken zu bauen. Auch die Anwenderbetriebe des Bezirks,
wie z. B. das Büromaschinenwerk in Sömmerda als Hersteller von Personal-
computern oder das Werk in Mühlhausen, in dem Kleincomputer und
Taschenrechner hergestellt wurden, sowie weitere Bereiche in Wirtschaft
und Gesellschaft galt es, „im Sinne der umfassenden Intensivierung“ zu ent-
wickeln.235

Für die produzierenden Bereiche stellte die Bezirksleitung die „Steige-
rung der Effektivität des Erneuerungsprozesses der Produktion“ sowie die
„Erhöhung des technologischen Niveaus“ in den Mittelpunkt „des Kampfes
der Genossen“. Die Einsparung von Arbeitskräften, Energie und Material
„in neuen Dimensionen“ stand für alle Bereiche ebenso als Forderung in
dem Programm wie die „Erhöhung des Qualifikationsniveaus der Werktä-
tigen“. Im Bauwesen orientierte das Programm vor allem auf die Vorberei-
tung des Einsatzes von CAD/CAM-Systemen, im Nachrichten- und Ver-
kehrswesen darüber hinaus auf eine Verbesserung der EDV-Ausstattung und
der Datenübertragung. In der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft wurde
neben der beschleunigten Anwendung der Mikrorechentechnik die Entwick-
lung und umfassende Nutzung der Biotechnologie verlangt. Im Agrarbereich
sollte unter Führung der Bezirksleitung und der Kreisleitungen auch noch
eine regelrechte Offensive zur „Qualifizierung der leitenden Kader, Genos-
senschaftsbauern und Arbeiter“ gestartet werden. Die Spezialisierung ausge-
wählter Hoch- und Ingenieurschulen des Bezirkes zu Zentren für den Ein-
satz von CAD/CAM-Systemen im Bau- und Veterinärwesen und der Aufbau
eines polytechnischen Zentrums für Mikroelektronik an der Pädagogischen
Hochschule Erfurt/Mühlhausen waren die wichtigsten Vorhaben im Bereich
von Bildung und Lehre.

Nur am Rande sei erwähnt, dass die SED es auch bei dieser Gelegenheit
nicht versäumte, ihre Basis zu stärken. Erhöhte Anstrengungen bei der Wer-
bung neuer Mitglieder begründete die Bezirksleitung damit, auch in Zukunft
auf „wirksame Einflußnahme auf höchste wissenschaftlich-technische
Leistungen“ setzen zu müssen. „Jährlich mehr als 500 vorwiegend junge
Kader“, so lautete die Zielstellung. Dadurch sollte der Anteil an SED-
Mitgliedern in den Betrieben bis 1990 auf etwa 22 Prozent anwachsen, in
den Arbeitskollektiven von CAD/CAM-Stationen gar auf 35 bis 40 Prozent.
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4.3.5.4 Die Chipfabriken ESO II bis ESO IV

Im Juni 1985 begann der Aufbau des Werkes ESO II, im Oktober 1986 flos-
sen die ersten Gelder für ESO III. Unter der Leitung des Stellvertretenden
Generaldirektors und Inoffiziellen Mitarbeiters des MfS, Rolf Hillig, sollten
bis zum Jahresende 1991 am Standort Erfurt-Südost insgesamt mehr als
2,1 Milliarden Mark investiert werden. 

Staatspartei, staatliche Administration und Staatssicherheit leisteten auch
am Standort Erfurt-Südost ihren spezifischen Beitrag zur Verwirklichung
der Beschlüsse des Politbüros. Für das MfS hieß das, nicht nur die laufende
Produktion und das Baugeschehen „zu sichern“, sondern auch Technolo-
gische Spezialausrüstungen und Rechentechnik für die neuen Fabriken und
das Forschungszentrum „zu beschaffen“. 1985 besorgte der Bereich Kom-
merzielle Koordinierung für das Kombinat vier 32-bit-Rechner vom Typ VAX
750, die strengsten Embargobestimmungen unterlagen.236 Für den Import
von Technik, die dem Embargo unterlag, wurden in Erfurt sowohl Mittel aus
den „planmäßigen Fonds“ als auch Sondermittel des Bereiches KoKo einge-
setzt. So konnten 1986 „planmäßig“ zwei VAX 750 beschafft werden. Diese
Rechentechnik stützte die Produktion des 64-kDRAM und schuf einen gerä-
tetechnischen Vorlauf für den weiteren Ausbau von Erfurt-Südost.237 Für
den Zeitraum von 1987 bis 1990 forderte Staatssekretär Nendel allein für
„schwerbeschaffbare“ Technologische Spezialausrüstungen der Betriebe
ESO II – IV rund 125 Millionen Valutamark.238

Im folgenden wird auf jeden Teil des Komplexes Erfurt-Südost, die Chip-
fabriken ESO II bis IV und das Forschungszentrum, gesondert eingegangen.
Zwar waren die Probleme auf der Baustelle prinzipiell immer die gleichen –
Zeitverzüge aufgrund von Material- bzw. Arbeitskräftemangel oder verspäte-
ter Lieferung von technologischen Spezialausrüstungen und Qualitätsmängel
aufgrund von Schlamperei und Nachlässigkeit. Der zeitlich versetzte Bau-
beginn der einzelnen Chipfabriken des Komplexvorhabens sowie des For-
schungszentrums brachte jedoch auch Besonderheiten mit sich. Die äußeren
Rahmenbedingungen änderten sich durch eine rigidere Handhabung der
westlichen Embargobestimmungen ebenso wie durch die einsetzende Libe-
ralisierung der Wirtschaft in der UdSSR unter Gorbatschow. Aber auch
Entwicklungen innerhalb der DDR selbst, wie eine steigende Zahl von
Ausreisewilligen und das wachsende Umweltbewusstsein der Bevölkerung,
verlangten von allen involvierten Entscheidungsträgern, sich auf ungewohn-
tem Terrain zu bewegen. Die absolute Priorität der Produktion gegenüber
Forschung und Entwicklung entpuppte sich darüber hinaus als Haupthin-
dernis beim Bau des Forschungszentrums, das über den Status eines Provi-
soriums niemals wirklich hinauskam.
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4.3.5.4.1 ESO II

Im Juni 1985 begann, wie bereits erwähnt, der Bau von ESO II. Die ersten
Planungen dieser Chipfabrik stammten vom Februar 1983 und sahen die
Produktion von Speicherschaltkreisen des Typs 64-kDRAM und von16-bit-
Mikroprozessoren vor. Mit einem Investitionsvolumen von 285 Millionen
Mark sollte bis 1986/87 die Bearbeitung von 600 Scheiben pro Tag gewähr-
leistet werden. Verantwortlich für die Entwicklung der Technologie des
64-kDRAM war das Dresdner Forschungszentrum ZFTM.

Noch vor der Bildung der NSAG „Elektronisierung der Volkswirtschaft“
entwickelte das MfS institutionelle Strukturen, um den Bauablauf optimal
kontrollieren und überwachen zu können. Auf Initiative der Abteilung XVIII
der Bezirksverwaltung Erfurt und in Abstimmung mit den Generaldirekto-
ren der beteiligten Kombinate239 (Mikroelektronik, Bau- und Montagekom-
binat) konstituierte sich im September 1986 eine Arbeitsgruppe „ESO II“,
in der die Sicherheitsbeauftragten des Generalauftragnehmers (Elektroin-
vest Jena), des Hauptauftragnehmers (Bau- und Montagekombinat Erfurt),
des Auftraggebers (Kombinat Mikroelektronik), der Staatlichen Bauaufsicht
und der Technischen Überwachung zusammengeführt wurden.240

Der Ablauf der Arbeiten auf der Baustelle entsprach schon bald nicht
mehr dem Zeitplan. Auch der Bezirksverwaltung erschien es zunehmend
fraglich, das Werk am 1. April 1987 in Betrieb nehmen zu können. Drei
Monate vor der geplanten Inbetriebnahme analysierte die Abteilung XVIII
deshalb in einer „Komplexinformation“ zum Investvorhaben ESO II, die auf
IM-Berichten und Informationen der Partner des „politisch-operativen
Zusammenwirkens“ basierte, die Lage auf der Baustelle.241 Der Generalauf-
tragnehmer und das Bau- und Montagekombinat sahen sich außerstande,
eingegangene Verpflichtungen einzulösen. Sie kündigten Leistungstermine
und weigerten sich, neue zu nennen. Die Qualität der Bauausführung ent-
sprach vielfach nicht den hohen Anforderungen einer Chipfabrik. Vielfältige
Probleme bei der Beschaffung von Technologischen Spezialausrüstungen
sowohl aus dem Westen, als auch aus DDR-Produktion potenzierten die
Terminüberschreitungen der Baufirmen. „Strategisch notwendige Koopera-
tionsleistungen“ des Kombinates Carl Zeiss Jena wurden infolge des „Kon-
kurrenzkampfes“ mit Erfurt behindert, der durch den Wechsel des For-
schungszentrums Dresden zu Zeiss verschärft worden war. Mit großem
Bedauern musste das MfS in dieser kritischen Phase einräumen, dass es
nicht möglich sei, „Mängel und Missstände, begünstigende Bedingungen
und Umstände […] eindeutig als strafrechtlich relevante Handlungen“ zu
charakterisieren und damit zu „personifizieren“.
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Allerdings reklamierte das MfS in dieser Analyse für sich auch Erfolge.
Als besonderes Verdienst rechnete es sich an, dass „durch massiven Druck
unseres Organs“ ein betrieblicher Havariestab gebildet werden konnte, der
die Technische Überwachung und die Staatliche Bauaufsicht in die „Sanie-
rung und Schadensbeseitigung“ einbezog. Auch die „problembehaftete
Koordinierung“ zwischen dem Auftraggeber (Kombinat), dem Generalauf-
tragnehmer (Elektroinvest) und dem Hauptauftragnehmer (Bau- und Mon-
tagekombinat Erfurt) erforderte „zwingend“ eine „operative Einflussnahme“.
Nicht zuletzt setzte das MfS den Aufbau eines „neuen und den Erfor-
dernissen entsprechenden“ NSW-Reisekader- und Betreuerstammes durch.

Die „neuen Erfordernisse“ bestanden vor allem in der Beschaffung und
Vorabnahme von technologischen Spezialausrüstungen und Know-how
beim westlichen Hersteller. In der Vergangenheit war es nicht selten zu
Fehlentscheidungen mit schmerzhaften ökonomischen Folgen gekommen,
weil kompetente Spezialisten keine NSW-Reisekader waren und deshalb
durch zwar linientreue und verlässliche, aber eben inkompetente Kader ver-
treten wurden. Der komplette Vorgang der Beschaffung von Embargo-Tech-
nik, von der Bedarfsermittlung bis zur Inbetriebnahme der Geräte in Erfurt,
lief unter streng konspirativen Bedingungen ab. Der Generaldirektor persön-
lich leitete die „Wunschzettel“ der Betriebe dem Handelsbereich 4 des Außen-
handelsbetriebes Elektronik zu.242 Dessen Leiter Gerhardt Ronneberger war
dem MfS unter dem Decknamen „Saale“ verpflichtet.243 Auch unter den
Fachleuten vor Ort sollten möglichst viele Inoffizielle Mitarbeiter sein.

Der „neue Reisekaderstamm“ konnte nun aber die Probleme der termin-
gerechten Beschaffung von Embargo-Technik ebenfalls nicht lösen. Im Mai
stellte die Abteilung XVIII der Bezirksverwaltung Erfurt kritisch fest, dass er
deshalb nicht ausreichend wirksam wurde, weil der Leiter des Aufbaustabes
Reisen von Mitarbeitern zu verhindern suchte, um selbst die entsprechenden
Verhandlungen im Westen führen zu können. Die HA XVIII in Berlin musste
sich einschalten, um über den Außenhandelsbetrieb den Einsatz von Spe-
zialisten, Wissens- und Erfahrungsträgern sicher zu stellen.244

Trotz aller Schwierigkeiten und einer Vielzahl von Provisorien gelang es,
am 1. April 1987 den Probebetrieb von ESO II aufzunehmen. Die Betriebs-
parteileitung feierte das Ereignis als „vorfristige“ Inbetriebnahme, womit die
„verantwortlichen Kollektive aus der Industrie und dem Bauwesen ihre
Verpflichtungen in Ehren erfüllt“ hätten.245 Das MfS urteilte realistischer
und sprach lediglich von der „Einweihung“ einer „nicht in vollem Umfang
produktionswirksamen“ Chipfabrik. Aber auch dieser Teilerfolg wäre ohne
die Tschekisten Erich Mielkes wohl nicht möglich gewesen. „Größere Ver-
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züge“, so stellten sie selbst klar, konnten „durch Einflussnahme des MfS“,
vor allem „durch rechtzeitige Information an den 1. Bezirkssekretär und den
zuständigen Staatssekretär Nendel verhindert werden.“246

Auf seiner Sitzung am 17. November 1987 beschloss das Politbüro die
„beschleunigte Erhöhung der Eigenproduktion mikroelektronischer Bauele-
mente“. Die Beschleunigung bestand vor allem darin, ohne Rücksicht auf die
Realisierbarkeit, wichtige Termine „per Dekret“ vorzuziehen. Beim Ausbau
der Produktionskapazitäten von ESO II sollte bis Ende 1988 ein Vorsprung
von etwa sechs Monaten erreicht werden.247 Am 19. November rief der 1.
Sekretär der Bezirksleitung, Gerhard Müller, ausgewählte Parteifunktionäre
und staatliche Leiter des Kombinates zu sich, um den zwei Tage alten Polit-
bürobeschluss auszuwerten, an dessen Realisierbarkeit „selbst führende
Genossen des Betriebes“ berechtigte Zweifel hegten.248

Ein knappes Jahr später, im September 1988, hatte ESO II die geplante
Produktivität noch immer nicht erreicht. Die Abteilung XVIII der Bezirks-
verwaltung nahm sich erneut der Sache an. Eine „Operative Analyse des
Havarie- und Störungsgeschehens innerhalb des Komplexes Erfurt-Südost“,
die den Zeitraum vom 1. September 1987 bis zum 1. September 1988 umfas-
ste, bildete die Grundlage für eine kritische Beurteilung.249 Neben einer
Reihe größerer Störungen mit Schäden in einer Höhe von mehreren Hun-
derttausend Mark wurde besonders auf Störungen geringeren Ausmaßes
verwiesen. Gerade diese kleineren Produktionsstörungen, deren Folgen nur
durch Sonderschichten und zusätzliche Initiativen wettgemacht werden
konnten, führten zu steigender Unzufriedenheit unter den Beschäftigten. Als
Erfolg verbuchte das MfS, dass es durch „operativen Einfluß“ gelungen war,
eine „Profilierung“ der Hauptabteilung Sicherheit im Kombinat sowie des
Systems der Sicherheitsbeauftragten zu erreichen. Ein generelles Problem
der DDR-Industrie wurde auch in dieser Analyse thematisiert, die „Domi-
nanz der Produktion“ und die damit verbundene Vernachlässigung periphe-
rer Bereiche. Allerdings sah auch diesmal das MfS keine Möglichkeiten, die
Dinge zum Besseren zu wenden. „Durch das ständige Verweisen“ der
Betriebsleitung „auf technische Ursachen und objektive Probleme“ und die
Schwierigkeiten des MfS, „Vorkommnisse“ vollständig aufzuklären, seien
„keine Maßnahmen zur Veränderung“ möglich.

Der Aufbau von ESO II zu einer voll funktionsfähigen Chipfabrik konnte
erst im Juni 1989 beendet werden und kostete insgesamt rund 855 Millionen
Mark. Als die Produktion des 64-kDRAM-Speicherschaltkreises einigerma-
ßen stabil und mit vertretbarer Ausbeute lief, genügte dieser Chip den
Anforderungen der Abnehmer allerdings bereits nicht mehr. Diese forderten
nun Chips eines höheren Technologieniveaus. Das Dilemma der Erfurter
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wurde noch dadurch verstärkt, dass Carl Zeiss mit einem um 10 Mark nied-
rigeren Preis pro Chip als Konkurrent auf dem Binnenmarkt auftrat. Dem
Außenhandel gelang es zwar, erste bescheidene Exporte in westliche Länder
zu realisieren, doch war deren Devisenerlös volkswirtschaftlich völlig unak-
zeptabel.250

4.3.5.4.2 ESO III 

Die Planungen für den 3. Bauabschnitt der Kapazitätserweiterung im VEB
Mikroelektronik „Karl Marx“ Erfurt sahen eine Chipfabrik für das Technolo-
gieniveau 3 und 4 vor, in der die Schaltkreistypen 256-kDRAM und 1-Mbit-
DRAM mit einem Durchsatz von 600 Scheiben pro Tag produziert werden
sollten. Der Aufbau von ESO III sollte im Zeitraum von Oktober 1986 bis
September 1989 und mit einem Investitionsaufwand von 1116,1 Millionen
Mark erfolgen.251 Die japanische Firma Toshiba hatte sich bereit gefunden,
unter Verletzung der Embargobestimmungen ein „Gentlemen Agreement“
mit dem Außenhandelsbetrieb Elektronik abzuschließen, das den Verkauf
des Know-how für die Herstellung eines 256-kDRAM-Speicherschaltkreises
beinhaltete.252 Erste Muster des 256-kDRAM sollten bereits im IV. Quartal
1987 vorliegen. 

Staatssekretär Nendel leitete das in mehrere Teile gegliederte Gesamt-
projekt zur Realisierung des Technologieniveaus 3 bzw. 4 in der DDR. Der
Projektteil „256 kDRAM“ unterstand dem Generaldirektor des Kombinates
Mikroelektronik, Heinz Wedler. Leiter der Projektteils „Importe“ war der
1. Stellvertreter des Generaldirektors des Außenhandelsbetriebes, Gerhardt
Ronneberger. Auftragsleiter und Leiter von Versuch und Fertigung wurde
Rolf Hillig. In die Projektleitung wurde auch Prof. Mütze einbezogen, einer
der Stellvertretenden Generaldirektoren beim Konkurrenten Carl Zeiss
Jena.253 Mit Ausnahme des Generaldirektors Wedler, der aufgrund seiner
Dienststellung offizieller Partner des „politisch-operativen Zusammenwir-
kens“ mit dem MfS war, arbeiteten alle der Genannten als Inoffizielle
Mitarbeiter.

Die bereits erwähnte Sitzung des Politbüros vom 17. November 1987 zur
„beschleunigten Erhöhung der Eigenproduktion mikroelektronischer Bau-
elemente“ hatte nicht nur Folgen für ESO II. Auch ESO III erhielt harte
Auflagen. Der Probebetrieb des 256-kDRAM sollte ein halbes Jahr früher
als geplant aufgenommen werden.254 Alle Beschlüsse und Planungsunter-
lagen drohten Makulatur zu werden, als sich Anfang 1988 der illegale
Lizenzgeber vollständig aus dem „Gentlemen Agreement“ zurückzog. Toshi-
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ba gab dem Drängen der USA und der Bundesrepublik nach und brachte
damit nicht nur das Kombinat Mikroelektronik, sondern auch das MfS in
arge Nöte.255 Aber nicht allein diese Schlappe setzte die NSAG „Elektroni-
sierung der Volkswirtschaft“ der Bezirksverwaltung Erfurt unter Druck. Sie
fühlte sich zunehmend mit „neuen Prozessen von Wissenschaft und Tech-
nik“ konfrontiert, für die ihren Mitgliedern das „sicherheitspolitische Einfüh-
lungsvermögen“ und praktische Erfahrungen fehlten. Die Theoretiker von
der Juristischen Hochschule Potsdam waren mit ihrem Rat gefragt. Ihre Hin-
weise waren aber letztlich nicht mehr als eine von Hilflosigkeit zeugende
Aufforderung zum Aktionismus. Sie rieten ihren operativ tätigen Kollegen,
bei der Festlegung von Schwerpunkten keinesfalls nach „rein ökonomischen
Gesichtspunkten“ vorzugehen, und empfahlen, auf Veränderungen in der
Rang- und Reihenfolge der Realisierung einzelner Teile des Gesamtprojekts
wie auch auf Veränderungen der Organisationsstrukturen, zu reagieren und
die sicherheitspolitischen Prioritäten ständig neu zu bewerten. Für die
„Veränderungen der Organisationsstrukturen“ zeichnete vor allem die
Bezirksleitung der SED verantwortlich, die offensichtlich nicht eng genug
mit dem MfS zusammenarbeitete. Alten, aber nicht eben erfolgreichen
Denkmustern zur „Personifizierung“ von Schwierigkeiten und Unzuläng-
lichkeiten folgend, forderten die Offiziere der Hochschule, den Zusammen-
hang von „allgemeiner Lage“, worunter Erscheinungen der politisch-ideolo-
gischen Diversion (PID), politischer Untergrundtätigkeit (PUT) und der
wachsenden Zahl von Ausreisewilligen verstanden wurden, und „Problem-
lagen der Elektronisierung“ herauszuarbeiten.256

Während Erfurt sich wie erwähnt um eine Toshiba-Lizenz für das Techno-
logieniveau 3 und 4 bemühte, arbeitete der Rivale Carl Zeiss Jena in Abstim-
mung mit der UdSSR an einer eigenen Technologie, die auch auf eigene
technologische Spezialausrüstungen setzte. Die Arbeiten liefen im Dresdner
Forschungszentrum, das nach der Übernahme durch Zeiss unter dem Kür-
zel ZMD firmierte. Nach dem Ausstieg von Toshiba war Erfurt auf Dresden
angewiesen. Denn nur im Modul 1 der sogenannten ZVE (Zentrale Verfah-
rensentwicklung) des ZMD bestanden Voraussetzungen, den 256-kDRAM-
Speicherschaltkreis herzustellen. Im Juni 1988 nahm Prof. Mütze, der IMS
„Michael“, im Auftrag der OD Zeiss des MfS eine „Einschätzung des gegen-
wärtigen Arbeitsstandes zur Herstellung von Speicherschaltkreisen im ZMD“
vor.257 Bis zur Leipziger Frühjahrsmesse 1988 sollten dort 1000 Schaltkreise
vom Typ 256-kDRAM produziert werden, bis Ende des Jahres 10 000 Stück.
Diese Zielstellung war gefährdet, da sowohl organisatorische Probleme, wie
die Umrüstung der Anlagen von 100-mm-Scheiben auf einen Scheiben-
durchmesser von 125 mm, als auch überalterte und nicht dem Niveau des
256-kDRAM entsprechende Technologische Spezialausrüstungen eingesetzt
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werden mussten. Die Verschärfung der Embargobestimmungen zwang darü-
ber hinaus dazu, bisher aus dem Westen beschaffte Technologische Spezial-
ausrüstungen aus der Sowjetunion zu beziehen. Nur etwa 65 Prozent der
technologischen Schritte, so lautete „Michaels“ Urteil, würden derzeit sicher
beherrscht, so dass in Dresden weder eine vertretbare Produktivität, noch
eine ausreichende Qualität zu erreichen seien.

Am 21. Dezember 1988 besuchte Staatssekretär Nendel den VEB Mikro-
elektronik „Karl Marx“ Erfurt, um sich über die Fortschritte beim Aufbau
von ESO III zu informieren.258 Im Verlauf dieses Besuches, an dem auch der
Generaldirektor von Zeiss, Wolfgang Biermann, teilnahm, traten die Wider-
sprüche in der Technologieentwicklung des Niveaus 3 und 4 und die Kon-
flikte zwischen den Kombinaten Mikroelektronik und Carl Zeiss Jena offen
zu Tage. Um die Planerfüllung seines Kombinates zu sichern verlangte Bier-
mann, Erfurt müsste die von Zeiss zu liefernden Ausrüstungen zu dem
Zeitpunkt abnehmen, den er als Hersteller bestimme, unabhängig davon, ob
die Anlagen schon gebraucht würden bzw. wenigstens aufgestellt werden
könnten. Hierbei nutzte Biermann die mangelnde Durchsetzungsfähigkeit
Nendels in kontroversen Debatten rücksichtslos aus. Der wiederum erwies
sich in Fragen der gerätetechnischen Ausstattung als konsequent und wenig
geneigt, politischen Argumenten höchste Priorität einzuräumen. Er wider-
setzte sich der Forderung des Politbüros, einen möglichst hohen Anteil von
sowjetischen Ausrüstungen einzusetzen, die im Vergleich zu den Geräten
westlicher Hersteller deutlich ungünstigere Parameter aufwiesen, und nicht
nur teurer, sondern zum Teil völlig ungeeignet waren. Nendel war in diesem
Fall entschlossen, ökonomischen Überlegungen Priorität einzuräumen und
die Spezialausrüstungen für ESO III aus dem Westen zu importieren. Der
Forderung der Ideologen, Ausrüstungen aus der UdSSR auf ihre Eignung zu
prüfen, wollte Nendel „nur zum Schein“ nachgeben.

Der Stellvertretende Generaldirektor und Verantwortliche für den Auf-
bau von Erfurt-Südost, Rolf Hillig, verkündete am 2. Januar 1989, dass ESO
III am 1. Juli mit der Einspeisung von 100 Scheiben eines Durchmessers von
125 mm zur Herstellung von Speicherschaltkreisen des Typs 256-kDRAM in
Betrieb gehen werde.259 Er hielt das für vertretbar, obwohl die Technologie-
entwicklung in Dresden noch nicht abgeschlossen war und die Versor-
gungstechnik des Neubaus noch nicht funktionierte. Der Kompromiss, ESO
III an die Versorgungssysteme der Betriebe I und II anzuschließen, war mit
einem hohen Risiko behaftet. Störungen der Produktion in diesen beiden
Fabriken wurden dadurch regelrecht vorprogrammiert. Der Leiter der
Abteilung XVIII der Bezirksverwaltung Erfurt beurteilte die Situation reali-
stisch und bezeichnete den Inbetriebnahmetermin 1. Juli als einen „politi-
schen Termin“. Natürlich ging er nicht so weit, diese politische Entscheidung
in Frage zu stellen. Er drückte lediglich die Hoffnung aus, dass die Inbe-
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triebnahme möglichst „keine hohen materiellen Schäden der Produktion“
verursachen möge.260 Die Aufnahme der Serienproduktion des 256-kDRAM
sollte im 1. Quartal 1990 erfolgen.261

4.3.5.4.3 ESO IV

Am 27. Februar 1987 stimmte der Leiter der Abteilung Elektrotechnik/Elek-
tronik der Staatlichen Plankommission dem Antrag auf Standortzuordnung
des 4. Bauabschnittes des Komplexes Erfurt-Südost prinzipiell zu. Damit
waren die Weichen für den Bau der vierten Chipfabrik in Erfurt-Südost
gestellt. Eingedenk der Erfahrungen und angesichts der nicht enden wollen-
den Probleme beim Bau der Chipfabriken ESO II und ESO III forderte die
Plankommission, dass schon mit der Erarbeitung der Investitionsdokumen-
tation für ESO IV eine Senkung des Aufwandes und des Arbeitskräftebe-
darfs nachgewiesen werden müsse.262

Der Fristenplan sah vor, dass im Dezember 1991 mit der kontinuierlichen
Einspeisung von 100 Scheiben pro Tag die Produktion des 1-Megabit-Spei-
cherschaltkreis aufgenommen werden sollte. Zwei Jahre später, im Dezem-
ber 1993, hätte ESO IV seine volle Kapazität erreichen sollen.

Schon bald wiesen Experten-IM darauf hin, dass nach internationalen
Erkenntnissen und eigenen Erfahrungen mit ESO II und III in den Plänen
für ESO IV zu wenig Reinraumflächen für die geplante Kapazität angesetzt
worden waren. Der Leiter der Abteilung XVIII der Bezirksverwaltung mel-
dete deshalb im Sommer 1989 an die Zentrale in Berlin, dass Erfurt den
Bedarf der DDR an 1-Megabit-Schaltkreisen nicht würde decken können.263

Zwar gelang es der DDR, den 1-Megabit-Speicherschaltkreis als Labor-
muster herzustellen, an eine Serienproduktion war bis zum Zusammen-
bruch der SED-Diktatur jedoch nicht mehr zu denken. So blieb auch das
modifizierte Ziel, mit der Einsteuerung der ersten Siliziumscheiben das
Werk im IV. Quartal 1992 in Dauerbetrieb zu nehmen,264 letztlich nur ein
Wunschtraum der Funktionäre.

4.3.5.4.4 Das Forschungszentrum Erfurt

Forschung und Entwicklung spielten in Erfurt nur eine untergeordnete
Rolle. Man beschränkte sich auf Anpassungs- und Optimierungsarbeiten von
Technologien, die im Dresdner Forschungszentrum, seit Anfang der sechzi-
ger Jahre das Forschungszentrum für die Mikroelektronik in der DDR
schlechthin, entwickelt wurden. Sowohl in der Forschung wie auch in der
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Produktion beherrschte Erfurt ein Technologieniveau, das weit unter den
internationalen Bestwerten und auch beträchtlich unter dem Dresdner
Niveau lag. Darüber hinaus lag das Niveau der Forschung in Erfurt noch
deutlich unter dem der Produktion. Während die Produktion bereits auf
Scheiben eines Durchmessers von 100 mm lief, musste sich die Forschung
immer noch mit 76-mm-Scheiben begnügen. Die westliche Konkurrenz hin-
gegen produzierte auf 150-mm-Scheiben und entwickelte das nächst höhere
Technologieniveau bereits auf Scheiben mit 200 mm Durchmesser. Die
Ausbeute bei einem vergleichbaren Chip mit etwa 30 000 Transistoren auf
einer Fläche von 40 mm2 betrug nur die Hälfte des Wertes der Konkurrenz
(hier 30 Prozent, dort 60 Prozent). Teile der Verfahrensentwicklung waren
in ungeeigneter und völlig veralteter Bausubstanz untergebracht. Die Vor-
aussetzungen für die Aufnahme von Forschungen zu neuen Basistechnolo-
gien waren 1986 in Erfurt demzufolge alles andere gut.

Mit einem Aufwand von 1 Milliarde Mark hoffte das Politbüro, bis 1991/
92 ein Forschungszentrum Erfurt (FZE) aus dem Boden zu stampfen, mit
dem die DDR ein Technologieniveau erreichen würde, das dem 4-Megabit-
Speicherschaltkreis entsprach. Die „Grundkonzeption“ für den Aufbau des
Forschungszentrums legte Generaldirektor Wedler bereits am 13. Februar
1986 vor, zwei Tage nach der entscheidenden Politbürositzung.265 Eine
überarbeitete Version folgte am 10. Dezember.266 Für die Unterbringung
des Forschungszentrums war eine originalgetreue Kopie der Bauhülle der
Chipfabrik ESO IV vorgesehen. Durch „Umprofilierung“ bisheriger Struk-
tureinheiten in Forschung und Entwicklung sowie der „Zuführung von
Kadern“ startete das Zentrum am 1. Januar 1987 mit etwa 1080 Mit-
arbeitern. Deren Anzahl sollte bis 1990 auf 1730 wachsen. Der Direktor der
ab 1989 ökonomisch selbständigen Struktureinheit „Forschungszentrum“
innerhalb des Stammbetriebes erhielt den Status eines Stellvertreters des
Generaldirektors. Nicht nur in wissenschaftlich-technischer, sondern auch in
betriebsorganisatorischer Hinsicht verfolgte Wedler mit dem Forschungszen-
trum hochgesteckte Ziele. Das FZE sollte zu einer „Musterlösung für die
DDR bezüglich Planung und Leitung von Forschung, Entwicklung und Über-
leitung“ werden. Für die Jahre 1991/92 war als „Abrundung“ des Komple-
xes die Errichtung eines Bildungs- und Veranstaltungszentrums geplant, das
gleichzeitig die „soziale Versorgung“ der Beschäftigten übernehmen sollte.

Der Glaube an die Realisierbarkeit der Pläne schien auch hier wieder ein-
mal selbst unter den führenden Funktionären nicht sehr ausgeprägt zu sein.
Auf der Grundlage von Informationen Inoffizieller Mitarbeiter attestierte
der Leiter der NSAG „Elektronisierung der Volkswirtschaft“ im Februar
1987 der 1. Leitungsebene fehlenden Optimismus und mangelndes Engage-
ment. In der „defensiven Haltung“ des Generaldirektors, des Direktors für
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Forschung und Technologie und des Komplexverantwortlichen für ESO sehe
er eine Gefährdung der Zielstellung, das Forschungszentrum bis 1991 zur
„vollen Arbeitswirksamkeit“ entwickeln zu können.267

Die Parteiorganisation des Stammbetriebes gehörte ab August 1987 zu
den „direktberichtspflichtigen“ Grundorganisationen, die ihre regelmäßigen
Informationsberichte an die Abteilung „Parteiorgane“ des ZK schicken
mussten.268 In diesen Berichten wies die Betriebsparteileitung u. a. auch auf
Ungereimtheiten in den Plänen für den Aufbau des Forschungszentrums hin.
So sollten ab 1987 jährlich über 100 Absolventen eingestellt werden, für die
es aber vor 1990, der geplanten Fertigstellung der ersten neuen Gebäude,
keine geeigneten Arbeitsplätze geben konnte. Allen Unzulänglichkeiten und
widrigen Umständen zum Trotz versicherten die Funktionäre an der Basis
ihrer Parteiführung in Berlin aber, sich in den fachlichen Zielen unbeirrbar
von den Maßstäben leiten zu lassen, „die durch den Welthöchststand gesetzt
sind“. Die Betriebsparteileitung nutzte jedoch auch ihre Möglichkeiten, dem
Betriebsdirektor, der ja selbst Mitglied der SED war, jederzeit Aufträge ertei-
len zu können und deren Ausführung „in der Realisierungsphase unter
Parteikontrolle“ zu stellen. Sie praktizierte das wiederholt, so auch im
Oktober 1987 mit der Auflage, eine „Profilierungskonzeption“ für das dahin
dümpelnde Forschungszentrum auszuarbeiten.269

Unmittelbar nach den Weihnachtsfeiertagen 1987 wurde die Bezirksver-
waltung des MfS durch Ereignisse aufgeschreckt, die „bedeutende Gefahren-
momente für die Sicherheit von Unterstützungsleistungen spezieller Beschaf-
fungsorgane“ darstellten. Es handelte sich um den unberechtigten Zugriff
eines Mitarbeiters auf illegal beschaffte Software, der das MfS veranlasste,
eine Operative Personenkontrolle einzuleiten, die OPK „Radfahrer“.270 Aus-
gezeichnete Spezialisten mit allen erforderlichen Fachkenntnissen und der
unter Computerfreaks üblichen Neugier gab es wie überall auch in Erfurt.
Dass ein unter Umgehung der Embargobestimmungen beschaffter Hochleis-
tungsrechner eine besondere Herausforderung darstellte, konnte niemanden
überraschen. Das MfS verzichtete in diesem Fall auf eine Strafverfolgung des
Mitarbeiters, forderte aber die sofortige Einführung eines Datenschutzbeauf-
tragten für den Betrieb, um künftig solche illegalen Aktionen zu verhindern.
Bei der Auswahl des Datenschutzbeauftragten wollte das „Organ“ selbstver-
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der im Juni 1987 unter der Deckbezeichnung V 12 im Bereich Schaltkreisentwurf
des Forschungszentrums der Mikroelektronik Erfurt in Betrieb genommen wurde,
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kommnisuntersuchung“. Diese stellte sicher, dass „Embargowege und Quellen ge-
schützt sowie die Menschen als Träger von Ordnung und Geheimnisschutz […]
weiter erzogen [werden]“. (BStU, MfS-JHS 22005, S. 305).



ständlich ein gewichtiges Wort mitsprechen. Vorschläge von zwei bis drei
„geeigneten Kadern“ sollten umgehend zur Überprüfung eingereicht wer-
den.271

Die bereits angesprochene Priorität der Produktion gegenüber der For-
schung wirkte sich immer stärker auf den Aufbau des Forschungszentrums
aus. Je ehrgeiziger die politisch motivierten Vorgaben der Parteiführung für
die Chip-Herstellung waren, je straffer die Termine, um so mehr litten
Forschung und Entwicklung. Der Einsatz wesentlicher Potentiale zur Siche-
rung der Massenproduktion des 64-kDRAM wirkte sich ebenso hemmend
aus wie die schleppende Einstellung von Mitarbeitern für die Entwicklung
der 16- bzw. 32-bit-Mikroprozessorsysteme. Im Dezember 1988 legte der
Direktor des Forschungszentrums, Dr. Mandler, eine Analyse vor.272 Unter
den geschilderten Umständen sah er keinen anderen Ausweg, als in Zukunft
verstärkt die Forschungskapazitäten im Bereich der Hochschulen und der
Akademie der Wissenschaften zu nutzen, da die eigenen Aktivitäten nicht
wie geplant gesteigert werden konnten, sondern sogar rückläufig waren.
Das Forschungszentrum würde auch in Zukunft nicht in der Lage sein, pro-
gnostizierte er, seiner Bestimmung entsprechend Vorlaufforschung zu
betreiben, da ein Ende der Probleme in der Massenproduktion nicht abseh-
bar sei.

Zweieinhalb Jahre nach der offiziellen Eröffnung, im Juni 1989, standen
dem Forschungszentrum, wie in der „Berichterstattung Höchstintegration“
des Leiters der Abteilung XVIII der Bezirksverwaltung Erfurt, Oberstleut-
nant Budan, kritisch angemerkt wurde, nur 30 Prozent der vorgesehenen
Fläche zur Verfügung. Die Mitarbeiterzahl hatte nur 50 Prozent des geplan-
ten Standes erreicht. Budan bemängelte, dass „zu viel herumexperimen-
tiert“ würde. „Bei der Kaderzuführung werden teilweise Löcher gestopft,
die an anderer Stelle oft größer wieder aufgerissen werden“. In dieses chao-
tische Bild passt auch die Verlagerung des Forschungsschwerpunktes. Nicht
mehr der Schaltkreisentwurf, sondern die Technologieentwicklung stand
plötzlich im Mittelpunkt.273 Im November 1989 schließlich kapitulierte der
Generaldirektor und forderte, das Dresdner Forschungszentrum wieder sei-
nem Kombinat zuzuordnen.274

4.3.5.4.5 Erfurt-Südost im letzten Jahr der DDR

Am Abend des 12. Januar 1989 besuchte Erich Honecker den Teil Mikro-
elektronik einer internen Ausstellung im Gästehaus des 1. Sekretärs der
Bezirksleitung Erfurt der SED. Honecker wurde von Willi Stoph und
Günter Mittag begleitet. Neben Gerhard Müller, dem 1. Sekretär der
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Bezirksleitung Erfurt, erwarteten der Vorsitzende des Rates des Bezirkes,
Artur Swatek, der Generaldirektor Heinz Wedler sowie der Leiter des
Schaltkreisentwurfs und Kandidat des ZK, Prof. Franz Rößler, die hohen
Partei- und Staatsfunktionäre. Wedler veranschaulichte die Entwicklung sei-
nes Kombinates durch einen Vergleich der Produktionszahlen von 1978 und
von 1988. Wurden 1978 etwa 9 800 Mikroprozessoren des Typs 808 mit 8-
bit Verarbeitungsbreite hergestellt, so verließen 1988 insgesamt 1 263 000
Prozessoren von 8-bit bzw. 16-bit Verarbeitungsbreite die Chipfabriken. Er
versäumte es auch nicht, den seit Jahrzehnten üblichen Ritualen im Zusam-
menspiel von Partei und Wirtschaft folgend, darauf hinzuweisen, wichtige
Produktionsziele vorfristig erreicht zu haben. Wedler nutzte die Gelegen-
heit, den Generalsekretär zu bitten, „dem Genossen Erich Mielke die herz-
lichsten Grüße zu übermitteln und ihm für die enge Zusammenarbeit mit
den Elektronikern aus seinem Bereich auf dem Gebiet der Mikroprozes-
soren zu danken, ohne deren maßgeblichen Einsatz die vorfristige Erfüllung
der Zielstellung nicht möglich gewesen wäre“.275

Das zunehmende Umweltbewusstsein in der Bevölkerung der DDR und
der wachsende Mut, als bedrohlich empfundene Entwicklungen öffentlich zu
artikulieren, wurden auch in der Bezirksverwaltung Erfurt des MfS reflek-
tiert und als gefährlich bewertet. Vor allem die Reaktionen der Dresdner
Bevölkerung auf den geplanten Bau einer Reinstsiliziumfabrik am Standort
einer ehemaligen Anlage zur Urangewinnung in Dresden-Gittersee veranlas-
sten die Bezirksverwaltung, sich vorbeugend mit den Problemen des Um-
weltschutzes zu befassen. Am 10. April 1989 verfasste der Leiter der
Bezirksverwaltung, Generalmajor Schwarz, einen Bericht zur „Gefährdung
der Umwelt durch Betriebe der Mikroelektronik am Standort Erfurt“.276 Die
Analyse ergab für Erfurt-Südost erhebliche Defizite bei der Entsorgung der
anfallenden Chemikalien und mehrfach erhebliche Überschreitungen der
Grenzwerte beim Abwasser. Einer erhöhten Sensibilität der Beschäftigten
stand die Unfähigkeit der staatlichen Leitung gegenüber, „auf berechtigte
Anfragen und Forderungen der Kollektive sach-, fachgerecht und konstruk-
tiv politisch-ideologisch klar zu reagieren“. Letztlich gab sich Schwarz je-
doch damit zufrieden, dass sich die Belastungen von Wasser und Umwelt mit
der Fertigstellung der letzten Ausbaustufe drastisch reduzieren würden.

Die Funktionäre des Kombinates fühlten sich im Frühsommer 1989 aber
noch längst nicht genötigt, die Kluft zwischen Wirklichkeit und deren offizi-
eller Darstellung zu schließen. Am 30. Juni legte der Verantwortliche für den
Komplex ESO, Rolf Hillig, dem Generaldirektor den Entwurf einer Informa-
tionsschrift zur Umweltsicherheit in Erfurt-Südost vor.277 Darin behauptete
Hillig im Widerspruch zu den Erkenntnissen des MfS u. a., dass mit interna-
tional üblicher Technik das Eindringen von Schadstoffen ins Abwasser ver-
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hindert würde. Die „verschärften Abwasserbedingungen“, die mit der Land-
wirtschaft sowie den Dienststellen für Umweltschutz und Wasserversorgung
abgestimmt wären, würden „eingehalten bzw. unterschritten“.

Den Schluss dieses Abschnitts soll eine Übersicht über den Investitions-
aufwand für das Komplexvorhaben Erfurt-Südost bilden. Den ursprüngli-
chen Planungen von 1986278 werden Angaben des Sicherheitsbeauftragten
über die tatsächlichen Kosten gegenübergestellt.279 Die folgende Tabelle
weist bei den realisierten Objekten einen Faktor 2 als Unterschied aus. Diese
Diskrepanz ist wohl nicht allein den langen Realisierungszeiträumen und
den damit verbundenen Preiserhöhungen geschuldet, die besonders bei
Embargo-Technik in Kauf genommen werden mussten. Auch die Instru-
mente der hochbürokratisierten Planungsinstanzen zeigten im High-Tech-
Bereich mit seinen extremen Anforderungen an die Logistik sehr deutlich
ihre Schwächen.

Tabelle 6: Kostenentwicklung der Investionen für Erfurt-Südost

Chipfabrik Aufwand in Aufwand in 
Mio. Mark Mio. Mark 
1986 1989

ESO II 422,4 855,5
ESO III 1121,5 2142,4
ESO IV 1164,0
Forschungszentrum 1395,2

4.3.6 Fazit

Der Ausbau des Mikroelektronik-Standortes Erfurt-Südost verlief nicht kon-
fliktfrei. Es gab eine heftige Auseinandersetzung zwischen dem Kombinat
und dem Politbüro über strategische Grundsatzfragen, in denen sich Mittag
mit seinen Autarkie-Vorstellungen gegen das auf RGW-Kooperation gerich-
tete Konzept des Generaldirektors Wedler durchsetzte. In der Frage der
Ausstattung der Fabriken mit einem möglichst hohen Anteil sowjetischer
Geräte hingegen setzte der Staatssekretär und Inoffizielle Mitarbeiter des
MfS, Karl Nendel, unter Vermeidung eines offenen Konfliktes ökonomi-
sches Denken gegen ideologische Gefolgschaft des Politbüros durch. Dem
regionalen Charakter des Projekts entsprechend, waren Staatspartei, staatli-
che Administration und Staatssicherheit in der Phase der Implementierung
bis auf die Ebene des Bezirkes hinab involviert. Die Rivalität zwischen den
Kombinaten in Erfurt und Jena, vor allem der Verlust des Dresdner For-
schungszentrums, erwiesen sich als schweres Handicap für das Kombinat
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Mikroelektronik. Neben der Beschaffung und Sicherung von Embargo-
Technik war das MfS bemüht, auf den Baustellen die organisatorischen
Schwächen des betrieblichen Managements und die Qualitätsmängel der
ausführenden Betriebe mit seinen spezifischen Möglichkeiten zu kompensie-
ren. Ungeschönte Berichte, die gelegentlich auch Kritik an den Beschlüssen
des Politbüros enthielten, vermittelten der Parteiführung jederzeit ein reali-
stisches Bild des Gesamtvorhabens.

4.4 Technologietransfer unter Embargobedingungen 

Der Druck des Politbüros, mit spektakulären Erfolgsmeldungen aus der
Mikroelektronik der Bevölkerung die Effizienz und Innovationsfähigkeit des
real existierenden Sozialismus zu beweisen, war letztlich eine wesentliche
Ursache für die „Doppelgleisigkeit“ bei der Entwicklung des Technologie-
niveaus 3 bzw. 4. Die politische Führung setzte sowohl auf eine Eigenent-
wicklung durch das Kombinat Carl Zeiss Jena als auch auf den Technologie-
transfer aus Japan, dessen führender High-Tech-Konzern nur zu gern bereit
war, gegen gute Bezahlung die Embargobestimmungen zu umgehen.

4.4.1 Vorgeschichte

Nachdem in den Jahren 1975, 1976 und 1977 gegenseitige Besuche hoch-
karätig besetzter Wirtschaftsdelegationen die Zusammenarbeit führender
japanischer Elektronikkonzerne mit der DDR-Industrie eingeleitet hatten,
konnte im August 1978 eine Vereinbarung zur wissenschaftlich-technischen
Zusammenarbeit zwischen dem Kombinat Mikroelektronik und der Firma
Toshiba Corporation abgeschlossen werden.280 Die DDR verfolgte dabei
von Anfang an das Ziel, nicht nur technologische Spezialausrüstungen zu
kaufen, sondern über „Lizenznahmen zu hochentwickelten Technologien“
und „Übernahme von Know-how bei Schwerpunktkomplexen der Mikro-
elektronik“ Innovationsprozesse in der eigenen Industrie zu beschleuni-
gen.281 Staats- und Parteichef Honecker gelang es anlässlich eines Staats-
besuches im Jahre 1981, das Klima zwischen beiden Ländern weiter zu
verbessern, so dass die Übernahme einer Technologie zur Herstellung von
16-bit-Speicherschaltkreisen und Mikroprozessoren durch die DDR nur
noch eine Frage weniger Monate war. Japanisches Know-how allein gewähr-
leistete aber noch keine effektive Fertigung. Im März 1983 musste der
Generaldirektor des Kombinates Mikroelektronik einräumen, dass es bisher
nicht gelungen war, eine „am internationalen Stand orientierte Ausbeute“ zu
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erreichen.282 Der Parteiorganisator des ZK und der Parteisekretär des Be-
triebes legten daraufhin die Ausbeuteentwicklung in die persönliche Verant-
wortung des Direktors.283 Dieser beauftragte den Wissenschaftlich-Techni-
schen Rat des Kombinates mit der Ausarbeitung einer „Konzeption zur
Erhöhung der Ausbeute bei mikroelektronischen Bauelementen“.284 Alle
diese Maßnahmen konnten Planrückstände in der Bauelementeproduktion
und bei der Produktionseinführung neuer Typen nicht verhindern. Die Par-
tei war nicht bereit, Schwierigkeiten mit den Kooperationspartnern sowie
bei der Gewinnung von Fachpersonal oder auch planbürokratische Hemm-
nisse zu akzeptieren, und machte die Betriebsdirektoren dafür verantwort-
lich, denen sie „ungenügende wissenschaftliche Arbeitsweise“ und „unzurei-
chende Parteidisziplin“ vorwarf.285

Dem Kombinat Mikroelektronik gelang es nicht, den rasch wachsenden
Bedarf der Anwenderindustrie an modernen Bauelementen zu befriedigen.
Der in Kapitel 2 bereits erwähnte und als Eigenentwicklung deklarierte
Nachbau von Speicherschaltkreisen durch das Dresdner Forschungszentrum
erfolgte viel langsamer als geplant. Die Überführung einer Technologie nach
Erfurt und die Stabilisierung der Massenproduktion neuer Bauelemente-
typen bereitete erhebliche Probleme. Bei der Einführung des 64-kDRAM-
Speicherschaltkreises, dessen Massenfertigung bei den führenden westlichen
Herstellern seit 1979/80 lief, hatte die DDR 1986 erst die Stufe der Labor-
fertigung erreicht. Die Ausbeute betrug etwa 6 Prozent. Das Ausbeuteniveau
schnell auf international übliche Werte von mehr als 50 Prozent zu heben,
hielten die Verantwortlichen im Kombinat aus eigener Kraft für „sehr schwer
bis unmöglich“.286 Sie fürchteten, in absehbarer Zeit nicht zum Ziel zu kom-
men.

Nun hatte aber der Minister für Elektrotechnik und Elektronik dem Polit-
büro versprochen, zum 7. Oktober 1985, dem 36. Jahrestag der Gründung
der DDR, den Anwendern Schaltkreise dieses Typs aus eigener Produktion
zur Verfügung zu stellen.287 Dieses Versprechen war nicht zu halten. Der
Generaldirektor des Kombinates Mikroelektronik entschloss sich, das Polit-
büro zu täuschen. Ohne den Minister in seine Pläne einzuweihen, beauftrag-
te er den Leiter des Applikationszentrums, nach einem Lieferanten zu
suchen, der bereit war, diesen Chip ohne Gehäuse zu liefern. Mit einem
Erfurter Gehäuse versehen, sollte der Schaltkreis dem Politbüro dann als
DDR-Erzeugnis präsentiert werden. Der Coup konnte jedoch nur unter
Einschaltung des zuständigen Außenhandelsbetriebes „Elektronik“ abge-
wickelt werden. Der Stellvertretende Generaldirektor dieses Betriebes, Ger-
hardt Ronneberger, war als IMS „Saale“ seit 1973 im Auftrag des MfS in lei-
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tenden Funktionen im Bereich der Elektrotechnik und Elektronik tätig.
Ronneberger weigerte sich, „solche Schritte am Ministerium und der Partei
vorbei“ zu gehen,288 und wies auf dringenden Abstimmungsbedarf mit dem
Staatssekretär Nendel, dem Stellvertretenden Generaldirektor des Kombi-
nates Mikroelektronik „ohne direkten Aufgabenbereich“ und IM in Schlüs-
selposition Wolfgang Zahn289, Dr. Rolf Jähn290 vom Institut für Rationali-
sierung der Elektrotechnik/Elektronik Berlin und mit anderen speziellen
Beschaffungsorganen hin. Im Ergebnis einer in diesem Kreis „abgestimmten
Aktion“ lieferte die bundesdeutsche Firma Industrievertrieb Heidler am 16.
September 1985 dann 15 000 Speicherschaltkreise vom Typ 64-kDRAM
und 5 000 Stück vom Typ 256-kDRAM des südkoreanischen Herstellers
Samsung Electronic – beide Typen allerdings komplett und nicht als nackte
Chips – zu einem Stückpreis von 2,45 DM bzw. von 8,85 DM.291 Die Forde-
rungen des Herstellers für ungekapselte Chips lagen etwa bei dem doppelten
Verkaufspreis der Komplett-Variante, was den Beschaffern dann doch etwas
zu teuer war.

Wenige Tage nach dem Staatsfeiertag, am 18. Oktober, bedankte sich der
Generaldirektor des Kombinates Mikroelektronik in einem Brief an den
Leiter der Bezirksverwaltung des MfS für die „Unterstützung bei der außer-
planmäßigen und kostengünstigen Beschaffung hochintegrierter Speicher-
schaltkreise“.292

4.4.2 Ausgangszustand

Der Coup mit der Firma Industrievertrieb Heidler löste das Problem der
Serienproduktion des 64-kDRAM und der Produktionsvorbereitung des
nachfolgenden Speicherschaltkreises (256-kDRAM) allerdings keineswegs,
sondern war bestenfalls geeignet, der Parteiführung Sand in die Augen zu
streuen. Die Schwierigkeiten bestanden in Erfurt auch nach dem „Jahrestag
der Republik“ weiter fort.293 Die an dem Parameter „Ausbeute“ messbare
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Beherrschung des Technologieniveaus des 64-kDRAM ließ die Sorgen der
Verantwortlichen wachsen, in absehbarer Zeit das nächst höhere Technolo-
gieniveau, und damit den 1-Megabit-Chip, aus eigener Kraft zu schaffen.
Dieser Speicherschaltkreis war inzwischen zu einem Prestigeobjekt des
Politbüros hoch stilisiert worden.

In einem Regierungsabkommen mit der UdSSR hatte die DDR im Jahre
1982 zwar die gemeinsame Entwicklung von Speicherschaltkreisen vom Typ
256-kDRAM und 1-Megabit-DRAM vereinbart. Die vorgesehenen Termine
waren aber nicht eingehalten worden, wie die Staatliche Plankommission im
Februar 1986 zur Kenntnis nehmen musste, weil in der DDR zu diesem
Zeitpunkt eben noch nicht einmal der 64-kDRAM mit vertretbarer Ausbeute
produziert werden konnte.294 Dessen sichere Beherrschung war aber die
Voraussetzung für die Entwicklung einer Technologie für den 256-kDRAM.

4.4.3 Entscheidungsfindung

Ende 1985 beauftragte Alexander Schalck den Außenhandelsbetrieb „Trans-
inter“, mit dem Toshiba-Konzern über die Lieferung einer kompletten
Fertigungslinie für Schaltkreise vom Typ 256-kDRAM zu verhandeln.295 Mit
dieser Entscheidung wurde dem Generaldirektor Wedler zugleich der von
ihm betriebene Ausbau der Beziehungen zur Firma Heidler, und damit zu
südkoreanischen Chip-Herstellern, strikt untersagt. Im Januar 1986 erfolg-
ten die ersten konkreten Absprachen mit der japanischen Firma Toshiba zu
einer „möglichen Zusammenarbeit im Projekt 256-kDRAM“, die aber nur
im Verkauf des Schaltkreisentwurfes (Schablonen) und der dazugehörigen
Beschreibungen bestehen könnte.296 Die Realisierung des Gesamtprojektes
lehnte Toshiba unter Hinweis auf die verschärfte Handhabung der Embargo-
bestimmungen in Japan ab.297

In die Lizenzverhandlungen mit Toshiba wurde aus den o. g. Gründen die
Übergabe einer Technologie für den 64-kDRAM einbezogen – „als Maßnah-
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me zur Ausbeutesteigerung“.298 Der Konkurrent, das Kombinat Carl Zeiss
Jena, wertete die Verhandlungen mit Toshiba als ein „Unterlaufen der mit
der UdSSR getroffenen Vereinbarungen“, deren Bekanntwerden „drastische
Reaktionen“ zur Folge haben könnte. Darüber hinaus stieß die „Kräftezer-
splitterung“ auf allgemeines Unverständnis. Ein kleines Land wie die DDR
ging auf zwei getrennten Wegen die 1-Megabit-Technologie an – zum einen
gemeinsam mit der Sowjetunion auf der Basis „eigener“ Technologischer
Spezialausrüstungen (Zeiss) und zum anderen zusammen mit einem japani-
schen Partner, dessen Technologie auf Ausrüstungen zugeschnitten war, die
nur im Westen gehandelt wurden (Erfurt). Aber nicht nur die parallele
Einführung zweier unterschiedlicher Technologien rief Kritiker auf den Plan.
Die Übernahme der japanischen Technologie, so argumentierten die führen-
den Fachleute von Zeiss, würde eine spätere Umstellung auf die in Dresden
entwickelte Technologie verbieten, diese also überflüssig machen. Sie be-
klagten, dass wieder einmal, wie schon beim Politbürobeschluss vom 11. Fe-
bruar 1986, „keine Einbeziehung von Fachkadern des Zentrums für For-
schung und Technologie der Mikroelektronik erfolgte“.299 Diese Kritik
wurde der Bezirksverwaltung Dresden des MfS zugetragen. Der Leiter der
HA XVIII teilte daraufhin dem „Stellvertreter Operativ“ in Dresden mit,
dass die Parallelentwicklung der Technologie für den 1-Megabit-Speicher-
schaltkreis den zuständigen Ministerien sehr wohl bekannt sei und „in
Abstimmung mit Genossen Günter Mittag zur beschleunigten Entwicklung
der Mikroelektronik der DDR fortgesetzt“ würde.300

Das Geschäft mit den Japanern lief zunächst recht gut an. Im Juni 1986
testeten Mitarbeiter des Kombinates Mikroelektronik in den Labors von
Toshiba in Erfurt strukturierte Siliziumscheiben. Dabei stellten sie fest, dass
das Gesamtniveau der Fertigung in Erfurt um den Faktor 10 bis 100 schlech-
ter war als das Niveau der Massenfertigung bei dem Partner. Damit war klar,
dass es großer Anstrengungen bedurfte, die internationalen Standards zu
erreichen, die allein hohe Ausbeutewerte garantierten. In drei Etappen woll-
te Toshiba in Erfurt die Voraussetzungen für eine Masenproduktion von 1-
Megabit-Chpis schaffen. Im Anschluss an die Verbesserung der Infrastruktur
der Fertigung, sollte in der zweiten Etappe der 64-kDRAM mit einer Aus-
beute von 60 Prozent und in einer abschließenden dritten der 256-kDRAM
mit einer Ausbeute von mindestens 50 Prozent produziert werden. Die finan-
ziellen Forderungen von Toshiba beliefen sich auf insgesamt 26 500 000 Dol-
lar. Die Verhandlungsführer der DDR stellten sich das Ziel, den Preis auf
25 000 000 Dollar zu drücken.301

Vom 3. bis 8. Juli 1986 tagte in Tokio der Wirtschaftsausschuss Japan –
DDR. Staatspartei, staatliche Administration und Staatssicherheit waren
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durch Spitzenfunktionäre vertreten – Günter Mittag für die SED, der Minis-
ter für Außenhandel, Gerhard Beil, für die Administration und Alexander
Schalck-Golodkowski für die Staatssicherheit. Zahlreiche Generaldirektoren
von Außenhandelsbetrieben und aus der Industrie komplettierten die illustre
Mannschaft. Während dieser Tagung wurde die Vereinbarung zum Techno-
logietransfer zwischen Vertretern des Außenhandelsbetriebes Elektronik,
des Handelshauses Mitsui und der Firma Toshiba abgeschlossen. Die japani-
schen Partner waren aus Gründen der Geheimhaltung und der Sicherheit
nicht bereit, einen förmlichen Vertrag zu unterzeichnen, der diese Verlet-
zung der Embargobestimmungen dokumentiert hätte. Sie gingen auch nicht
auf den Wunsch der DDR ein, über eine Lizenzvergabe zu Speicherschalt-
kreisen vom Typ 1-Megabit-DRAM zu verhandeln bzw. Technologische
Spezialausrüstungen für dieses Technologieniveau zu liefern. Sie hielten ein
mündliches „Gentlemen’s Agreement“ für eine den Umständen angemesse-
ne Form, die gegenseitigen Rechte und Pflichten festzulegen.302

4.4.4 Inhalt der Vereinbarung

Mit dem „Gentlemen Agreement“303 hatte Staatssekretär Nendel zwar
längst nicht alle seine Ziele erreicht, jedoch bedeutete die Übernahme des
Know-how zur Herstellung des 256-kDRAM „auf internationaler Ver-
gleichsbasis“ ohne Zweifel einen beträchtlichen Innovationsschub. Auch
hatte die DDR sich mit ihren finanziellen Vorstellungen durchgesetzt und
den Preis auf 25 Millionen Dollar festsetzen können. Toshiba verpflichtete
sich, die erforderlichen technischen Dokumentationen zu übergeben und
ingenieurtechnische Leistungen in den Labors und Fertigungsstätten bei sich
und in Erfurt-Südost zu erbringen. Das Drei-Stufen-Programm sah in der
ersten Stufe, beginnend im Juli 1986 und endend im Dezember 1987, die
Schaffung der benötigten Infrastruktur für die Chipfertigung vor. Die zweite
Stufe beinhaltete die Realisierung der Versuchs- und Massenproduktion des
64-kDRAM, die im Dezember 1988 abgeschlossen sein sollte. In der dritten
und letzten Phase sollte die Versuchs- und Massenproduktion des 256- kDRAM-
Speicherschaltkreises bis zur Inbetriebnahme von ESO III am 30. Septem-
ber 1989 gesichert werden. Erste Chips aus eigener Produktion sollten aller-
dings bereits zum 7. Oktober 1987, dem Staatsfeiertag, vorgestellt werden.
Diese politische Zielstellung hatte die Regierungsdelegation bei ihrem Be-
such in Tokio der japanischen Seite abgerungen, obwohl damit eine nicht
unerhebliche Erhöhung der Aufwendungen aller Beteiligten verbunden
war.304
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4.4.5 Implemementierung

4.4.5.1 Politisch motivierte Terminstellungen

Wenige Tage nach dem Abschluss des Gentlemen Agreement wurde mit
einem „Realisierungsvorschlag für das Projekt 256-kDRAM“ die Grundlage
für eine rasche Umsetzung gelegt.305 Dieser Vorschlag stammte vermutlich
von Ronneberger, der maßgeblich an den Verhandlungen mit Toshiba mitge-
wirkt hatte. Die Leitung des Gesamtvorhabens behielt sich Staatssekretär Karl
Nendel vor. Zum Leiter des Projektteiles „Realisierung des 256-kDRAM“
wurde der Generaldirektor des KME, Heinz Wedler, berufen. Gerhardt
Ronneberger wurde als Verantwortlicher für den Projektteil „Importe“ ein-
gesetzt. Leiter „Versuch und Fertigung“ des 256-kDRAM wurde Rolf Hillig,
der als anerkannter Fachmann und Vertrauter von Ronneberger ebenfalls an
den Verhandlungen im Vorfeld des Gentlemen Agreements beteiligt war. Als
Inoffizieller Mitarbeiter mit Feindberührung arbeitete Hillig seit vielen
Jahren besonders eng mit dem MfS zusammen.306

Eine straffe Terminplanung sollte die reibungslose Zusammenarbeit von
Toshiba mit den neuen Fertigungsstätten des Stammbetriebes in Erfurt-
Südost gewährleisten. Dafür wurden Hillig drei Stellvertreter zur Seite
gestellt, neben dem Stellvertreter für das 256-kDRAM-Projekt je einer für
den Aufbau der Fertigungsstätte sowie die Vorbereitung und Durchführung
der Produktion. Der erste dieser drei Stellvertreter war Mitarbeiter des Kon-
kurrenten, des Kombinates Carl Zeiss Jena, und musste zur Wahrnehmung
dieser Funktion in das Kombinat Mikroelektronik delegiert werden.307 Alle
drei Stellvertreter waren langjährig erprobte NSW-Reisekader und standen
dem Ansinnen des MfS zur Kooperation zumindest nicht generell ablehnend
gegenüber.

Hillig sah in der Vereinbarung eine echte Chance, den Rückstand der
DDR von acht bis zehn Jahren auf etwa drei zu verringern. Dazu hätte es sei-
ner Meinung nach aber einiger entschlossener Entscheidungen bedurft, wie
der Beendigung der Parallelentwicklung der Technologie für den 1-Megabit-
Chip in Dresden und Erfurt, sowie eines energischeren Aufbaus der Fabrik
ESO III, wofür „angeblich die Mittel fehlen“.308

Auf einer Beratung bei Günter Mittag zur Entwicklung des 1-Megabit-
Chips in der DDR einigten sich die Generaldirektoren Biermann und Wedler
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im Beisein von Karl Nendel, den 64-kDRAM nicht mehr im Dresdner For-
schungszentrum zu produzieren. Wedler erklärte sich bereit, die Produktion
zu übernehmen und unter Nutzung der Toshiba-Technologie schrittweise die
Ausbeute zu erhöhen. Das wäre zugleich eine Vorbereitung auf die Ferti-
gung des 1-Megabit-Chips gewesen. Für das Kombinat Carl Zeiss bekräftigte
Biermann nochmals, die parallele Technologieentwicklung in Zusammen-
arbeit mit der Sowjetunion fortsetzen zu wollen. Als Gründe nannte er
erstens eine höhere Sicherheit, das Ziel auch wirklich zu erreichen, und
zweitens die Notwendigkeit eigener technologischer Forschungen.309 Die
Banalität des ersten Arguments überrascht. Es ist unklar, ob Biermann mit
der „höheren Sicherheit“ auf die Unwägbarkeiten des Technologietransfers
unter Embargobedingungen hinweisen, oder ob er einfach nicht darauf ver-
zichten wollte, dem Politbüro zu demonstrieren, dass sein Kombinat, im
Gegensatz zum Konkurrenten Erfurt, den prestigeträchtigen 1-Megabit-
Chip „aus eigener Kraft“ verwirklichen kann.

Das Erfurter Kombinat und Toshiba begannen, die Abmachungen des
Gentlemen Agreement zügig umzusetzen. Aufenthalte japanischer Experten
in Erfurt und Konsultationen von Kombinatsmitarbeitern in den Toshiba-
Labors brachten ermutigende Ergebnisse. Die politischen Vorgaben der
SED setzten allerdings die Schwerpunkte für einzelne Etappen des Techno-
logietransfers. So fand Ende Januar/Anfang Februar 1987 in Tokio eine Aus-
wertung von Versuchen statt, die in der DDR durchgeführt worden waren.
Diese Versuche dienten dem Ziel, am 7. Oktober erste Muster aus Erfurt auf
den Tisch der Parteiführung legen zu können. Die heiklen Fragen einer
zukünftigen Massenproduktion wurden dabei bewusst ausgeklammert.310

Im Juni 1987 deutete Ronneberger seinem Führungsoffizier gegenüber
an, dass er erste Anzeichen einer möglichen Gefährdung des Projektes aus-
gemacht habe. Wegen illegalen Technologietransfers in die UdSSR sehe sich
Toshiba gegenwärtig in Japan einer Medienkampagne ausgesetzt.311 In einer
betriebsinternen „Leiterinformation“ über seine Verhandlungen in Tokio am
15. und 16. Juli berichtete er von einer „Eskalation der Toshiba-Affäre“, die
nicht nur zu „heftigen innenpolitischen Auseinandersetzungen im Parlament
und zwischen einzelnen Regierungsmitgliedern“ geführt, sondern auch die
Beziehungen zwischen den USA und Japan belastet habe. Toshiba stehe
allerdings zur „Einhaltung aller übernommenen Verpflichtungen“, versuchte
Ronneberger zu bagatellisieren, obwohl er im gleichen Atemzug berichten
musste, dass es die Firmenvertreter in dieser Situation ablehnten, vereinba-
rungsgemäß den Satz von Schablonen für die Herstellung des Chips zu über-
geben.312 Das MfS suchte sofort nach einem Ausweg. Mit der Zahlung von
einer Million Dollar sollte Hillig versuchen, den Chef-Techniker von Toshiba
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zu bestechen, eine illegale Kopie der fraglichen Schablonen herzustellen und
ihm in Japan zu übergeben.313 Dazu musste es aber nicht kommen, denn
Toshiba stellte dann doch noch die Schablonen für den 256-kDRAM zur
Verfügung. Damit keine Rückschlüsse auf den Ursprung des Schaltkreises
gezogen werden konnten, modifizierte der illegale Lizenzgeber allerdings
seinen bewährten Originalentwurf.314

Eine solche Modifizierung des Schaltkreisentwurfs nahm Toshiba auch
beim 64-kDRAM vor, der zweiten Stufe des Gentlemen Agreement. Das
führte in Erfurt zu erheblichen Problemen bei der Produktion nach der
Toshiba-Technologie. Die Ausschussquote lag 1987 so hoch, dass erhebliche
Gefährdungen für den Volkswirtschaftsplan 1988 bestanden, rechneten
doch viele Betriebe fest mit dem Einsatz dieses Schaltkreises in ihren End-
erzeugnissen.315

Das Kombinat Mikroelektronik versuchte immer wieder, wie schon in der
Vorgeschichte des Toshiba-Geschäftes beschrieben, auf eigene Faust delikate
Embargogeschäfte anzubahnen. Die Außenhandelsbetriebe suchten das zu
unterbinden, um ihre Monopolstellung nicht zu gefährden. Ronneberger
suggerierte seinem Führungsoffizier, dass „die detaillierte Einbeziehung von
Mitarbeitern des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik in die Ver-
handlungsführung und Realisierung von NSW-Importobjekten und beson-
ders von Embargoobjekten nicht zweckmäßig ist und zur Gefährdung von
Personen und Objekten beitragen kann“. Er halte es für notwendig, das dem
Staatssekretär Nendel „verständlich zu machen“.316

4.4.5.2 Abbruch der Beziehungen durch Toshiba

Ronneberger war es auch, der an das MfS Hintergrundinformationen zu den
Schwierigkeiten lieferte, in die Toshiba zunehmend geriet. So hatte der ame-
rikanische Botschafter in Tokio bei den japanischen Behörden vorgespro-
chen und eine Untersuchung der Geschäftsvorgänge zwischen Toshiba und
dem Außenhandelsbetrieb Elektronik der DDR erzwungen.317 Auch aus
Geschäften mit anderen sozialistischen Ländern zog sich Toshiba zurück,
wie Ronneberger am 11. September 1987 seinem Führungsoffizier mitteil-
te.318 Am 27. Oktober stellte die Abteilung XVIII der BV Erfurt fest, die
Verbindung „zum Partner“ sei nunmehr „endgültig abgebrochen“. Die Fol-
gen waren fatal, denn alle bislang abgegebenen optimistischen Prognosen
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313 Ebd., Bl. 25–27.
314 Ronneberger, Deckname „Saale“, S. 179.
315 Im Gegensatz zu dieser Einschätzung der Abteilung XVIII der BV Erfurt des MfS

(vgl. BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII, Bd. 7, Bl. 7) schreibt Ronneberger: „Die Ausbeute
der Produktion unseres 64-kDRAM stieg rasch an, auf die ersten ökonomischen
Ergebnisse konnten wir stolz sein“ (vgl. Ronneberger, Deckname „Saale“, S. 179).

316 BStU, MfS-AIM 10823/91 Teil II, Bd. 3, Bl. 92–94.
317 Ebd., Bl. 47–48.
318 Ebd., Bl. 35–36.
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zur Ausbeuteentwicklung des 64-kDRAM besaßen nach Auffassung mehre-
rer Inoffizieller Mitarbeiter keine technologische Basis, sie seien „illusorisch
und unreal“. Unter „knallharten Produktionsbedingungen und dem Einsatz
der laut Dokumentation vorgeschriebenen Messprogramme wäre die Aus-
beute nahezu Null“319, stellten sie unmissverständlich klar.

Die Abteilung XVIII der MfS-Bezirksverwaltung Erfurt sah in dieser
Situation allein in der Spionage einen Ausweg. Sie verlangte die „Prüfung
vorhandener Möglichkeiten zur Beschaffung von 64 k/256 k Datensätzen
aus der japanischen Produktion der Fa. Toshiba im Rahmen der wissen-
schaftlich-technischen Aufklärung“.320

In dieser diffusen Stimmungslage geriet der Generaldirektor unter enor-
men Druck. Hillig urteilte gegenüber seinem Führungsoffizier, dass Wedler
„die Lage nicht mehr beherrscht und damit der technologische Prozess zur
Produktion des 64-kDRAM nicht den Erfordernissen entsprechend geführt“
würde.321 Oberst Wenzel, Leiter der Abteilung XVIII/8 in Berlin, berichtete
in diesem Zusammenhang seinem Chef, Generalmajor Kleine, dass Hillig
damit nichts Neues sage. Diese Erkenntnisse seien Teil der kontinuierlichen
Berichterstattung an den Minister für Elektrotechnik und Elektronik bzw.
Staatssekretär Nendel. Darüber hinaus stünden sie unter Kontrolle des
Parteistabes Mikroelektronik/Rechentechnik.322 Handlungsalternativen gab
es aber offensichtlich nicht.

Am 15. Januar 1988 fand im Hotel Bristol in Wien ein Treffen zweier
hochrangiger Manager des Toshiba-Konzerns mit Helmut Schindler statt,
dem Generaldirektor des Außenhandelsbetriebes Transinter. Die Firmen-
vertreter verlangten, „alle Spuren, die auch nur den geringsten Verdacht aus-
lösen könnten zu beseitigen“.323 In einem Brief an Nendel und Schalck
erklärte Ronneberger am 18. Januar, dass es verschiedene Optionen gebe,
„mögliche Hinweise zum Ursprung Toshiba“ zu beseitigen.324

Im Beisein zweier Toshiba-Mitarbeiter wurden daraufhin am 9. Februar
nicht die Originale, sondern hastig angefertigte Kopien der Unterlagen zur
Herstellungstechnologie für den 64- und 256-kDRAM und der Schablonen-
sätze für den 64-kDRAM vernichtet, wie Ronneberger in einer Information
über diese Aktion an die Staatssekretäre Schalck und Nendel berichtete.325

Im Gegenzug verpflichteten sich Toshiba/Mitsui zur sofortigen Rückzah-
lung der bisher erhaltenen 7,8 Millionen Dollar.

Die Auswirkungen dieses missglückten Technologietransfers waren erheb-
lich. Auf sich allein gestellt gelang es der DDR nicht, eine stabile Serien-
produktion des 256-kDRAM zu realisieren. Im Dresdner Forschungszen-
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319 BStU, MfS-AIM 10794/91 Teil I, Bd. 4, Bl. 181–187.
320 BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII, Nr. 7, Bl. 1–7.
321 BStU, MfS-AIM 10794/91 Teil II, Bd. 16, Bl. 128.
322 Ebd., Bl. 128.
323 BStU, MfS-AIM 10823/91 Teil II, Bd. 3, Bl. 89–91.
324 Ebd., Bl. 87–88.
325 Ebd., Bl. 97–98.



trum, und nur dort war die Produktion überhaupt möglich, wurden im Jahre
1988 nur 505 Stück produziert, obwohl der Partei- und Staatsführung vom
Generaldirektor des Kombinates Carl Zeiss Jena 50 000 versprochen wor-
den waren.326

4.4.6 Fazit

In den illegalen Technologietransfer zwischen der DDR und dem japani-
schen Konzern Toshiba, den der Offizier im besonderen Einsatz Alexander
Schalck anordnete, griff die Staatspartei offiziell nicht ein. Diese „effekti-
vitätsfördernde Maßnahme“ wurde von der staatlichen Administration unter
massiver konspirativer Mitwirkung des MfS in die Wege geleitet und abge-
wickelt. Konflikte zwischen den drei Säulen der Trias traten nicht auf, son-
dern nur innerhalb der staatlichen Administration. Dabei handelte es sich
ausschließlich um Kompetenzstreitigkeiten zwischen Kombinat und Minis-
terium einerseits, sowie dem zuständigen Außenhandelsbetrieb andererseits. 

4.5 Das Kombinat Carl Zeiss Jena auf dem Weg zum
Generallieferanten kompletter Bauelementefabriken

Nach dem in Kapitel 4.3 beschriebenen Ausstieg aus der militärischen High-
Tech-Forschung verstärkte das Kombinat Carl Zeiss Jena seine Bemühun-
gen, sich zum Generallieferanten für komplette Halbleiterfabriken zu profi-
lieren. Da Zeiss mit seinen Erzeugnissen nicht das gesamte Spektrum von
Technologischen Spezialausrüstungen abdecken konnte und die Sowjet-
union als Kooperationspartner nicht in Frage kam, war eine Zusammen-
arbeit mit westlichen Firmen unumgänglich. Diese war jedoch mit dem
Risiko verbunden, Beschaffungslinien für Embargo-Technik offen zu legen
und damit zu gefährden.

4.5.1 Vorgeschichte

Das Kombinat Carl Zeiss Jena war innerhalb des RGW der Alleinhersteller
einer Reihe von technologischen Spezialausrüstungen für die Mikroelek-
tronik. Basierend auf den langjährigen Traditionen im optischen Präzisionsge-
rätebau entwickelte und produzierte das Kombinat u. a. Belichtungseinrich-
tungen für die optische Lithographie (Automatischer Überdeckungsrepeater
AÜR), Elektronenstrahlanlagen (ZBA) sowie Mess- und Kontrollgeräte.
Hauptabnehmer dieser Geräte war die UdSSR. Die zweiseitigen Regierungs-
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326 BStU, Ast. Gera, ZMA 001215, Bl. 8–13.



abkommen enthielten neben den konkreten gegenseitigen Lieferverpflich-
tungen in der Regel auch einen Passus, der den Export von Geräten für litho-
graphische Prozesse in Länder, die nicht zum RGW gehörten, von der
Zustimmung der Sowjetunion abhängig machte.327

Das Politbüro hatte in seinem Beschluss vom 24. Mai 1983 dem Kom-
binat Carl Zeiss die Auflage erteilt, seinen Export in das „nichtsozialistische
Wirtschaftsgebiet“ bis 1990 auf das Dreifache zu erhöhen. Diesen Partei-
auftrag im Hinterkopf, versuchten die Außenhändler des Unternehmens, in
aller Welt große Aufträge zu akquirieren. Im Dezember 1984 schlossen sie
mit dem brasilianischen Rat für wissenschaftlich-technische Entwicklung
einen Vertrag über die Lieferung von Technologischen Spezialausrüstungen
und kompletten Technologien für die Mikroelektronik im Umfang von
27 Millionen Valutamark ab. Der stellvertretende Generaldirektor für Außen-
handel, Ernst Reimer, hatte Bedenken, die Ausrüstungen mit den unzuverläs-
sigen sowjetischen Rechnern auszustatten. Der Vertrag sah deshalb vor, dass
der brasilianische Partner für die Beschaffung verlässlicher Rechentechnik
selbst verantwortlich war. Als Inoffizieller Mitarbeiter „Lippert“ informierte
Reimer die Hauptabteilung XVIII des MfS umgehend über alle Einzelheiten
der Vereinbarung, die auch eine bis zum 1. März 1985 geltende Rücktritts-
klausel enthielt.328 „Lippert“ wies in seinem Bericht auch auf die Gefahren
des geplanten Geschäfts hin. Diese sah er vor allem im Ersatz von sowjeti-
scher durch amerikanische Rechentechnik. Der in Frage kommende Liefe-
rant, voraussichtlich die amerikanische Firma DEC, würde bei der Anbin-
dung seiner Rechner an Zeiss-Geräte letztere genau studieren können und
dabei zwangsläufig auf Software stoßen, die unter Umgehung des Embargos
beschafft worden war. Aber auch Ärger mit der Sowjetunion wäre vorpro-
grammiert. Die UdSSR würde die Lieferung einer Elektronenstrahlbelich-
tungsanlage vom Typ ZBA 20 als Verrat ansehen, zumal zum Jahresende
1984 in der Sowjetunion noch immer etwa 60 Anlagen dieses Typs auf ihre
Aufstellung durch Zeiss-Monteure warteten.329

Vergeblich bemühte sich der Generaldirektor, das zuständige Ministerium
zu überzeugen, dass der Vertrag im Interesse der Volkswirtschaft liege und
mit Ausnahme der Elektronenstrahlanlage nicht gegen das Exportverbot der
UdSSR verstoße. Der Minister für Elektrotechnik und Elektronik untersagte
in einem Brief an Generaldirektor Biermann den Abschluss nicht nur dieses
Vertrages, sondern verbot generell derartige Geschäfte mit Firmen aus dem
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327 BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4, Bl. 25–26.
328 Ebd., Bl. 5–13.
329 Nach der Einschätzung von Reimer war der „Kaderstamm“ zur Realisierung der

Lieferungen in die Sowjetunion und die anderen RGW-Länder viel zu klein. Für das
„Brasilien-Geschäft“ müsste eine etwa 30 bis 50 Personen umfassende „NSW-Reise-
kadermannschaft“ zur Verfügung stehen, statt der gegenwärtigen drei bis fünf „rei-
sefähigen und fachlich geeigneten Kader“. (BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4,
Bl. 8).



Westen.330 Die „zuständigen Organe“ begrüßten diese Entscheidung als
eine angemessene Reaktion auf die Embargopolitik der USA. Der seltene
Ausnahmefall, dass mit der ZBA 20 Hochtechnologie aus der DDR auf dem
Weltmarkt gefragt war, gab den Ideologen unter den Wirtschaftsfunktio-
nären endlich einmal Gelegenheit, den Spieß umzudrehen. Darüber hinaus
fühlten sie sich an Absprachen der Mitgliedsländer des Generalabkommens
Mikroelektronik des RGW vom 4. Juli 1981 gebunden, zur Stärkung der
eigenen mikroelektronischen Basis keine Exporte von Großgeräten für die
Lithographie in Drittländer zu genehmigen.331 Biermann beugte sich schein-
bar dieser Weisung, versuchte jedoch, das „Brasiliengeschäft“ in modifizier-
ter Form über die Schweizer Firma Griffin Trading abwickeln zu lassen,
worüber „Lippert“ seinen Führungsoffizier ebenfalls sofort unterrichtete.332

4.5.2 Ausgangszustand

Das Kombinat Carl Zeiss Jena agierte weltweit als Generallieferant von
Planetarien und Observatorien. 1988 unternahm Biermann einen zweiten
Anlauf, sein Kombinat auch zum Generallieferanten für komplette Halblei-
terfabriken zu profilieren. Die sich verschlechternden wirtschaftlichen und
politischen Rahmenbedingungen ab Mitte der achtziger Jahre einerseits, als
der rapide Niedergang der DDR-Wirtschaft und die drohende Zahlungsun-
fähigkeit vom Politbüro nicht länger verdrängt werden konnten und Devisen
um jeden Preis erwirtschaftet werden mussten, sowie die mit dem Abbruch
der Entwicklung des optoelektronischen Zielsuchkopfes für Raketen frei wer-
denden Kapazitäten für zivile Aufgaben andererseits ermutigten ihn zu die-
sem Schritt. Obwohl die Technologie der Mikroelektronik bei Zeiss nicht
den modernsten Stand verkörperte, gab es Interessenten unter den Ländern,
deren technologischer Rückstand noch viel größer war. Unter den genann-
ten Randbedingungen genügte es allerdings nicht, Geschäfte mit den „sozia-
listischen Bruderländern“ zu tätigen. Es galt, Wege zu finden, die mit illegal
erworbenem westlichen Know-how entwickelten Geräte und Technologien
devisenträchtig zu verkaufen. Die Voraussetzungen dafür waren durchaus
gegeben. Zeiss verfügte für seine traditionellen Produkte der Präzisionsoptik
in mehr als 40 Ländern über eigene Handelsgesellschaften bzw. Firmen-
büros, so auch in China, das im Zuge der Liberalisierung seiner Wirtschaft
in den achtziger Jahren großes Interesse an der Entwicklung der Mikro-
elektronik zeigte.
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330 BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4, Bl. 35–39.
331 Zeiss Archiv, Jena – VA 02226.
332 BStU, MfS-A 11009/91, Teil II, Bd. 4, Bl. 65–67.



4.5.3 Entscheidungsfindung

Im September 1988 führte eine Zeiss-Delegation in Peking Gespräche mit
dem Außenhandelsunternehmen „Electronics“ und besichtigte mehrere Mi-
kroelektronik-Zentren, deren Niveau etwa dem Stand der DDR in der Mitte
der siebziger Jahre entsprach. In Vorverhandlungen zur Lieferung von
Ausrüstungen der Mikroelektronik zeigten die chinesischen Partner ein gro-
ßes Interesse an der Errichtung einer gemeinsamen Fertigungsstätte für das
Technologieniveau 4, das durch den 256-kDRAM repräsentiert wurde.333

Auch aus anderen Ländern gab es derartige Anfragen.
In der sich zuspitzenden existentiellen Krise der DDR konnte sich das
Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik nicht länger dem Wunsch des
Kombinates Carl Zeiss Jena widersetzen, in den kleinen Kreis weltweit agie-
render Anbieter kompletter Chipfabriken einzudringen. Anlässlich der Leip-
ziger Frühjahrsmesse 1988 erteilte der Minister die Erlaubnis, die bereits in
aller Stille vorbereiteten Projekte aktiv voranzutreiben.334

4.5.4 Inhalt der Entscheidung

In der folgenden Tabelle sind diese Vorhaben zusammengestellt, die zum Teil
gemeinsam mit Unternehmen aus Drittländern realisiert werden sollten.335

Tabelle 7: Übersicht über die geplanten Exporte kompletter Chipfabriken

Interessent Vertragsgegenstand weitere Partner Finanzvolumen

VR Polen Chipfabrik VOEST-Alpine 100 Mio. Rubel
(256-kDRAM) +250 Mio. DM

Universität Sao Mikroelektronik- 40 Mio.
Paulo, Brasilien Technikum US-Dollar
Kaluga, UdSSR Halbleiterfabrik 33,5 Mio. 

US-Dollar
Piestany, ČSSR Chipfabrik 100–150 Mio. M

(256-kDRAM)
VR China Halbleiterfabrik unklar

Darüber hinaus lagen weitere Anfragen aus Polen, Indien, Iran und Skandi-
navien vor. Das Finanzvolumen dieser Vorhaben war beachtlich. Auf der
Führungsebene des Ministeriums wurden allerdings nicht allein die ökono-
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333 BStU, Ast. Gera, Anlage zur OPK „Doktor“, Reg.-Nr.: BV Gera X 1062/88,
Bl. 301–303.

334 BStU, Ast. Gera, ZMA 003035, Bl. 30–31.
335 Ebd., Bl. 82–84.



mischen Gesichtspunkte solcher Vorhaben gesehen, sondern immer auch
die politische und militärische Dimension. So kommentierte Staatssekretär
Nendel die Anfrage aus dem Iran mit den Worten, dass „es schon sehr inter-
essant wäre“, auf diese Weise „in einen iranischen militärischen Sektor hin-
eindringen zu können“, was im Falle des Irak bedauerlicherweise „wohl
nicht gelungen wäre“.336

Am 23. September 1988 setzte Biermann die Konzeption zur Profilie-
rung des Kombinates zum Generallieferanten für Bauelementefabriken in
Kraft. Sie fand im Kombinat nicht überall ein positives Echo. Vor allem die
Experten des Dresdner Forschungszentrums bewerteten sie als „nicht durch-
führbar“.337 Die Durchdringung der DDR-Technologie mit Ausrüstungen,
die unter Umgehung der Embargobestimmungen beschafft worden waren,
rief allergrößtes Unbehagen hervor. Dr. Horst Schlensog wirkte als Ökono-
mischer Leiter maßgeblich und engagiert an den Vorbereitungen zum Ex-
port kompletter Bauelementefabriken mit, obwohl er es für ausgeschlossen
hielt, dass Zeiss in der Lage sein könnte, Chip-Fabriken zu liefern, die eine
den internationalen Standards entsprechende Produktivität aufweisen. Als
IM „Günther“ äußerte er das zumindest gegenüber seinem Führungsoffi-
zier.338 Der IM „Meißner“ hingegen kleidete seine Skepsis in feine Ironie.
„Sicherlich müssen sehr triftige Gründe zusammenfallen, wenn sich jemand
eine Fabrik bauen lässt, die zum Produktionszeitpunkt etwa acht bis zehn
Jahre veraltet ist.“339

4.5.5 Implementierung

4.5.5.1 Das Brasilien-Geschäft

Auf der Leipziger Frühjahrsmesse 1988 nahm Prof. Glaser, der stellvertre-
tende Direktor des Instituts für Mikroelektronik an der Universität Sao
Paulo, Kontakt zum Kombinat Carl Zeiss Jena auf und bekundete sein Inte-
resse am Aufbau eines Technikums an seiner alma mater durch das Jenaer
Unternehmen. Diese Überlegungen wurden auf der Sitzung des Wirtschafts-
ausschusses DDR – Brasilien im Juni und bei Beratungen in den Sommer-
monaten in Jena weiter verfolgt.340 Mitte Oktober 1988 veranstaltete Carl
Zeiss an der Universität von Sao Paulo ein Symposium über Elektronik-
maschinen aus dem Fertigungsprogramm des Kombinates und über die
Technologie zur Herstellung des 256-kDRAM-Speicherschaltkreises. In
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336 Bericht des IM „Helmut Brauer“ vom 12. Juni 1989 über die 1. Tagung einer Exper-
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339 Ebd., Bl. 33.
340 BStU, Ast. Gera, Anlage zur OPK „Doktor“, Reg.-Nr.: BV Gera X 1062/88,

Bl. 313–314.



mehreren Fachvorträgen gelang es, die „große Skepsis“ der brasilianischen
Spezialisten zu überwinden und diese vom „hohen Stand und der Solidität“
von Zeiss zu überzeugen, so dass anschließend über den Aufbau eines
Mikroelektronik-Technikums an der Universität Sao Paulo gesprochen wer-
den konnte. Eine erste Schätzung des Gesamtumfanges ergab einen Preis in
Höhe von etwa 40 Millionen Dollar.341

Auf dieser Grundlage entschloss sich Zeiss am 2. November, beim Minis-
terium für Außenhandel und beim Ministerium für Elektrotechnik und Elek-
tronik die Genehmigung einzuholen, Brasilien das Angebot zur Lieferung
einer Technologie und der erforderlichen Ausrüstungen unterbreiten zu dür-
fen.342 Weitere Anträge für die Vorhaben in Polen, der UdSSR und China
wurden den Ministerien bei dieser Gelegenheit angekündigt.

Am 13. November lag der Kombinatsleitung das von den Fachabteilungen
eiligst angefertigte ausführliche Angebot als „Projektstudie Mikroelektronik-
Technikum“ zur Unterzeichnung vor.343 Es enthielt detaillierte Aussagen zu
den wesentlichen Teilen des Gesamtvorhabens:

1. Ausrüstungen für jeden technologischen Hauptschritt – mit Angabe des
Gerätes, des Lieferanten, von Konkurrenzgeräten und Preisen;

2. Technologie – auf den speziellen Zweck des Kunden zugeschnitten;
3. Ausbildung und Service – Ablauf und Inhalt, jeweils mit Preisen unter-

setzt;
4. Projektstudie – verbindliches Angebot in international üblicher Form.344

Der IM „Günther“ meldete seinem Führungsoffizier sofort den Namen des
Mitarbeiters, der das Angebot nach Brasilien bringen sollte und informierte
ihn über die inhaltlichen Details. Zum Angebot gehörte als Anlage 1 eine
Liste, in der alle zur Technologie gehörenden Maschinen mit ihren Einzel-
preisen aufgeführt waren. Darunter waren auch Geräte, die von der Univer-
sität Sao Paulo aus den USA, Frankreich oder anderen Ländern des „nichtso-
zialistischen Wirtschaftsgebietes“ bezogen werden mussten. Daraus erwuchs
nach Auffassung von „Günther“ ein beträchtliches ökonomisches Risiko. Da
die in Dresden entwickelte Technologie sehr empfindlich auf den Austausch
von Einzelgeräten reagierte, hielt er die in den Vorgesprächen abgegebenen
Garantiezusagen für äußerst bedenklich.345 Mit seiner Meldung löste er hek-
tische Aktivitäten im Apparat der Staatssicherheit aus, stellte doch die An-
lage 1 ein Dokument dar, in dem die Verletzung der Embargobestimmungen
außerhalb der DDR aktenkundig gemacht würde.346
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343 BStU, Ast. Gera, ZMA 003029, Bl. 50–55.
344 BStU, Ast. Gera, ZMA 003035, Bl. 152–153.
345 Ebd., Bl. 333–334.
346 Der IM „Günter“ erhielt für seine „Verhinderung des Verrates wichtiger Informatio-

nen im Rahmen eines geplanten Geschäftes mit Brasilien“ vom MfS eine Prämie in
Höhe von 1000,– Mark.



Die Anlage 1, die in den folgenden Wochen als „Brasilien-Liste“ im Kom-
binat und im Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik, aber auch im
Apparat der Staatssicherheit für viel Aufregung sorgen sollte, war in
Dresden in der Verantwortung des stellvertretenden Fachdirektors Dr. Karl-
Heinz Deutsch erarbeitet worden, der unter dem Decknamen „Karle“ für
das MfS arbeitete. „Karle“ war sich der Brisanz des Auftrages sehr wohl
bewusst und wandte sich ratsuchend an seinen Führungsoffizier. Bei einem
Treff am 15. November erläuterte er in allen Einzelheiten, wie er zu dieser
Aufgabe gekommen war und wie er sie gelöst hatte. Er habe, sagte „Karle“,
bei der Übernahme der Aufgabe darauf hingewiesen, dass in der Auflistung
der erforderlichen technologischen Spezialausrüstungen, der Lieferanten
und alternativer Geräte die Gefahr bestehe, Lieferlinien von Embargotech-
nik zu offenbaren. Seine Bedenken seien aber mit dem Hinweis darauf zer-
streut worden, dass Generaldirektor Biermann das Verfahren bestätigt
habe.347

Noch am gleichen Tag wandte sich der Leiter der Abteilung XVIII der
Bezirksverwaltung Dresden an die Objektdienststelle Zeiss und bat um
„zwingende Einflussnahme auf die Verhinderung der Offenbarung von Lie-
ferlinien aus dem NSW durch Weitergabe der Anlagenspezifikation an den
brasilianischen Partner“.348 Biermann wurde umgehend informiert und ord-
nete Ermittlungen an, wie eine „Liste mit NSW-TSA“ überhaupt entstehen
konnte, die darüber hinaus noch ohne Genehmigung nach Brasilien mitge-
nommen werden sollte.349 Die Objektdienststelle Zeiss erhielt von der HA
XVIII die Weisung, bis Jahresende einen ausführlichen „Sachstandsbericht“
zum beabsichtigten Export anzufertigen.350

Im Auftrag von Biermann arbeitete der Fachdirektor Ökonomie des Kom-
binates zum 30. November für die Arbeitsgruppe „Profilierung“ des Gene-
raldirektors eine „Vorlage zum Export kompletter BE-Fabriken“ aus, die mit
der Empfehlung endete, sich auf den Export einzelner technologischer Spe-
zialausrüstungen zu konzentrieren, da „die Voraussetzungen für einen effek-
tiven Export kompletter BE-Fabriken durch das KCZ gegenwärtig nicht gege-
ben sind“. An dieser Vorlage hatte auch der IM „Günther“ maßgeblich
mitgearbeitet.351

Am 14. Dezember fand bei Staatssekretär Nendel eine Beratung statt, in
der „das Vorkommnis ausführlich behandelt“ wurde. Karl-Heinz Deutsch,
der das corpus delicti auf Anweisung seiner Vorgesetzten als stellvertreten-
der Fachdirektor ausgearbeitet und als IM „Karle“ das MfS auf die mit
einem solchen Papier verbundenen Risiken aufmerksam gemacht hatte,
wurde zum Verantwortlichen für den „groben Verstoß gegen Staatsgeheim-
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347 BStU, Ast. Gera, ZMA 003035, Bl. 163–167.
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349 Ebd., Bl. 39–40.
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nisse der DDR“ erklärt, ab sofort aus dem Braslien-Vorhaben herausgelöst
und als Reisekader gestrichen.352 Als Teil einer neuen „Sicherheitskonzep-
tion zur Angebotserarbeitung bei Projekten der Hochtechnologie“, so wurde
in der Beratung festgelegt, sei künftig eine Abstimmung mit Gerhardt Ronne-
berger, dem Leiter des Handelsbereiches 4 erforderlich.353 Der Hochtech-
nologieverkauf selbst bedürfe darüber hinaus der Genehmigung durch zwei
Ministerien, das Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik sowie das
Ministerium für Außenhandel. Mit dem Beschluss, umgehend die Brasilien-
Liste zu vernichten, endete die Veranstaltung.354

4.5.5.2 Die Verfügung Nr. 2/89 des Ministers für Elektrotechnik und
Elektronik

Noch immer hatte der zuständige Minister für Elektrotechnik und Elektro-
nik keine Entscheidung getroffen. Die Teilnehmer einer MfS-internen
Abstimmungsrunde zu Anlagenexportvorhaben des Kombinates Carl Zeiss
Jena, an der neben der HA XVIII noch die Abteilung XVIII der Bezirksver-
waltung Dresden und die Objektdienststelle Zeiss beteiligt waren, betrach-
teten es aber als sicher, dass Minister Meier am 28. Dezember entschieden
habe, den Anlagenverkauf nicht zu genehmigen.355

Die Objektdienststelle Zeiss wurde durch ihre Inoffiziellen Mitarbeiter
bestens über das Für und Wider eines Anlagenexports informiert. Ihr Leiter,
Oberstleutnant Teller, wies in seiner kompetenten „Darstellung sicherheits-
politischer Probleme beim Export kompletter Bauelementefabriken“ vom
6. Januar 1989356 darauf hin, dass der ökonomische Effekt des möglichen
Verkaufs einer kompletten Chipfabrik nur sehr gering sei. Erstens könne es
keine technologische Linie zur Schaltkreisherstellung geben, die ausschließ-
lich Geräte aus DDR- und UdSSR-Produktion enthalte. Zweitens seien
Geräte aus Jena teurer als vergleichbare Produkte westlicher Hersteller.
Drittens schließlich wiesen die Zeiss-Geräte gegenüber westlichen einen
„differenziert ausgeprägten technischen Rückstand“ auf. Als Ursache der
unrealistischen Erwartungshaltung eines Teiles der leitenden Kader sah Tel-
ler nicht nur eine „fast völlige Unkenntnis technisch-technologischer Proble-
me“, sondern insbesondere der „Probleme von Embargoimporten“. Um die
Offenbarung von Lieferanten und Lieferlinien für technologische Spezial-
ausrüstungen zu verhindern, übten wichtige Lieferanten, wie z. B. Leybold/
Hanau und Intrac, Druck auf Zeiss aus, diese Pläne nicht weiter zu verfol-
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352 Selbst der Leiter der Bezirksverwaltung Dresden des MfS, Generalmajor Böhm, kri-
tisierte später in einer an den 1. Sekretär der Bezirksleitung Dresden der SED, Hans
Modrow, gerichteten Information „über die Situation im Forschungszentrum“ die
Maßregelung von Dr. Deutsch. (BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 10226, Bl. 9).

353 Zum Handelsbereich 4: vgl. Kapitel 4.4.
354 BStU, Ast. Gera, ZMA 003035, Bl. 154–155.
355 BStU, Ast. Gera, ZMA 003049, Bl. 20–24.
356 BStU, Ast. Gera, ZMA 001207, Bl. 115–122.



gen. Neben den genannten ökonomischen und sicherheitspolitischen Risiken
solcher Geschäfte für die DDR und ihre westlichen Helfer gab es nach Auf-
fassung von Teller einen weiteren gewichtigen Grund, vom Export komplet-
ter Fabriken abzusehen. Die potentiellen Kunden würden in den Verkaufs-
gesprächen natürlich auch Kenntnis darüber erhalten, welche Ausrüstungen
die DDR nicht selbst herstellen konnte. Einblicke in das Ausmaß der aktuel-
len technologischen Schwachstellen stellten seiner Meinung nach ein weite-
res Sicherheitsrisiko dar, weil sie dem „Gegner“ Möglichkeiten zu „zielge-
richteter Störtätigkeit“ eröffneten.

In getrennten „Arbeitsgesprächen“ mit Vertretern des Ministeriums für
Elektrotechnik/Elektronik und für Außenhandel informierte das Kombinat
Carl Zeiss am 12. und 13. Januar 1989 über den aktuellen Stand des Anla-
genexports und warb dafür, die Profilierung zum Generallieferanten zu un-
terstützen und möglichst kurzfristig eine Grundsatzentscheidung des Minis-
ters für Elektrotechnik und Elektronik herbeizuführen.357

Gleichzeitig wandte sich Biermann an die Siemens AG, um die Zusam-
menarbeit beim Bau einer Chip-Fabrik in China anzuregen. Diese lehnte je-
doch ab, da „Behinderungen bei der Realisierung zu erwarten sind, die
außerhalb unserer Einflusssphäre liegen“.358 Trotz dieser eindeutigen Absa-
ge zeigte sich Siemens interessiert, die „generellen Möglichkeiten einer breit
angelegten Zusammenarbeit“ auszuloten.359 Das entsprach auch der inzwi-
schen von den Regierungen der DDR und der Bundesrepublik befürworteten
Kooperation von Unternehmen des High-Tech-Bereiches. Das MfS interpre-
tierte die indifferente Haltung von Siemens allerdings auf seine Art als „ge-
zielte Aktivitäten zur Störung des Mikroelektronikprogrammes der DDR“.360

Mit großer Hartnäckigkeit suchte Zeiss auch in Zeiten schwebender
Genehmigungsverfahren seine Chance. Nach der Absage von Siemens ver-
suchte Biermann, in der Schweizer Firma Pierre Boll Technik einen Partner
zu finden.361 Auch der Antrag auf Geschäftseröffnung zum Verkauf der
Basistechnologie zur Herstellung von 256-kDRAM-Speicherschaltkreisen,
Einzelmaschinen und Consulting-Leistungen an die tschechische Firma Tesla
Roznov ordnete sich nahtlos in diese konsequente Strategie ein.362

Nach langem Schweigen reagierte endlich der Minister für Elektrotechnik
und Elektronik. Angesichts der Brisanz der von ihm erwarteten Entschei-
dung war es keine Überraschung, dass die Objektdienststelle Zeiss früher im
Bilde war als der Generaldirektor. Am 14. Februar erhielt Oberstleutnant
Teller den Entwurf einer Verfügung zur Kenntnis, die den „Export von Ver-
fahren, Technologien und Ausrüstungen der Hochtechnologie“ regelte. Da-
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rin wurde der Verkauf kompletter Bauelementefabriken in Länder des
„nichtsozialistischen Wirtschaftsgebietes“ nicht ausgeschlossen, aber von
einer Genehmigung des Ministers für Elektrotechnik und Elektronik abhän-
gig gemacht. Von der Genehmigungspflicht ausgenommen waren solche
Technologische Spezialausrüstungen einschließlich der zugehörigen Soft-
ware, die Eigenentwicklungen des Kombinates und nicht Kopien westlicher
Vorbilder darstellten.363 Als Verfügung Nr. 2/89 vom 8. Februar 1989
erreichte diese Verordnung fünf Wochen nach ihrem Eintreffen in der
Objektdienststelle Zeiss auch die Kombinatsleitung und entfaltete dort eine
stimulierende Wirkung.364

Ende März/Anfang April 1989 sollten in Jena Lizenzverhandlungen mit
Nordkorea stattfinden. In diese Verhandlungen gingen die Bevollmächtigten
des Kombinates mit der Vorgabe, nicht über eine neue Halbleiterfabrik zu
sprechen, sondern lediglich ein „Technologisches Projekt“ anzubieten.365

Der zur gleichen Zeit eingehenden Anfrage aus der UdSSR, im Mikroelek-
tronikzentrum Uljanowsk gemeinsam eine Fabrik für kundenspezifische
Schaltkreise zu errichten, stand Zeiss aufgeschlossen gegenüber. Der sowjet-
ische Partner erwartete von einem „Generalauftragnehmer Zeiss“ schlüssel-
fertige Fabriken, die „von der Schaltkreisprojektierung bis zum Ausstoß ver-
packter, versandfertiger Bauelemente“ alle Verfahrensschritte realisieren.
Für die Beschaffung von Ausrüstungen, die nicht in der DDR bzw. UdSSR
erhältlich waren, sollte der Generalauftragnehmer verantwortlich sein.366

Damit wälzte die sowjetische Seite die Probleme der Finanzierung und alle
Risiken der Beschaffung von Embargo-Technik auf die DDR ab.

4.5.5.3 Die Expertengruppe des GMS „Sekretär“

Der erste Akt des offiziellen Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage
der Verfügung Nr. 2/89 lief am 25. Mai. Eine Expertengruppe unter Leitung
von Staatssekretär Nendel beriet die Fülle der Anträge auf Genehmigung
von Projekten in Polen, in Kaluga (gemeinsam mit Finnland) und Ulja-
nowsk, beides in der UdSSR, in Nordkorea (gemeinsam mit Pierre Boll
Technik/Schweiz), in der ČSSR, in China, in Indien, in Brasilien und im
Iran. Unter den neun Teilnehmern der Beratung war Nendel bei weitem
nicht der einzige Inoffizielle Mitarbeiter, so dass auch diesmal die Staats-
sicherheit anschließend wieder umfassend informiert wurde. Als Ergebnis
der Beratung legte der Staatssekretär fest, dass die Lieferung einer schlüssel-
fertigen Halbleiterfabrik zunächst einmal in der UdSSR zu erproben sei.
Indien stufte er als „Zukunftsmarkt“ für die DDR ein. Mit dem Iran sollte
zurückhaltend umgegangen werden. Das Mikroelektronik-Technikum in
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Brasilien wurde von der Kommission abgelehnt, jedoch der Export von
Einzelausrüstungen genehmigt. Größte Aufregung verursachten in der Bera-
tung diejenigen Verkaufsangebote von Zeiss, zu denen Software gehörte, die
illegal beschafft und nicht so sorgfältig „neutralisiert“ worden war, dass ihr
Ursprung nicht mehr ermittelt werden könnte. Nendel forderte eine „tief-
gründige sicherheitspolitische Auswertung dieses leichtsinnigen Verrats“.367

Als amtierender Generaldirektor forderte Klaus-Dieter Gattnar, der IM
„Klaus Peter“,368 das MfS auf, tätig zu werden.369

Die Entscheidungen der Expertengruppe wurden von den Bearbeitern der
einzelnen Projekte als ausgesprochen destruktiv bewertet. „Es ist mit diesen
Entscheidungen nicht nur eine totale Verunsicherung“ für die Verhandlungs-
führung eingetreten, berichtete ein IM seinem Führungsoffizier. Vielmehr
sei auch „eine kontinuierliche und durchgängige Objektbearbeitung“ nicht
mehr möglich.370 Die Ökonomen bezifferten den jährlichen Umsatzverlust
auf etwa 60 bis 100 Millionen Valutamark.371

Die Kombinatsleitung versuchte, trotz der Restriktionen der Verfügung
Nr. 2/89 einen maximalen Export von Ausrüstungen zu erreichen. Der umfas-
sende Anlagenexport in seiner Einheit von Technologien, Software, Lizen-
zen, ingenieurtechnischen Leistungen und Ausrüstungen wurde durch die
Verfügung generell stark eingeschränkt. Gänzlich unmöglich war er in sol-
che Länder, mit denen keine „speziellen Verträge zur Einhaltung sicherheits-
technischer Anforderungen“ abgeschlossen werden konnten, womit die Pro-
blematik „Embargo“ umschrieben wurde. Aber auch die Bedingungen für
den Einzelexport von Elektronikmaschinen verschlechterten sich erheblich,
da die Lieferanten von Technologien letztlich auch festlegten, welche Ausrüs-
tungen benötigt wurden.372

Eine Auflösung des Widerspruchs zwischen ökonomischen Interessen
einerseits und der Sicherung des Geheimnisschutzes beim Technologietransfer
und Anlagenexport andererseits erforderte Antworten auf die Frage, ob der
potentielle NSW-Partner den Nachweis führen könne, dass die DDR Embar-
gobestimmungen verletzt habe. Während die Verantwortlichen darin über-
einstimmten, dass Technologien und technologische Spezialausrüstungen
verkauft werden könnten, sofern es sich nicht um Nacherfindungen handelte,
taten sie sich bei Software und Reinstraumtechnik schwer,373 wie der Stell-
vertretende Generaldirektor für den Bereich Mikroelektronik und IMS
„Michael“ in seiner „Bewertung von Grundbedingungen zum Anlagenex-
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367 BStU, Ast. Gera, ZMA 003029, Bl. 15–24.
368 Klaus-Dieter Gattnar war nach einem langwierigen und komplizierten Werbevor-

gang ab dem 06.12.1974 als IMS „Klaus Peter“ für das MfS tätig (BStU, MfS-AIM
10854/91).
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port Elektronikfabriken“ dem MfS berichtete. Der IM beurteilte den ökono-
mischen Nutzen des Anlagenexports sehr zurückhaltend, war aber von des-
sen Sinnfälligkeit überzeugt. Auch wenn, so „Michael“, mit den ersten drei
Projekten für das Kombinat kein ökonomischer Erfolg erzielt werden könne,
sei es dennoch richtig, komplette Chipfabriken anzubieten. Nur so könnten
die Interessen von Kunden in Erfahrung gebracht werden.

Am 22. Juni 1989 beantragte Generaldirektor Biermann bei Minister
Meier die Exportgenehmigung für das Projekt „Schablonenfertigung“ in
Nordkorea mit einem Umfang von 20 Millionen Valutamark und für die
erste Ausbaustufe der Chipfabrik in Kaluga, für die eine finnische Firma als
Generallieferant auftrat, mit einem Umfang von 30 Millionen Valutamark.374

Für diese beiden Vorhaben und das Projekt der Firma Elwro in Polen warb
Biermanns Stellvertreter Gattnar um Unterstützung durch das MfS, da das
Kombinat ohne diesen Verkauf seinen „NSW-Exportplan“ nicht erfüllen
könne.375

Vom 12. bis 17. Juli verhandelten Vertreter von Zeiss in Teheran über die
Lieferung von Geräten, Ausrüstungen, Materialien und Know-how zur
Errichtung einer Produktionslinie auf dem Niveau des 64-kDRAM.376

Bis Mitte Juli hielten die Auseinandersetzungen um eine praktikable Unter-
setzung der Anordnung Nr. 2/89 des Ministers für Elektrotechnik und Elek-
tronik in der Spitze des Kombinates an. Sie endeten mit der „Verfahrensweise
zur Vorbereitung des Exports von kompletten Bauelementefabriken des
KCZ“ vom 20. Juli,377 in der besonderes Augenmerk auf die „Kaderarbeit“
und den Geheimnisschutz gelegt wurde. Alle Mitarbeiter, die einen Über-
blick über das Gesamtvorhaben besaßen, mussten als Staatsgeheimnisträger
verpflichtet sein. Für Teilaufgaben waren solche Mitarbeiter auszuwählen,
die „ihre Treue und Verbundenheit zur DDR durch eine hohe sozialistische
Moral und hohes fachliches Wissen und Können“ nachgewiesen hatten.

Mit dieser „Verfahrensweise“ glaubte die Kombinatsleitung, nach langem
Hin und Her endlich über eine praktikable Grundlage für den Export seiner
Erzeugnisse im Bereich der Mikroelektronik zu verfügen. Die „Technisch-
ökonomische Messekonzeption“ zur Leipziger Herbstmesse 1989 doku-
mentierte erneut die Entschlossenheit, komplette Lösungen anzubieten –
allerdings mit der modifizierten Zielsetzung, sich auf dem Gebiet der
Hochtechnologien verstärkt auf „industriell fortgeschrittene und zahlungs-
fähige Entwicklungsländer“ wie Brasilien, Iran, Algerien, Indien, Taiwan und
Südkorea zu konzentrieren.378

Ein „Arbeitsvorschlag Anlagenexport Mikroelektronik zur Umsetzung
der Verfügung Nr. 2/89“ vom 21. Juni 1989 enthielt aber auch andere Vor-
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haben.379 Die folgende Tabelle vermittelt einen Gesamtüberblick über
wesentliche Aktivitäten, die bereits im Vorfeld staatlicher Genehmigungen
entfaltet wurden.

Tabelle 8: Vorhaben auf dem Gebiet des Anlagenexports

Land Einzelgeräte Anlagen
Nordkorea Schablonentechnologie
Polen geringer Umfang 4 Projekte
UdSSR abnehmende Tendenz 4 Projekte (TN 3 und TN 4)
Indien Einzelanfragen ohne 5 Anfragen zu Projekten 

Realisierungsaussichten bis zu TN 4
Brasilien Anfragen zu 2 Einzelgeräten 2 Anfragen zu Ausbildungs-

(ZBA 21 und JuB 2104) bzw. Produktionslinien
Iran Kaum Interesse 1 Anfrage (TN 2-3)
China Absatz stagniert 1 Anfrage zu TN 3/4
ČSSR geringer Umfang 1 Anfrage (64- und 256-kDRAM)
Bulgarien geringer Umfang 2 Projekte (TN 3 und TN 4)
Rumänien geringer Umfang

Die für den Anlagenexport verantwortlichen Mitarbeiter hatten, wie bereits
erwähnt, große Probleme mit der Verordnung Nr. 2/89. Da viele von ihnen
als Inoffizielle Mitarbeiter des MfS tätig waren, beklagten sie sich darüber
bei ihren Führungsoffizieren. Wenige Tage nach der Verabschiedung der
„Verfahrensweise“, am 21. Juli, wandte sich der Leiter der Objektdienststelle
Zeiss, Oberstleutnant Teller, in einem Schreiben an die Hauptabteilung
XVIII, um auf die Unklarheiten hinzuweisen, die sich aus dem Text der
Verordnung Nr. 2/89 ergeben hätten.380 Die verantwortlichen Bearbeiter
„sind gegenwärtig nicht in der Lage“, schrieb Teller, „aus dem Text der
Verfügung 2/89 sicher abzuleiten, welchen konkreten Inhalt Vertragsange-
bote an ausländische Partner haben dürfen“. Teller bat die Berliner Kollegen,
dafür zu sorgen, dass zwischen dem Minister für Elektrotechnik und Elek-
tronik und ihrer „Nummer Eins“ im Hochtechnologiebereich, dem Staats-
sekretär Nendel, eindeutigere Vorgaben für den Umgang mit illegal beschaff-
tem Know-how im offenen Wettbewerb vereinbart würden. Das erwies sich
jedoch als überflüssig. Noch bevor auch nur eines der genannten Vorhaben
realisiert werden konnte, hörte die DDR auf zu existieren.
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4.5.6 Fazit

Die unternehmerische Entscheidung des Kombinates Carl Zeiss Jena, durch
den weltweiten Verkauf kompletter Chipfabriken dringend benötigte Devi-
sen zu erwirtschaften, entwickelte sich zu einem ernsthaften Konflikt mit
dem zuständigen Ministerium. Die Staatspartei mischte sich offiziell nicht
ein. Die Staatssicherheit sah ihre Interessen durch die mögliche Offenlegung
von Spionage- und Embargolinien massiv beeinträchtigt. Sie setzte eine
Entscheidung durch, die Sicherheitsinteressen des Geheimdienstes über öko-
nomische Interessen der Wirtschaft stellte.

5. Kooperation und Konkurrenz der
Steuerungsinstanzen

Erste Wertungen im Hinblick auf die leitende Fragestellung dieser Studie
wurden bereits am Schluss der Rekonstruktion eines jeden Fallbeispiels vor-
genommen. Dabei erwies sich die Vorstellung von einer eindeutigen Zuord-
nung der Kompetenzen als unzutreffend, wonach die Staatspartei die Ziele
vorgab, die Administration diese Ziele materialisierte und die Staatssicher-
heit diese Materialisierung vor den Angriffen innerer und äußerer Gegner
schützte sowie für die Beschaffung von Embargo-Technik verantwortlich
zeichnete. In diesem Kapitel soll nun das Zusammenspiel der drei Steue-
rungselemente in allen fünf Entscheidungssituationen des Kapitels 4 anhand
formaler (quantitativer) und inhaltlicher (qualitativer) Kriterien in seiner
Einheit von Kooperation und Konkurrenz differenzierter analysiert werden.
Passt die These einer Führungstrias in das Bild vom monolithischen Herr-
schaftsaufbau der SED-Diktatur, oder gibt sie Anlass, dieses Bild zu modifi-
zieren?

Die grafischen Darstellungen am Schluss der Analyse eines jeden Ent-
scheidungs- und Implementierungsprozesses in Kapitel 4, die dort unkom-
mentiert geblieben sind, bilden die Grundlage für die Formulierung quanti-
tativer Kriterien. Die Spalten dieser „Ereignismatrizen“ werden durch die
Säulen der Trias (Staatspartei, staatliche Administration und Staatssicher-
heit) sowie durch Institutionen bzw. Akteure außerhalb der DDR gebildet.
Die Zuordnung der Akteure zu den Spalten ist nicht immer eindeutig mög-
lich. Das gilt besonders für hochkarätige Inoffizielle Mitarbeiter des MfS
(IM in Schlüsselpositionen), wie Karl Nendel, der in manchen Entschei-
dungssituationen als Staatssekretär, in anderen hingegen als Mitarbeiter des
MfS handelte. Dieser „Zwitterstellung“ wird dort, wo es geboten erscheint,
durch Einordnung zwischen die „staatliche Administration“ und die „Staats-
sicherheit“ Rechnung getragen. Die einzelnen Spalten liefern mit der „Ereig-
nisdichte“ ein quantitatives Kriterium für das Engagement in dem jeweiligen
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Entscheidung- und Implementierungsprozess. Die Zeilen der Matrizen spie-
geln den chronologischen Ablauf wider.

5.1 Kooperation

Staatspartei, staatliche Administration und Staatssicherheit wussten sich
dem gleichen Ziel verpflichtet, die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit des
strategisch wichtigen Hochtechnologie-Sektors schnell und deutlich zu erhö-
hen. Die Hegemonie der SED innerhalb der Trias war jederzeit und absolut
gesichert, da eine wesentliche Voraussetzung bereits in den ersten Jahrzehn-
ten der SED-Diktatur geschaffen worden war – die hauptamtlichen Mitar-
beiter des MfS und die maßgebenden Mitarbeiter in der Administration
waren ausnahmslos „Genossen“. Unter diesen Umständen sollte man bei
der Durchsetzung der Beschlüsse der Partei kooperatives Verhalten der drei
Steuerungselemente und das Streben nach größtmöglicher Effizienz erwar-
ten. Eigeninteressen von Institutionen dürften nur eine untergeordnete Rolle
spielen. Als offene Fragen, und somit Gegenstand von Forschung, kämen
demnach wohl vor allem die Intensität des politischen Führens, der organisa-
torischen Leitung und des geheimdienstlichen (Mit)wirkens sowie die dar-
aus erwachsenden Interaktionen und mögliche Reibungsverluste in Betracht. 

Ein Blick auf die in der folgenden Tabelle dargestellte Ereignisdichte in
der Implementierungsphase zeigt, dass nicht die Staatspartei, wohl aber die
Staatssicherheit in alle fünf betrachteten Prozesse involviert war. Das ent-
spricht der eingangs formulierten These, wonach in der Mikroelektronik in
den achtziger Jahren ohne das MfS „nichts mehr lief“. Es bedeutet anderer-
seits aber auch, dass es durchaus Felder gegeben hat, auf denen die SED
institutionell nicht in Erscheinung trat. Da die Reihenfolge der fünf Fall-
beispiele in der Tabelle in etwa auch eine Chronologie der Ereignisse zwi-
schen 1977 und 1989 ist, verdeutlicht die Ereignisdichte in der Implemen-
tierungsphase, in welchem Ausmaß das MfS in den achtziger Jahren sein
Engagement in der Mikroelektronik verstärkte. Ein Sprung in der Ereignis-
dichte ist sowohl bei der staatlichen Administration wie auch bei der Staats-
sicherheit dort zu beobachten, wo an die Stelle eines gemeinsamen Zieles
aller Beteiligten gegenläufige Interessen der unterschiedlichen Akteure tre-
ten. Der Export kompletter Chipfabriken stellte für die Administration ein
völlig neuartiges Problem, für das MfS eine erhebliche Gefahr dar, die es
abzuwehren galt.
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Tabelle 9: Ereignisdichte in der Implementierungsphase (angegeben in Ereig-
nissen pro Jahr)

PB 1977 PB 1983 ESO Lizenznahme Chipfabriken
SED 4,5 1,1 1,4 0,9 0,0
Admin. 4,5 2,3 3,4 3,0 10,0
MfS 0,5 2,0 2,0 2,2 4,0
Dritte 1,0 1,5 0,0 3,5 > 2,0

Die quantitativen Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei der Implementie-
rung lassen sich wie folgt zusammenfassen:
– In der Anfangsphase des Aufbaus der autarken mikroelektronischen In-

dustrie engagierte sich der politische Entscheidungsträger „Staatspartei“
ebenso stark wie das „Vollzugsorgan“, die staatliche Administration. Das
MfS spielte keine nennenswerte Rolle. Die Sowjetunion und auch die
anderen Mitglieder des RGW waren informiert.

– Die Umsetzung des Politbürobeschlusses zur Profilierung des Kombina-
tes Carl Zeiss auf dem militärischen Sektor betrieben die staatliche Admi-
nistration und das MfS mit vergleichbarer Intensität. Nachdem die
Grundsatzentscheidung gefallen war, hielt sich die SED sichtlich zurück.
Das Interesse der UdSSR ist offenkundig.

– Der Aufbau neuer Chipfabriken in Erfurt-Südost lastete naturgemäß be-
sonders auf den Schultern der staatlichen Administration. Aber auch das
MfS und, mit Abstrichen, die Staatspartei mischten sich relativ häufig ein.

– In die Lizenzverhandlungen mit dem japanischen Konzern Toshiba hinge-
gen griff die SED vergleichsweise wenig ein. Den verhandlungsintensiven
Technologietransfer unter Embargobedingungen betrieben die staatliche
Administration und das MfS nahezu allein und mit vergleichbarer Inten-
sität – offiziell die einen, konspirativ die anderen.

– Die Bemühungen um den Verkauf kompletter Chipfabriken schließlich
forderten die staatliche Administration und das MfS in außerordentlicher
Weise, was in der extrem hohen Ereignisdichte besonders deutlich wird.
Die SED trat dabei überhaupt nicht in Erscheinung.

5.2 Konkurrenz

Die von den beteiligten Institutionen und Akteuren niemals in Frage gestellte
Hegemonie der Staatspartei war, wie sich gezeigt hat, noch kein Garant
dafür, dass nicht doch in bestimmten Fällen auch Eigeninteressen von Insti-
tutionen bzw. funktionsbezogenes, nicht „parteigemäßes“, Handeln von
Akteuren die Kreise des Politbüros störten. Schon ein oberflächlicher, weil
rein quantitativer, Blick auf die wesentlichsten Konflikte in den fünf Fallbei-
spielen liefert dafür überzeugende Belege. Es handelt sich dabei um Kon-
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flikte, in denen es einen Sieger und einen Verlierer gab. Das Fehlen von
Kontroversen, bei denen ein Kompromiss gefunden werden konnte, bedeu-
tet nicht, dass solche Fälle prinzipiell nicht vorkamen. Sie traten aber über-
wiegend in Detailfragen auf, nicht jedoch bei Entscheidungen von größerer
Tragweite.

Tabelle 10: Konflikte um das „Mikroelektronik-Plenum“

Kontrahenten Gegenstand des Konfliktes Sieger

Plankommission – Mikroelektronikbeschluss Ministerrat
Ministerrat 1977
DDR – UdSSR Regierungsabkommen 1977 UdSSR
Plankommission – 
Günter Mittag Beschleunigte Entwicklung Günter Mittag

der Mikroelektronik
Zentralkomitee der SED – Langfristige Konzeption Zentralkomitee
Plankommission zur Entwicklung der 

Mikroelektronik

Tabelle 11: Konflikte um die Profilierung des Kombinates Carl Zeiss Jena

Kontrahenten Gegenstand des Konfliktes Sieger

Minister Meier – General- Erhöhung der militärischen Meier
direktor Biermann Produktion
Honecker/Mittag – Abbruch der Entwicklung Honecker/
Plankommission des Zielsuchkopfes Mittag

Tabelle 12: Konflikte um den Ausbau von Erfurt-Südost

Kontrahenten Gegenstand des Konfliktes Sieger

Günter Mittag – General- Strategisches Grundkonzept Mittag
direktor Wedler
Kombinat Mikroelektronik
– Technologieentwicklung Carl Zeiss Jena
Kombinat Carl Zeiss Jena
Politbüro – Spezialausrüstungen aus Nendel
Staatssekretär Nendel dem Westen
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Tabelle 13: Konflikte um den illegalen Technologietransfer

Kontrahenten Gegenstand des Konfliktes Sieger

Fachministerium – Geschäfte mit Samsung Ministerium
Kombinat Mikroelektronik
Kombinat Mikroelektronik – Beschaffung von Embargo- Außenhandels- 
Außenhandelsbetrieb Technik betrieb

Tabelle 14: Konflikte beim Export kompletter Chipfabriken

Kontrahenten Gegenstand des Konfliktes Sieger

Fachministerium – Braslien-Geschäft Ministerium
Kombinat Carl Zeiss Jena (1. Versuch)
Kombinat – Profilierung zum Kombinat
Forschungszentrum Generallieferanten
Generaldirektor Biermann – Brasilien-Liste Biermann
IM „Karle“
MfS – Export kompletter MfS
Kombinat Carl Zeiss Jena Chipfabriken
Expertengruppe des Export kompletter Expertengruppe
Fachministeriums – Chipfabriken
Projektbearbeiter

Diese Übersicht weist fünf Kontroversen zwischen Partei und Administra-
tion sowie eine zwischen dem MfS und der Administration aus. Kein einzi-
ger Konflikt trat zwischen Staatspartei und Staatssicherheit auf. Auch Kon-
flikte, in die alle drei verwickelt waren, gab es nicht. 

Wie bereits ausgeführt, bemühte sich das MfS in den achtziger Jahren
intensiv darum, seinen Einfluss im Bereich der Hochtechnologie auszudeh-
nen. Dabei begab es sich als Institution aber nicht in Widerspruch zur
Staatspartei und auch kaum in Konflikte mit der staatlichen Administration.
Das Verhältnis von Partei und Administration hingegen erwies sich durchaus
als spannungsreich. Neun Konflikte traten innerhalb der staatlichen Admi-
nistration auf, deren Spannweite vom Ministerrat und der Plankommission
bis hinunter auf die betriebliche Ebene reichte.

Nachdem zwischen Staatspartei und Staatssicherheit keine nennenswer-
ten Kontroversen nachgewiesen werden konnten, gilt es, die für die Frage-
stellung relevanten Konflikte zwischen staatlicher Administration und Staats-
partei einerseits sowie dem MfS andererseits näher zu betrachten. Die
Ursachen von Spannungen innerhalb der staatlichen Administration sollen
ebenfalls benannt werden.

130



5.2.1 Konflikte zwischen Staatspartei und staatlicher Administration

Die Konflikte zwischen Staatspartei und staatlicher Administration wurden
meist auf der Ebene des Zentralkomitees (Politbüro) und der Staatlichen
Plankommission ausgetragen. Den politisch motivierten Zielsetzungen der
Partei in den Jahren 1977 bis 1979 versuchte die Plankommission vergeb-
lich, volkswirtschaftliche Argumente entgegenzusetzen. Im Falle des ökono-
misch vernünftigen Abbruchs der Entwicklung des optoelektronischen Ziel-
suchkopfes wiederum setzten sich Honecker und Mittag 1986/87 gegen den
auf Erfüllung der Verträge mit der UdSSR pochenden Vorsitzenden der
Plankommission durch. Beim Streit um das „Strategische Grundkonzept“
des Kombinates Mikroelektronik setzte die Partei ihren Autarkiekurs gegen
die auf Kooperation innerhalb des RGW gerichteten Vorstellungen der
Industrie durch. Das einzige Beispiel dafür, sich auch einmal über Vorgaben
des Politbüros hinwegzusetzen, lieferte der Staatssekretär und Inoffizielle
Mitarbeiter des MfS Karl Nendel im Falle der Ausstattung der Chipfabrik
ESO III mit Technik aus dem Westen im Jahre 1988. Allerdings vermied
Nendel den offenen Konflikt. Er tat das ökonomisch Sinnvolle heimlich.

5.2.2 Konflikte zwischen staatlicher Administration und
Staatssicherheit

Beim Export kompletter Chipfabriken zeigte sich 1988/89, dass die Staats-
sicherheit nur solange die Industrie unterstützte, wie dadurch ihre Interes-
sen als Geheimdienst nicht gefährdet wurden. Im Falle divergierender Ziel-
setzungen vermochte es das Ministerium Erich Mielkes, seine offiziellen und
inoffiziellen Kräfte so zu mobilisieren und zu organisieren, dass es in der
Lage war, seine Interessen auch ohne Zuhilfenahme der Staatspartei durch-
zusetzen.

5.2.3 Konflikte innerhalb der staatlichen Administration

Von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, handelte es sich bei den Kon-
flikten innerhalb der staatlichen Administration um Kontroversen der
Kombinate Mikroelektronik und Carl Zeiss mit dem Ministerium für Elek-
trotechnik und Elektronik. Ökonomische Rationalität der Industrie traf dabei
auf politisch motivierte Vorgaben der übergeordneten Organe. In der Regel
blieb die ökonomische Rationalität auf der Strecke. Ein nicht unerheblicher
Teil der Konflikte entsprang den äußeren Rahmenbedingungen beim Aufbau
der Mikroelektronik, die auf betrieblicher Ebene ihren konkreten Ausdruck
fanden. Das galt ganz besonders für die Embargopolitik des Westens. Aber
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auch die Rivalität der beiden Kombinate untereinander gab gelegentlich
Anlass zu Konflikten.

5.3 Die Führungstrias – Institutionen und Personen

Die Eingangsthese, dass in strategisch bedeutsamen Bereichen der Wirt-
schaft nicht, wie allgemein behauptet, eine Doppelbürokratie aus Staats-
partei und staatlicher Administration die für eine Zentralplanwirtschaft nach
sowjetischem Vorbild unumgänglichen Steuerungsfunktionen wahrnahm
und der Staatssicherheitsdienst ausschließlich unterstützende (Beschaffung
von Embargo-Technik) und sichernde (nach innen und außen) Dienste leiste-
te, sondern das MfS in den achtziger Jahren auf gleichem Niveau wie die
Administration agierte, soll nun anhand der untersuchten Fallbeispiele dis-
kutiert werden. Zunächst einmal gilt es festzustellen, dass in den durchaus
vorhandenen institutionellen Interessengegensätzen, Kompetenzkonflikten
und Rivalitäten der Führungsanspruch der Staatspartei von niemandem in
Frage gestellt wurde. Auch dann nicht, wenn es sowohl in der Adminis-
tration wie auch innerhalb des MfS massive Kritik an einzelnen Entschei-
dungen der SED und energische Versuche gab, im Vorfeld von Entschei-
dungen die eigenen Vorstellungen durchzusetzen. Das MfS erwies sich, wie
die quantitative Analyse zeigt, als ausgesprochen konfliktscheue Institution,
die ihr beträchtliches Steuerungs- und Manipulationspotential auf dem
Gebiet der Wirtschaftslenkung nicht voll ausschöpfte. Der Mielke-Apparat
mobilisierte seine überlegenen Kräfte nur dann, wenn Handlungen des
Staatsapparates den Sicherheitserfordernissen zuwider liefen. Dafür aller-
dings beanspruchte das MfS die Definitionshoheit. Für eine im Vergleich zur
staatlichen Administration größere Unabhängigkeit und ein stärkeres
Selbstbewusstsein der Staatssicherheit sprechen auch die realistischen, d. h.
ungeschönten Berichte und Lageeinschätzungen an die Parteiführung.
Kontroversen mit der Staatspartei lagen aber weit außerhalb des Vorstel-
lungsvermögens der Tschekisten.

Die qualitative Analyse zeigt darüber hinaus, dass der von den Theore-
tikern der Juristischen Hochschule begründete Anspruch auf eine „eigen-
ständige Rolle“ des MfS in der Wirtschaft, besonders im Bereich der Hoch-
technologien, in der Praxis offenbar nicht vollständig durchzusetzen war.
Das MfS konnte dem Anspruch, Beiträge zur Erhöhung der Effektivität in
der Wirtschaft und zur Stabilisierung volkswirtschaftlicher Prozesse zu lei-
sten, nur punktuell gerecht werden.

Die Frage nach der Verteilung von Kompetenzen und Verantwortlich-
keiten auf die einzelnen Steuerungselemente im Subsystem Volkswirtschaft
der DDR lässt sich jedoch nicht auf die Institutionen reduzieren. Die Staats-
partei hatte im Interesse der Durchsetzung und Sicherung ihres Hegemo-
nieanspruchs, wie bereits erwähnt, die Staatssicherheit vollständig und die
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staatliche Administration hinreichend infiltriert. Umgekehrt war es aber
auch dem MfS gelungen, die Administration mit Inoffiziellen Mitarbeitern so
weit zu durchsetzen, dass dieses Ministerium nicht nur prinzipiell in der
Lage gewesen wäre, dort seine eigenen Interessen durchzusetzen, sondern
das auch praktizierte. Darüber hinaus verschaffte sich das MfS über das
Netz der Inoffiziellen Mitarbeiter die nötige Fachkompetenz, die den haupt-
amtlichen Mitarbeitern fehlte. Das ambivalente Verhalten einzelner Akteure,
wie der „Offiziere im besonderen Einsatz“ und der „Inoffiziellen Mitarbei-
ter in Schlüsselpositionen“, die in verschiedenen Säulen der Trias agierten
und nicht nur über Fach-, sondern auch über Entscheidungskompetenz ver-
fügten, darf bei der Beurteilung nicht außer acht gelassen werden. Im
Konfliktfall verhielten sich diese Entscheidungsträger wohl eher gegenüber
dem MfS loyal und nicht gegenüber dem vorgesetzten „Staatlichen Leiter“
bzw. der Partei. Die Macht des „zentralen, streng hierarchisch und formal-
bürokratisch organisierten Parteiapparates“381 stieß hier an ihre Grenzen.

Auch funktionsbezogenes Handeln von Entscheidungsträgern, für das der
Konflikt des Generaldirektors Biermann mit dem Minister für Elektrotech-
nik und Elektronik nur ein Beispiel ist, passt nicht in das einfache Bild von
der allmächtigen Staatspartei. Biermann agierte in diesem Konflikt als Wirt-
schaftsfunktionär, der die Interessen seines Kombinates vertrat, und nicht
als Mitglied des Zentralkomitees der SED.

Wenn auch vieles dafür spricht, dass die Staatssicherheit in der Endphase
der DDR „zusehends präventiv-pazifizierende wirtschafts- und sozialplane-
rische Züge“ annahm382 und als eine dynamische Komponente in der star-
ren Zentralplanwirtschaft angesehen werden kann, die mit besonderer Kom-
petenz ausgestattet war und weitgehend unabhängig agierte, so wollte sie
den Status eines hochqualifizierten Erfüllungsgehilfen der Staatspartei nie-
mals wirklich überwinden – Erfüllungsgehilfe der Staatspartei, das gilt aber
gleichermaßen für die staatliche Administration, die vor allem in Planungs-
fragen ihre Führungsansprüche geltend machte. Der Parteiapparat war
jedoch dazu ermächtigt, dem Staatsapparat Aufträge zu erteilen und deren
Ausführung „unter Parteikontrolle“ zu stellen. Das galt überall, angefangen
von der Ebene des Politbüros und des Ministerrates bis hinunter in die
Betriebe. Mit dem Terminus „Doppelbürokratie“, von seinem Inhalt her eine
Begriffsbildung der SED,383 sind schon allein aus diesen Gründen die
Lenkungs- und Regulierungsprozesse in der Wirtschaft nicht zutreffend zu
charakterisieren. Der Begriff „Führungstrias“ hingegen bezieht die Staats-
sicherheit als drittes Steuerungselement in dem betrachteten Subsystem ein,
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ohne das unterschiedliche Steuerungspotential der Einzelelemente zu negie-
ren. Eben dieses Potential spricht auch Stokes an, wenn er fragt, was gewe-
sen wäre, hätte das MfS nicht sich nicht ausschließlich auf Hochtechnolo-
gien, sondern auf „middle-tech industry“ konzentriert.384 Er unterstellt
damit der Staatssicherheit, dass diese durchaus selbständig Schwerpunkte
hätte definieren, ein „eigenwilliges“ Steuerungselement hätte sein können.
Für wirtschaftspolitische Entscheidungen von solcher Tragweite fehlte dem
MfS aber nicht nur die Kompetenz, sondern vor allem auch der Wille. Eine
Neuinterpretation des Herrschaftssystems der SED-Diktatur ist mit dieser
Begriffsbildung schon deshalb nicht intendiert, weil die drei Säulen der Trias
in allen diesen Überlegungen als Steuerungselemente eines Bereiches der
Wirtschaft und nicht als Instrumente zur Durchsetzung und zum Erhalt der
Herrschaft der Staatspartei betrachtet werden, die sie zweifellos waren. Die
Funktion des MfS als Repressionsorgan z. B., die für die Gesellschaft als
Ganzes viel gewichtiger war als dessen Rolle in der Volkswirtschaft, bleibt
vollkommen unberücksichtigt.

5.4 Erosion der monolithischen Herrschaftsstruktur?

Das bis zum Ende der DDR verfolgte Konzept der „Einheit von Wirtschafts-
und Sozialpolitik“ wies der Volkswirtschaft die Rolle des Fundaments bei
der Verwirklichung des offiziellen Staatszieles, der „weiteren Erhöhung des
materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes“ zu. Die Einbezie-
hung der Funktion von Staatspartei, staatlicher Administration und Staatssi-
cherheit als Herrschaftsträger in die Diskussion legt den Vergleich des im
Rahmen der vorliegenden Studie untersuchten schmalen Ausschnitts aus
dem SED-Staat mit anderen Bereichen nahe und regt zum Nachdenken dar-
über an, ob der Übergang von einer Doppelbürokratie zur Führungstrias in
Hoch- bzw. Schlüsseltechnologien, in Teilen des Fundamentes, auf eine
Erosion des monolithischen Herrschaftsgefüges in der Endphase des SED-
Staates hindeutet? Das kann an dieser Stelle nicht explizit ausgeführt, son-
dern lediglich angerissen werden.

Systematische Untersuchungen zur Rolle des MfS in den verschiedenen
Bereichen von Staat und Gesellschaft der DDR liegen, wie bereits in Kapi-
tel 2 ausgeführt, bislang nur in sehr begrenztem Umfang vor. Wenn aus die-
sem Grunde keine überzeugenden Antworten zu erwarten sind, so sollen
doch zumindest Fragen gestellt werden, die sich aus den vorliegenden Unter-
suchungen zum Aufeinandertreffen dreier Herrschaftsträger ergeben.

Für die Justiz z. B. konnte Clemens Vollnhals zeigen, dass die Staatssi-
cherheit im „fest strukturierten SED-Staat“, im Unterschied zur SS im „poly-
kratischen Herrschaftsgefüge des nationalsozialistischen Führerstaates“,
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kein „eigenständiges Machtzentrum“ darstellte, sondern der „strikten Anlei-
tung und Kontrolle“ der Partei unterworfen war.385 In der Hochtechnologie
gilt das, wie im empirischen Teil gezeigt werden konnte, in dieser Absolut-
heit nicht. Das MfS verfügte über Freiräume, die es allerdings in unterschied-
lichem Maße ausfüllte. 

Der von Vollnhals durchgeführte Vergleich von Repressionsorganen der
NS- und der SED-Diktatur lenkt den Blick auf der Mikroelektronik entspre-
chende Bereiche innerhalb der nationalsozialistischen Wirtschaft. Legt man
als Kriterien für die Auswahl von Industriezweigen bzw. Technologien, die
sich für einen Vergleich eignen, die Erwartungen der politischen Führung
und das innovative Potential an, so sollten vor allem der Flugzeugbau, die
Raketenforschung und die Hochfrequenztechnik in Frage kommen.

In seiner umfassenden „politischen Geschichte“ der Luft- und Raumfahrt-
forschung in Deutschland gelangt Helmuth Trischler zu dem Ergebnis, dass
ein auf störungsfreie Kommunikation angewiesenes Wissenschaftssystem
von der polykratischen Struktur der Machtbeziehungen im Dritten Reich
besonders betroffen war.386 Ein polykratisch strukturiertes Herrschaftssys-
tem mit mehreren Entscheidungsträgern stellt, so Trischlers Befund, eine
Belastung für das Innovationssystem dar. Dementsprechend sollte die Erhö-
hung der Anzahl der Entscheidungsträger, wie sie mit der Herausbildung der
Führungstrias in der Hochtechnologie der DDR verbunden war, eher skep-
tisch hinsichtlich einer möglichen umfassenden Effizienzsteigerung beurteilt
werden, auch wenn die Rahmenbedingungen im NS-Staat gänzlich andere
waren als in der SED-Diktatur. Immerhin war das nationalsozialistische
Deutschland die führende Technologie-Nation in Europa und konnte ihre
Ziele in Forschung und Entwicklung nicht nur weitgehend selbst definieren
und auch realisieren, wohingegen die DDR zu originären Innovationen nicht
in der Lage war, sondern darauf angewiesen, aus einer Vielzahl im Westen
vorhandener Lösungen auszuwählen. Zur Strategie des Nacherfindens gab
es für die SED keine Alternative.

Ein Vergleich von Strukturen und Mechanismen beider Regime in einem
Bereich, der heute mit dem Begriff „Hochtechnologie“ bezeichnet wird,
wäre auf der Grundlage der vorliegenden Studie und den Ergebnissen einer
Untersuchung der die Raketentechnologie der 1930er und 1940er Jahre
generierenden und inszenierenden Netzwerke möglich, die derzeit Ralf Pulla
durchführt.387 Hier gab es, zumindest phasenweise, eine Tätigkeit von
Technikern und Ingenieuren unter Leitung der SS, als diese 1943 die
Verantwortung für die Serienfertigung der als „V2“ bekannt gewordenen
Raketenwaffe übertragen bekam. Die Ausweitung der Kompetenzen der SS
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führte zu einer Erhöhung der Effektivität bei der Realisierung des Pro-
gramms.388 Ein unmittelbarer Vergleich zweier „Hochtechnologien“ böte
die Möglichkeit, begriffliche Kategorien, die sich im Rahmen der NS-
Forschung als fruchtbar erwiesen haben, auf die DDR anzuwenden und hin-
sichtlich ihrer Tragfähigkeit neu zu überprüfen werden, wie das Günther
Heydemann und Christopher Beckmann anregen und dabei ausdrücklich
auch auf die Wirtschaftslenkung verweisen.389

Selbst wenn, wie gezeigt werden konnte, das MfS in der Endphase der
DDR nicht nur sein verdecktes, sondern auch sein offenes Steuerungspo-
tential in bestimmten Bereichen stärker ausschöpfte, Interessengegensätze,
Kompetenzkonflikte und Rivalitäten zwischen den verschiedenen Steue-
rungsinstanzen das Bild prägen, so ist die Analyse von fünf Fallbeispielen
aus der Mikroelektronik allein eine zu schmale Basis, um das in der For-
schung vorherrschende Bild vom monolithischen Herrschaftsaufbau der
SED-Diktatur in Frage bzw. den gelegentlich angeklungenen Polykratie-
Begriff auf den Prüfstand zu stellen.

Vor einer ernsthaften Debatte über die Herrschaftsstruktur des SED-
Staates ist vielmehr zunächst einmal danach zu fragen, in welchen Bereichen
und auf welchen Ebenen es für die Staatssicherheit Freiräume gab, die
denen in der Mikroelektronik vergleichbar waren, warum die SED diese
zuließ bzw. zulassen musste und wie die Institutionen und Akteure diese
Freiräume nutzten. Die Analyse von Entscheidungs- und Implementierungs-
prozessen erscheint als ein erfolgversprechender Weg, Antworten auf diese
Fragen zu finden, die möglicherweise das Bild von der monolithischen Herr-
schaftsstruktur des „bürokratisch versteinerten“390 SED-Staates modifizie-
ren könnten.

5.5 Fazit

Die Rekonstruktion von Entscheidungs- und Implementierungsprozessen
beim Aufbau einer leistungsfähigen mikroelektronischen Industrie in der
DDR zeigt, dass die Steuerung dieser Aufgabe von strategischer Bedeutung
nicht allein durch eine „Doppelbürokratie“ aus Staatspartei und staatlicher
Administration erfolgte, sondern die Staatssicherheit als drittes Steuerungs-
element die Doppelbürokratie zu einer „Führungstrias“ erweiterte. Obwohl
bei der Realisierung des gemeinsamen Zieles auch Konflikte zwischen den
drei Steuerungselementen auftraten, wurde die führende Rolle der SED von
niemandem in Frage gestellt. Von diesen Konflikten auf eine Erosion der
monolithischen Herrschaftsstruktur bzw. gar auf einen polykratischen
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Charakter der SED-Diktatur zu schließen, würde eine unzulässige Extrapo-
lation der Ergebnisse aus einem zwar wichtigen, aber doch recht schmalen
Teilbereich auf das Gesamtsystem bedeuten.

6. Resümee

Die Hochtechnologie erweist sich als ein Bereich, in dem der „doppelte Spa-
gat“ zwischen dem Embargo des Westens und der Kooperationsverwei-
gerung des Ostens einerseits sowie zwischen ökonomischer Rationalität und
ideologischer Grundsatztreue andererseits Verhältnisse schuf, unter denen
der Staatssicherheitsdienst seinen Einfluss soweit ausdehnen konnte, dass er
ein drittes Steuerungselement in einem wirtschaftlich wie politisch bedeutsa-
men Subsystem der DDR darstellte. In den Entscheidungs- und Implementie-
rungsprozessen beim Aufbau der Mikroelektronik erscheint das MfS vielmehr
als dynamische Komponente im statischen System der Zentralplanwirtschaft
denn als Repressionsorgan der Staatspartei.391 Zu fragen bleibt, ob diese
Trias in der gesamten Wirtschaft oder nur im zivil wie militärisch bedeutsa-
men Bereich der Hochtechnologien existierte und agierte.

Wenngleich im Mittelpunkt des Interesses die Frage nach dem „Wie und
Wer“ der Steuerung dieses Subsystems stand, drängt sich die Frage auf, ob
der Übergang von der Doppelbürokratie zur Führungstrias die Effizienz des
Industriezweiges Mikroelektronik erhöhte. Die Frage ist nicht eindeutig mit
„Ja“ oder „Nein“ zu beantworten. Fest steht, dass dieser Übergang, unab-
hängig davon ob er von der Staatspartei bewusst vollzogen wurde, oder ob
das MfS nur eine günstige Gelegenheit nutzte, seinen Einflussbereich auszu-
dehnen, das Ende der Strategie des Nacherfindens, und damit das Ende
einer Mikroelektronik „Made in GDR“, nicht hätte verhindern können.
Ebenso unstrittig ist es, dass die Erfolge der DDR bis hin zur Entwicklung
des 1-Megabit-Chips ohne das MfS nicht möglich gewesen wären. Dafür
genügten jedoch die materiellen und immateriellen Beschaffungsleistungen,
eine Ausweitung des Einflussbereiches war dafür nicht erforderlich. Die
Erhöhung der Anzahl der Entscheidungsträger, die Trias, konnte das grund-
sätzliche Dilemma nicht auflösen. Aber auch das Gegenteil, eine eindeutig
und ausschließlich effizienzmindernde Wirkung, lässt sich damit nicht ver-
binden.

Obwohl es keineswegs Anliegen dieser Studie war, einen Vergleich der
Steuerung strategisch bedeutsamer Bereiche der Wirtschaft im NS- bzw.
SED-Regime vorzunehmen, wurden am Ende Ansatzpunkte für einen sol-
chen Vergleich aufgezeigt und einige Argumente für dessen Sinnfälligkeit
angeführt.
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7. Anhang

7.1 Eckdaten der Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR

1951/1952 Labormäßige Entwicklung von Halbleiterbauelementen im
Werk für Bauelemente und Nachrichtenelektronik „Carl von
Ossietzky“ in Teltow

März 1956 3. Parteikonferenz – Erörterung von Einsatzmöglichkeiten
der Halbleitertechnik in der Volkswirtschaft

1958 Produktion erster Glasdioden und Spitzentransistoren im
VEB Halbleiterwerk Frankfurt (Oder)

01.08.1961 Gründung der Arbeitsstelle für Molekularelektronik Dresden

Oktober 1963 Politbüro – Entwurf eines „Perspektivprogrammes zur vor-
rangigen Entwicklung elektronischer Bauelemente und
Geräte“

Februar 1964 5. Tagung des ZK der SED – Entwicklung der Halbleiter-
technik (Mikromodultechnik, Dünnschichttechnik, Moleku-
larelektronik)

Juli 1964 „Grundkonzeption zur Entwicklung der Elektronik im
Zeitraum des Perspektivplanes bis 1970“

1965 Beginn der Produktion von Halbleiterbauelementen im VEB
Funkwerk Erfurt

1971/72 Halbleiterwerk in Frankfurt (Oder) produziert 12 Mio.
Siliziumtransistoren im Jahr

Dezember 1976 4. Tagung des ZK der SED – Minister Steger (MEE) spricht
von der Mikroelektronik als künftigem Rationalisierungs-
faktor

23./24.06.1977 6. Tagung des ZK der SED – Beschluss zur Beschleunigung
der Entwicklung, Produktion und Anwendung der Mikro-
elektronik in der DDR

2. Halbjahr 1977 Kampagne der SED – „Platz der Mikroelektronik im Sozia-
lismus“

Dezember 1977 Regierungsabkommen DDR – UdSSR zur Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Mikroelektronik

März 1977 U 808 – erster in der DDR entwickelter Mikroprozessor
wird auf der Leipziger Frühjahrsmesse vorgestellt

01.01.1978 Bildung des VEB Kombinat Mikroelektronik Erfurt

Mai 1978 8. Tagung des ZK der SED – Günter Mittag fordert, „bereits
jetzt die Anwendungen der Mikroelektronik vorzubereiten“.

06.06.1978 Politbürobeschluss – u. a. führende Rolle des Instituts für
Mikroelektronik Dresden
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01.01.1979 Bildung des VEB Kombinat Elektronische Bauelemente
Teltow – Produktion von passiven Bauelementen

26.06.1979 Politbürobeschluss: „Langfristige Konzeption zur beschleu-
nigten Entwicklung und Anwendung der Mikroelektronik in
der Volkswirtschaft der DDR“

Dez. 1979 11. Tagung des ZK der SED – Honecker berichtet über den
Beschluss einer langfristigen Konzeption zur beschleunigten
Entwicklung und Anwendung der Mikroelektronik in der
Volkswirtschaft der DDR

01.04.1980 Bildung des VEB Zentrum für Forschung und Technologie
Mikroelektronik

22.12.1981 Politbürobeschluss – Grundlinien zur weiteren Tempobe-
schleunigung auf dem Gebiet der Mikroelektronik

21.02.1982 Ministerratsbeschluss zur Ausbeuteerhöhung

26.10.1982 Politbürobeschluss „Stand des Aufbaus der Anwender-
kapazitäten und der Sicherung von Zulieferungen für die
Mikroelektronik“

24.05.1983 Politbürobeschluss zur Profilierung des KCZ Jena

09.08.1983 Politbürobeschluss: „Maßnahmen zur Gestaltung des Pro-
duktions- und Exportprofils im Bereich der Elektrotechnik
und Elektronik bis 1985 sowie im Zeitraum 1986–1990 in
Verwirklichung der ökonomischen Strategie des X. Partei-
tages der SED“

03.05.1984 Inbetriebnahme des Werkes I in Erfurt-Südost

1984 Bildung der Kommission Mikroelektronik beim Forschungs-
(Datum unsicher) rat

20.12.1984 Beschluss des Präsidiums des Ministerrates „Maßnahmen
zur Beschleunigung der Entwicklungsarbeiten für die erfor-
derliche Gerätetechnik und von Systemunterlagen sowie zur
Erhöhung der Produktion von Geräten zur automatisierten
Produktionsvorbereitung (CAD/CAM)“

07.02.1985 Bildung der Kommission Mikroelektronik  beim Forschungs- 
(Datum unsicher) rat

28.10.1985 Politbürobeschluss zur „Zusammenarbeit mit der UdSSR auf
dem Gebiet von Wissenschaft und Technik“

10.12.1985 Politbürobeschluss „Staatsauftrag Wissenschaft und Technik
‚Entwicklung von Basistechnologien der Mikrooptoelektro-
nik‘ als Bestandteil der Hauptrichtungen und Schwerpunkte
von Naturwissenschaft und Technik im Zeitraum 1986–
1990 und darüber hinaus“

11.02.1986 Politbürobeschluss zur „Entwicklung weiterer Kapazitäten
für die Forschung und Entwicklung der Mikroelektronik in
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den Kombinaten VEB Carl Zeiss Jena und VEB Kombinat
Mikroelektronik“

13.02.1986 Grundkonzeption zum Aufbau des Forschungszentrums
Mikroelektronik Erfurt (FZE) im Stammbetrieb

20.02.1986 Ministerratsbeschluss zur Entwicklung weiterer Kapazitäten
für die Forschung und Entwicklung der Mikroelektronik

01.07.1986 Eingliederung von ZFTM und HVD in das KCZ

09.10.1986 Staatsauftrag Wissenschaft und Technik „Höchstintegrierte
mikroelektronische Schaltkreise auf Basis Silizium und dazu
erforderliche Verfahren im Technologieniveau 4–6“

26.11.1986 Befehl Nr. 5/86 zur Bildung einer NSAG (Nichtstrukturelle
Arbeitsgemeinschaft) „Elektronisierung der Volkswirtschaft“
innerhalb der BV Erfurt des MfS

01.01.1987 Gründung des Forschungszentrums Mikroelektronik in
Erfurt

25.02.1987 Konstituierung der NSAG „Elektronisierung der Volkswirt-
schaft“ der BV Erfurt des MfS

12.03.1987 Vorschlag der UdSSR zur Bildung eines internationalen
Zentrums für Informatik und Elektronik (Inter-EWM) der
RGW-Staaten

1987 Programm der Entwicklung des Bezirkes Erfurt zum Zen-
trum der Hochtechnologie

17.11.1987 Politbürobeschluss „Maßnahmen zur beschleunigten Erhö-
hung der Eigenproduktion mikroelektronischer Bauelemente“

12.09.1988 Übergabe eines ersten Musters des 1-Megabit-Speichers an
Honecker

27.09.1988 Politbürobeschluss zur Entwicklung und Produktion von
Reinraumtechnik zur Sicherung der beschleunigten Entwick-
lung von Schlüssel- und Hochtechnologien

14.08.1989 Übergabe der ersten Musterexemplare von 32-Bit-Mikro-
prozessoren an Honecker
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7.2 Abkürzungen

AdW Akademie der Wissenschaften
Ast. Außenstelle
AÜR Automatischer Überdeckungs-Repeater
BE Bauelement
BStU Bundesbeauftragter für die Unterlagen des

Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik

BV Bezirksverwaltung
E/E Elektrotechnik/Elektronik
EDV Elektronische Datenverarbeitung
EMD Elektromat Dresden
ESO Erfurt-Südost
Fa. Firma
FZE Forschungszentrum Erfurt
GDR German Democratic Republic
GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit (des MfS)
HA Hauptabteilung
HVA/WTA Hauptverwaltung Aufklärung/wissenschaftlich-technische

Aufklärung (Auswertung)
HVD Hochvakuum Dresden
IM Inoffizieller Mitarbeiter (des MfS)
IMB Inoffizieller Mitarbeiter der Abwehr mit Feindverbindung
IMS Inoffizieller Mitarbeiter zur politisch-operativen Sicherung

des Verantwortungsbereiches
INTER-EWM geplantes Forschungszentrum der RGW-Mitgliedsländer
KCZ Kombinat Carl Zeiss Jena
kDRAM dynamischer Speicherschaltkreis
KME Kombinat Mikroelektronik Erfurt
KoKo Kommerzielle Koordinierung
ME Mikroelektronik
MEE Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik
NSAG Nichtstrukturelle Arbeitsgruppe
NSW Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet
OD Objektdienststelle
OibE Offizier im besonderen Einsatz
OPK Operative Personenkontrolle
OV Operativer Vorgang
PB Politbüro (des ZK der SED)
PID Politisch-ideologische Diversion
PUT Politische Untergrundtätigkeit
RB Regierungsbeauftragter
RGW Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
SPK Staatliche Plankommission
SW Sozialistisches Wirtschaftsgebiet
TSA Technologische Spezialausrüstungen
VM Valuta-Mark
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VVB Vereinigung Volkseigener Betriebe
ZBA Zentrale Belichtungsanlage
ZFTM Zentrum für Forschung und Technologie Mikroelektronik
ZK Zentralkomitee (der SED)
ZMD Forschungszentrum für Mikroelektronik Dresden
ZVE Zentrale Verfahrensentwicklung

7.3 Quellen und Literatur

7.3.1 Ungedruckte Quellen

Archiv der Zeiss-Stiftung in Jena
Signaturen: VA 02226, VA 04847, VA 05074, VA 05086.

Bundesarchiv Berlin (BArch)
Staatliche Plankommission (DE 1),
Signaturen: 52854, 52855, 52856, 52857, 52919, 53531, 53867, 54089,
54090, 54463, 55383.
Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik (DG 10),
Signaturen: 12-897/40018 und 12-897/40012
Ministerium für Wissenschaft und Technik (DF 4),
Signaturen: 14651 und 22245.

Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) Berlin einschließlich der
Außenstellen Dresden, Erfurt und Gera

Juristische Hochschule des MfS:
BStU, MfS-JHS 21406, BStU, MfS-JHS 21592, BStU, MfS-JHS 21843, BStU,
MfS-JHS 22005;
Berichtsakten Inoffizieller Mitarbeiter: BStU, MfS-AIM 10854/91, BStU,
MfS-AIM 19794/91, BStU, MfS-AIM 10794/91, BStU, MfS-AIM 10823/91,
BStU, MfS-A 11009/91, BStU, MfS-AGMS 12334/91, BStU, Ast. Erfurt,
Reg. – Nr.: 515/84 und Reg.-Nr. IX 2070/80 sowie Ast. Gera, 203/75, Ast.
Gera, 2090/80 und X 1062/88;
Hauptabteilung XVIII: BStU, MfS-HA XVIII, Nr. 638, 1994, 4715, 7872,
9117, 9505, 9521, 10048, 10099, 10226, 10228, 10228, 10230, 10439,
10439, 12147;
Abteilung XVIII der Bezirksverwaltung Erfurt: BStU, Ast. Erfurt, Abt. XVIII,
Bd. 1–7, 10–11 und 13–16;
Bezirksverwaltung Gera: ZMA 000449, ZMA 000515, ZMA 001207, ZMA
001207, ZMA 001212, ZMA 001215, ZMA 003029, ZMA 003031, ZMA
003031, ZMA 003031, ZMA 003035, ZMA 003049, ZMA 003091 sowie
Abt. XVIII Nr. 3094.
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Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im
Bundesarchiv (SAPMO-BArch)

Politbüro, Wirtschaftskommission beim Politbüro, Abteilung Maschinenbau
und Metallurgie des Zentralkomitees: J IV 2/2A-3155, J IV 2/2A-3009, J IV
2/2A-2975, J IV 2/2A-2839, J IV 2/2A-2471, J IV 2/2A-2303, J IV 2/2A-
2248, J IV 2/2-2242, J IV 2/2-2146, J IV 2/2-2136, J IV 2/2-2014, J IV 2/2-
2003, J IV 2/2-1949, J IV 2/2-1921, J IV 2/2-1729;
DY 30/J IV 2/2A-2853, DY 30/J IV 2/2A-2839, DY 30/J IV 2/2A-2568,
DY 30/J IV 2/2A-2076, DY 30/J IV 2/2A-2075, DY 30/J IV 2/1-541, DY
30/J IV 2/2-2136, DY 30/IV 2/2.101-55, DY 30/IV 2/2.101-53, DY
30/29914;
vorl. SED DY 30, Nr. 29887, vorl. SED DY 30, Nr. 29888, vorl. SED DY 30,
Nr. 30164;
Büro Mittag: die Nummern 17692, 38526/2, 35651, 41769 und 41774.

Thüringisches Staatsarchiv Gotha
Bestand ERMIC GmbH Erfurt (ehemals Kombinat Mikroelektronik), die
Nummern 820, 989 und 994.

Thüringisches Staatsarchiv Rudolstadt
Bezirksleitung Gera der SED, Nr. A 9786.

Thüringisches Hauptstaatsarchiv Weimar
Bezirksleitung Erfurt der SED, die Nummern 4657 und 6890.
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